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1 Zusammenfassung 

Unsere Studie untersucht in den sechs bevölkerungsreichsten Flächenstaaten 

Deutschlands (Baden-Württemberg, Bayern, Brandenburg, Niedersachsen, Nord-

rhein-Westfalen und Sachsen), was Schüler/innen in den Jahrgängen 7 – 13 allge-

meinbildender Schulen laut den Curricula im sozialwissenschaftlichen Fächerbe-

reich (Gesellschaft – Politik – Recht – Wirtschaft) verbindlich über Politik lernen sol-

len. Dabei konzentrieren wir uns jeweils auf die beiden derzeit von den meisten 

Schüler/innen besuchten Schulformen – das ist in allen untersuchten Bundeslän-

dern das Gymnasium sowie die Realschule (Baden-Württemberg, Bayern), die Ober-

schule (Brandenburg, Niedersachsen, Sachsen) bzw. die Gesamtschule (NRW). Zur 

Analyse der verbindlichen Inhalte haben wir ausschließlich die obligatorischen Inhalts-

felder und die verbindlichen inhaltsspezifischen Kompetenzen betrachtet und analysiert, 

welche von 16 inhaltlichen Kategorien dort wie häufig thematisiert werden und in-

wiefern es dabei Unterschiede und Gemeinsamkeiten zwischen den sechs Ländern 

gibt. 

Die 16 inhaltlichen Kategorien sind grobe Begriffe für Unterrichtsgegenstände, die 

in Politik, Gesellschaft und in der wissenschaftlichen Fachdidaktik laut offiziellen 

Dokumenten als besonders bildungsrelevant erachtet werden. Wir haben sie über-

wiegend (13) in einem deduktiven Verfahren anhand einer Analyse von KMK-

Beschlüssen, -Empfehlungen u. ä. und einer Analyse des Handbuchs für Politische 

Bildung (Sander 2014, Standardwerk der Politikdidaktik in Deutschland) gewonnen. 

Ein kleiner Teil der Kategorien (3) ist induktiv aus den Lehrplänen abgeleitet. Die 

16 Kategorien sind (in alphabetischer Reihenfolge): Europäische Union, Extremis-

mus, Geschlecht(erpolitik), Globalisierung, Internationale Beziehungen, Kommu-

nalpolitik, politische Medien(bildung), Multikulturelle Gesellschaft / Migration, 

Ökologische Nachhaltigkeit, Politisches System Deutschlands, Recht(swesen), 

Schul-Demokratie, Sozialisation, Sozialpolitik, Wirtschaft I (einzelwirtschaftliche 

Perspektive) und Wirtschaft II (gesamtwirtschaftliche Perspektive). 

Wir gliedern unsere Ergebnisse in nicht-gymnasiale Schulformen (Kapitel 2), gym-

nasiale Sekundarstufe I (Kapitel 3) und gymnasiale Sekundarstufe II (Kapitel 4).  

Als Ergebnis unserer Studie halten wir fest, dass sowohl bei den obligatorischen 

Inhaltsfeldern als auch bei den verbindlichen inhaltsspezifischen Kompetenzen in 

allen Bundesländern die Kategorien Wirtschaft I (einzelwirtschaftlich), Wirtschaft 

II (gesamtwirtschaftlich), Politisches System Deutschlands und etwas weniger auch 

Internationale Beziehungen und Europäische Union, nicht nur überwiegen (was 

wohl zu erwarten war), sondern dass sie so extrem stark dominieren, dass ein Teil der 

anderen Kategorien – selbst bei der großen Zahl der verbindlichen inhaltsspezifi-

schen Kompetenzen – extrem stark, teilweise bis zur völligen Ignoranz an den Rand 

gedrängt wird. Im Mittelpunkt der Curricula steht die genaue Analyse der drei poli-

tischen Systeme (BRD, EU, IB), des Wirtschafts-Systems und in der Sek. I auch die 

Analyse ökonomischer Rollen. 

So haben die drei dominanten Kategorien Politisches System Deutschlands, Wirt-

schaft I und Wirtschaft II jeweils für sich im Mittel in etwa sieben bis achtmal so viele 
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Kompetenzen wie die besonders stark marginalisierten Kategorien ökologische 

Nachhaltigkeit, Multikulturelle Gesellschaft / Migration, Sozialisation, Geschlecht 

und Extremismus (jeweils für sich). Diese Aussage gilt für den jeweiligen Gesamt-

korpus der Kompetenzen aus allen sechs Ländern sowohl in der nicht-gymnasialen 

Sek. I als auch in der gymnasialen Sek. I und in der gymnasialen Sek. II. Die Zahl 

der Kompetenzen zu den drei dominanten Kategorien liegt jeweils im hohen zwei-

stelligen oder oft im dreistelligen Bereich pro Schulform bzw. –stufe (Gesamtkor-

pus für alle sechs Länder). Dagegen konzentriert sich der jeweilige Wert für die fünf 

besonders stark marginalisierten Kategorien ungefähr im Bereich von 10 bis 25 pro 

Kategorie pro Schulform bzw. –stufe (Gesamtkorpus) und liegt teilweise (deutlich) 

darunter. 

So werden zu den Kategorien Extremismus und Multikulturelle Gesellschaft / Mig-

ration nur wenige, extrem wenige oder in manchen Schulformen mancher Bundes-

länder gar keine verbindlichen inhaltsspezifischen Kompetenzen gefordert. Der 

prozentuale Anteil der Kompetenzen zur Kategorie Extremismus an der Gesamt-

zahl der sozialwissenschaftlichen Kompetenzen eines Bundeslands in einer Schul-

form liegt im Durchschnitt bei nur 2,4 % / 1,4 % / 1,2 % (Extremismus in nicht-

gymnasialer Sek. I / gymnasialer Sek. I / gymnasialer Sek. II). Bei der Kategorie 

Multikulturelle Gesellschaft / Migration liegen die entsprechenden Werte mit 3 % 

/ 2,9 % / 0,7 % nur marginal darüber. Bayern ist das Land, das zu diesen beiden 

Kategorien die wenigsten Kompetenzen (alle zusammengerechnet drei) formuliert, 

während NRW (alle zusammengerechnet 18) die meisten vorgibt. Die Behandlung 

von Extremismus wird in den Kompetenzen zudem oft institutionalistisch verengt, 

d. h. ohne Einbezug soziokultureller, sozialpsychologischer u. ä. Aspekte formuliert. 

Ähnlich extrem wenige Inhaltsfelder und Kompetenzen existieren für die Kategorie 

ökologische Nachhaltigkeit. Der prozentuale Anteil der Kompetenzen zu dieser Ka-

tegorie an der Gesamtzahl der sozialwissenschaftlichen Kompetenzen eines Bun-

deslands in einer Schulform liegt im Durchschnitt bei 4,9 % (nicht-gymnasiale Sek. 

I), 3,3 % (gymnasiale Sek. I) bzw. 3,2 % (gymnasiale Sek. II). Zudem handelt es sich 

dabei in ungefähr der Hälfte der Fälle nur um Teil-Kompetenzen, da Ökologie in 

diesen nur ein Aspekt u. a. ist, der betrachtet werden soll. Fachlich sehr problema-

tisch ist auch, dass ökologische Nachhaltigkeit in den Kompetenzen oft als Angele-

genheit des Verbrauchers betrachtet und so individualisiert und entpolitisiert wird.  

Auch zu Sozialisation und ganz besonders zu Geschlecht(erpolitik) gibt es extrem 

wenige oder in vielen Fällen sogar gar keine verbindlichen inhaltsspezifischen Kom-

petenzen. Die entsprechenden prozentualen Anteile liegen bei 0,9 % / 1,5 % / 

1,2 % (Sozialisation in nicht-gymnasialer Sek. I / gymnasialer Sek. I / gymnasialer 

Sek. II) bzw. bei 0,5 % / 0,5 % / 0,7 % (Geschlecht in nicht-gymnasialer Sek. I / 

gymnasialer Sek. I / gymnasialer Sek. II). In Bayern, Sachsen, Brandenburg und 

Niedersachsen konnten wir zu Geschlecht(erpolitik) in allen untersuchten Lehrplä-

nen keine einzige verbindliche inhaltsspezifische Kompetenz identifizieren. 

Dagegen dominieren die drei Kategorien Politisches System Deutschlands und 

Wirtschaft I und Wirtschaft II sowohl die Rangliste der Inhaltsfelder als auch auf 

extrem starke Weise die Rangliste der verbindlichen inhaltsspezifischen Kompeten-

zen. Der prozentuale Anteil der Kompetenzen zur Kategorie Politisches System 
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Deutschlands an der Gesamtzahl der sozialwissenschaftlichen Kompetenzen eines 

Bundeslands in einer Schulform liegt im Durchschnitt bei 12,4 % (nicht-gymnasiale 

Sek. I) bzw. 18 % (gymnasiale Sek. I) bzw. 16,8 % (gymnasiale Sek. II). Ähnliches 

gilt für Wirtschaft I, wo die entsprechenden Werte bei 19,3 % / 17 % / 10,9 % 

liegen, und für Wirtschaft II, wo die Werte 13,9 % / 13,1 % / 18,2 % betragen. 

Es geht in den curricularen Vorgaben also primär um System-Orientierung (politi-

sches System und Wirtschaftssystem), weniger um Problemorientierung im bil-

dungstheoretischen Sinne im Anschluss an Wolfgang Klafki (1996), also um Schlüs-

selprobleme wie Umweltkrise u. ä. 

Zu dieser System-Orientierung passt, dass die Kompetenzen zur Kategorie Politi-

sches System Deutschlands v. a. in der Sek. I einer „modernisierten Institutionen-

kunde“ ähneln, in denen – v. a. in Baden-Württemberg – kleinschrittig Institutionen 

überwiegend auf den Niveaus der Anforderungsbereiche (AFB) 1 und 2 erarbeitet 

werden sollen. Zwar sollen in vielen Bundesländern auch konventionelle politische 

Partizipationsmöglichkeiten in der Demokratie erarbeitet und beurteilt werden. Der 

Fokus der Kompetenzen liegt aber deutlich stärker auf institutionalisierten Akteu-

ren und Verfahren (Wahlen, Parteien) als auf Bürgerinitiativen, Verbänden, Nicht-

regierungsorganisationen (NGO) o. ä. Ziviler Ungehorsam, Demonstrationen, Pro-

test kommen in den Kompetenzen nirgends explizit vor. Auch problemorientiert-

kritisches Denken, etwa im Sinne der demokratiefreundlichen Reflexion über 

Schwächen der heutigen Demokratie oder der Suche nach innovativen demokratie-

freundlichen institutionellen Verbesserungsmöglichkeiten der heutigen Demokratie 

angesichts ihrer derzeitigen Krise, ist sehr selten anzutreffen. 

Im Bereich Politik zeigt sich zudem eine deutliche Betonung der makro- gegenüber 

der mikropolitischen Ebene: die Kategorien Europäische Union und Internationale 

Beziehungen werden gemessen sowohl an der Zahl der Inhaltsfelder als auch der 

Zahl der Kompetenzen deutlich häufiger und durchgängiger thematisiert als die Ka-

tegorien Schul-Demokratie und Kommunalpolitik. 

Im Mittelfeld der Häufigkeiten bei der Zahl der Inhaltsfelder als auch der Kompe-

tenzen liegen die Kategorien Sozialpolitik / Sozialstruktur, Medien und Recht(swe-

sen). Bei letzterer zeigt sich ein geteiltes Bild: in den südlichen Bundesländern gibt 

es dazu eher viele Inhaltsfelder und Kompetenzen, in den nördlichen Bundeslän-

dern fast keine Inhaltsfelder und nur wenige Kompetenzen. Politisch-ökonomische Me-

dienbildung erfährt in der nicht-gymnasialen Sek. I im Durchschnitt mehr (und 

meist angemessenes) Gewicht, wohingegen das relative Gewicht dieser Kategorie 

im Gymnasium im Durchschnitt im Vergleich dazu abnimmt und oft etwas knapp 

ausfällt. 
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2 Fragestellung und Vorgehensweise 
der Untersuchung 

Was sollen Schüler/innen allgemeinbildender Schulen in sozialwissenschaftlichen 

Fächern in Deutschland lernen? Mit welchen ökonomischen, politischen und sozi-

alen Themen und Fragestellungen sollen sich Lernende und Lehrende laut den Cur-

ricula beschäftigen? Welche Fragestellungen, Bereiche und Probleme sollen in den 

Mittelpunkt des Lernprozesses gerückt werden, auf den dieser immer wieder rekur-

rieren soll, und welche Inhalte und Probleme werden – bewusst oder unbewusst – 

ausgespart, vernachlässigt oder nur als mögliches, d. h. von der Lehrkraft und / 

oder der Klasse eventuell zu wählendes Exempel, aber nicht als zwingendes Obliga-

torium behandelt? Und welche Rolle spielt Demokratie-Lernen im engeren Sinne 

dabei, also das kritisch-reflexive Lernen über kollektive politische Prozesse der De-

liberation, der kontroversen Diskussion, der Verhandlung und der Abstimmung in 

Politik, aber auch in Gesellschaft und Wirtschaft, zu denen alle Bürger laut „dem 

Versprechen der Demokratie“ (Jörke 2019) gleiche Einflusschancen haben sollen?   

Zur Beantwortung dieser Frage sind die explizit ausgegebenen, obligatorischen Inhalts-

felder in den Curricula ein erster sinnvoller, wenn auch noch etwas grober Indikator. 

Ein zweiter Indikator, der auf einer anderen Ebene ansetzt und noch genauere Ein-

sichten ermöglicht, sind die in den Curricula ausgewiesenen verbindlichen inhaltsspezi-

fischen Kompetenzen. Inhaltlich nicht spezifische Kompetenzen, sog. inhaltsüber-

greifende Kompetenzen, haben wir in der Zählung nicht berücksichtigt. 

Tabelle 1: Übersicht über die analysierten Lehrpläne 

nicht-gymnasiale Sekundarstufe I gymnasiale Sekundarstufe I 

 Baden-Württemberg (2016): Gemein-

schaftskunde. Gemeinsamer Bil-

dungsplan der Sekundarstufe I. 

 Baden-Württemberg (2016): Wirt-

schaft /Berufs- und Studienorientie-

rung. Gemeinsamer Bildungsplan der 

Sekundarstufe I. 

 Bayern (2017): Sozialkunde. Lehr-

planPlus Realschule. (Klasse 10). 

 Bayern (2017): Wirtschaft und Recht. 

LehrplanPlus Realschule. (Klasse 9). 

(Wahlpflichtfächergruppe I/IIIb)1. 

 Baden-Württemberg (2016): Gemeinschafts-

kunde. Bildungsplan des Gymnasiums. 

 Baden-Württemberg (2016): Wirtschaft / Be-

rufs- und Studienorientierung. Bildungsplan 

des Gymnasiums. 

 Bayern (2017): Politik und Gesellschaft (NTG, 

SGHG, WWG, MuG). LehrplanPlus Gymna-

sium (Klasse 10). 

 Bayern (2017): Wirtschaft und Recht (NTG, 

SGHG, WWG, MuG). LehrplanPlus Gymna-

sium (Klasse 10)2. 

 Brandenburg (2015): Politische Bildung. Jahr-

gangsstufen 7 – 10.  

 

 

1  Siehe die Stundentafeln zur Realschule in Bayern unter: https://www.gesetze-bayern.de/Con-

tent/Document/BayRSO-ANL_1 

2  Siehe die Stundentafeln zum Gymnasium in Bayern unter: https://www.gesetze-bayern.de/Con-

tent/Document/BayGSO-ANL_1 

https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayRSO-ANL_1
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayRSO-ANL_1
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayGSO-ANL_1
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayGSO-ANL_1
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 Brandenburg (2015): Politische Bil-

dung. Jahrgangsstufen 7 – 10.  

 Brandenburg (2015): Wirtschaft-Ar-

beit-Technik. Jahrgangsstufen 5 – 10. 

 Niedersachsen (2018): Politik. 

Kerncurriculum für die Oberschule. 

Schuljahrgänge 7 – 10. 

 Niedersachsen (2013): Wirtschaft. 

Kerncurriculum für die Oberschule. 

Schuljahrgänge 7 – 10. 

 Nordrhein-Westfalen (2011): Gesell-

schaftslehre. Kernlehrplan für die Ge-

samtschule – Sekundarstufe I. Ab-

schnitt A: fächerintegriert. 

 Nordrhein-Westfalen (2013): Arbeits-

lehre. Kernlehrplan für die Gesamt-

schule – Sekundarstufe I. Abschnitt A: 

fächerintegriert. 

 Sachsen (2019): Gemeinschafts-

kunde / Rechtserziehung. Lehrplan 

Oberschule. 

 Sachsen (2019): Wirtschaft-Technik-

Haushalt/Soziales. Lehrplan Ober-

schule. 

 Brandenburg (2015): Wirtschaft-Arbeit-Tech-

nik. Jahrgangsstufen 5 – 10. 

 Niedersachsen (2015): Politik-Wirtschaft. 

Kerncurriculum für das Gymnasium. Schul-

jahrgänge 8 – 10. 

 Nordrhein-Westfalen (2019): Wirtschaft-Poli-

tik. Kernlehrplan für die Sekundarstufe I. Gym-

nasium in Nordrhein-Westfalen. 

 Sachsen (2019): Gemeinschaftskunde / 

Rechtserziehung / Wirtschaft. Lehrplan Gym-

nasium. 

nicht-gymnasiale Sekundarstufe II gymnasiale Sekundarstufe II 

 
 Baden-Württemberg (2016): Gemeinschafts-

kunde. Bildungsplan des Gymnasiums. 

 Baden-Württemberg (2016): Wirtschaft. Bil-

dungsplan des Gymnasiums. 

 Bayern (2017): Sozialkunde (eigenständig). 

LehrplanPlus Gymnasium (Jahrgangsstufen 

11 / 12). 

 Bayern (2017): Wirtschaft und Recht. Lehr-

planPlus Gymnasium (Jahrgangsstufen 11 / 

12). 

 Brandenburg (2015): Politische Bildung. Rah-

menlehrplan für den Unterricht in der gymna-

sialen Oberstufe im Land Brandenburg.  

 Niedersachsen (2018): Politik-Wirtschaft. 

Kerncurriculum für das Gymnasium – gymna-

siale Oberstufe. 

 Nordrhein-Westfalen (2013): Sozialwissen-

schaften. Kernlehrplan für die Sekundarstufe 

II. Gymnasium / Gesamtschule in Nordrhein-

Westfalen. 

 Sachsen (2019): Gemeinschaftskunde / 

Rechtserziehung / Wirtschaft. Lehrplan Gym-

nasium. 

Eigene Darstellung. 
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Untersucht haben wir diese beiden Indikatoren anhand der Lehrpläne allgemeinbil-

dender Schulen für die Jahrgangsstufen 7 bis 13 aller Fächer im sozialwissenschaft-

lichen Spektrum (Gesellschaft, Politik, Recht, Wirtschaft) in den sechs  von der Be-

völkerungszahl her größten Flächenländern in Deutschland (Baden-Württemberg, 

Bayern, Brandenburg, Niedersachsen, NRW und Sachsen). Wir haben zum einen 

die Curricula für das Gymnasium analysiert, da dies dort jeweils die am häufigsten 

besuchte Schulform ist. Zum anderen haben wir die Lehrpläne für die jeweils am 

zweithäufigsten besuchte Schulform betrachtet (Realschule in Baden-Württemberg 

und Bayern, Oberschule in Brandenburg, Niedersachsen und Sachsen sowie die Ge-

samtschule in NRW). Lernfelder (oder Anteile davon) und Kompetenzen, die (in 

sehr breit aufgestellten Integrationsfächern) den Bereichen Geografie, Geschichte, 

Hauswirtschaft i .e. S. und Technik zuzurechnen sind, haben wir nicht berücksich-

tigt, sondern nur Lernfelder und Kompetenzen zu den Bereichen Gesellschaft, Po-

litik, Recht und Wirtschaft. 

Wir möchten an dieser Stelle betonen, dass eine Einbeziehung der nicht-gymnasia-

len Sekundarstufe II, also der Schulen im beruflichen System, dringend erforderlich 

ist. Mit Blick auf die politische Orientierung und demokratische Partizipation von 

Jugendlichen und jungen Erwachsenen ist diese Bildungsphase höchst relevant. Wir 

vermuten, dass die Lernenden an beruflichen Schulen in Sachen politische Bildung 

und Demokratiebildung curricular systematisch anders adressiert werden als Gym-

nasiastinnen und Gymnasiasten. Es war aber im Rahmen unserer Studie leider nicht 

möglich, auch diesen Teil des Bildungssystems zu berücksichtigen. 

Konkret haben wir die Lehrpläne einbezogen, die im Januar 2020 gültig waren oder 

zu diesem Zeitpunkt (Januar 2020) als „künftig gültig“ (z.  B. für Bayern: Realschule 

Sozialkunde Klasse 10, gültig ab 2022/23) bezeichnet wurden (Tabelle 1).  

Die Jahrgangsstufen 5-6 haben wir nicht systematisch in unsere Analyse einbezogen, 

da uns vor allem interessierte, welche Inhalte und Probleme auf einem einigermaßen 

ambitionierten fachlichen Niveau unterrichtet werden sollen. Zudem sind in diesen 

Jahrgangsstufen politische Themen, wenn sie denn vorkommen, noch stark mit ge-

ografischen und historischen Anteilen vermischt. Dennoch haben wir bei unerwar-

teten, kritischen Analyseergebnissen zu den Jahrgängen 7 bis 10 punktuell geprüft, 

ob sie sich auch bei Einbezug gesellschaftswissenschaftlicher Fächer der Jahrgangs-

stufen 5-6 halten lassen: kommt ein Thema, das im Jahrgang 7 bis 10 überra-

schenderweise nicht behandelt wird, vielleicht nur früher in Klasse 5-6 zur Sprache? 

An den entsprechenden Stellen gehen wir darauf ein (s. u.). 

Nicht obligatorische Wahlbereiche, sog. „mögliche Konkretisierungen“ o. ä., unver-

bindliche Empfehlungen haben wir in der quantitativen Zählung nicht berücksich-

tigt – weder bei den Inhaltsfeldern noch bei den Kompetenzen. Wir weisen aber 

punktuell an geeigneten Stellen darauf hin, wo es erhellend ist. 

In unserer Analyse haben wir die in den Curricula angegebenen obligatorischen In-

haltsfelder sowie die verbindlichen inhaltsspezifischen Kompetenzen 16 klassischen Ge-

genstandsbereichen (Kategorien) aus Gesellschaft, Politik, Recht und Wirtschaft zu-

geordnet (Tabelle 2, in alphabetischer Reihenfolge). 
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Die intensive Behandlung fast aller dieser 16 Kategorien wird explizit in diversen 

Beschlüssen u. ä. der Kultusministerkonferenz (KMK) gefordert, empfohlen oder 

stark nahegelegt („Demokratie als Ziel, Gegenstand und Praxis historisch -politi-

scher Bildung und Erziehung in der Schule“ vom 11.10.2018; „Europabildung in 

der Schule“ vom 05.05.2008; „Umwelt und Unterricht“ vom 17.10.1980; „Bildung 

für nachhaltige Entwicklung in der Schule“ vom 15.06.2007; „Interkulturelle Bil-

dung und Erziehung in der Schule“ vom 05.12.2013; „Medienbildung in der Schule“ 

vom 09.03.2012; „Leitlinien zur Sicherung der Chancengleichheit durch geschlech-

tersensible schulische Bildung und Erziehung“ vom 06.10.2016; „Verbraucherbil-

dung an Schulen“ vom 12.09.2013; „Menschenrechtsbildung in der Schule“ vom 

11.10.2018). Die in diesen Schriften der KMK nicht explizit genannten Kategorien 

Internationale Beziehungen und Recht(swesen) sind Kategorien mit einer langjähri-

gen Tradition in den Curricula aller oder einiger Bundesländer und seit langem 

durch die entsprechenden Einheitlichen Prüfungsanforderungen für die Abiturprü-

fung abgedeckt (KMK 2005; 2006). Unsere Kategorisierung wird auch durch das 

Handbuch Politische Bildung gestützt, dem zentralen Standardwerk der Politikdi-

daktik in Deutschland, das fast alle der o. g. 16 Kategorien besonders betont, indem 

es sie als besondere „inhaltsbezogene Aufgabenfelder“ oder aber als „Praxisfeld“ 

(Schul-Demokratie) in jeweils einem Kapitel aufgreift (Sander 2014). 

Tabelle 2: Kategorien für die obligatorischen Inhaltsfelder und Kompetenzen 

Kategorien für die curricularen Bereiche Gesellschaft, Politik, Recht und Wirtschaft  

 Europäische Union 

 Extremismus (inkl. Populismus u. ä.) 

 Geschlecht / Geschlechterpolitik 

 Globalisierung (als mehrdimensionales Thema sui generis) 

 Internationale Beziehungen 

 Kommunalpolitik 

 Politische Medien(bildung) (fachspezifisch) 

 Multikulturelle Gesellschaft / Migration, interkulturelles Lernen 

 Ökologische Nachhaltigkeit 

 Politisches System der Bundesrepublik Deutschland 

 Recht(swesen) 

 Schul-Demokratie 

 Sozialisation 

 Sozialpolitik, Sozialstruktur (inkl. Sozialer Wandel) 

 Wirtschaft I (Dominanz der einzelwirtschaftlichen Perspektive, d. h. Analyse ökonomischer Rollen wie Arbeit-

nehmer, Unternehmen, Verbraucher u. ä.) 

 Wirtschaft II (Dominanz der gesamtwirtschaftlichen Perspektive, d. h. Wirtschaftspolitik / Makroökonomie / 

Wirtschaftstheorie) 

Eigene Darstellung. 

Die einzigen Ausnahmen, die in diesem Handbuch keine besondere Behandlung 

erfahren und auch nicht in den KMK-Schriften oder EPA betont werden, sind die 

drei Kategorien Kommunalpolitik, Sozialisation und Sozialpolitik / Sozialstruktur. 
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Da manche Lehrpläne diese Kategorien aber betonen (s. u.), wollen wir sie mit ein-

beziehen, da wir den Curricula anderenfalls nicht gerecht würden. Zudem wird man 

diese drei Kategorien, wenn man Demokratie auch als „Lebens- und Gesellschafts-

form“ (Himmelmann 2016) begreift, berücksichtigen müssen. 

Wir haben also untersucht, welche dieser 16 Kategorien im Vergleich untereinander 

von den Inhaltsfeldern bzw. den verbindlichen inhaltsspezifischen Kompetenzen 

wie häufig abgedeckt werden. Gibt es z. B. Kategorien, die deutlich und durchgängig 

dominieren? Gibt es dabei Unterschiede zwischen den Bundesländern? Auf welche 

Weise werden die Lernfelder zu diesen Kategorien inhaltlich gefasst und wie werden 

die Kompetenzen formuliert? Dominiert z. B. eher der Anforderungsbereich 1, 2 

oder 3 (kurz AFB3)? Werden wichtige fachwissenschaftliche Erkenntnisse berück-

sichtigt? Wird das kritisch-innovative Denken über Gesellschaft gefördert oder (im-

plizit) nahegelegt, dass faktisches, aktuelles gesellschaftliches Sein von Institutionen 

auch ihr normatives Sollen impliziert? Wie stark oder wie wenig wird auf die Befä-

higung zur Teilnahme an demokratischen Prozessen in Gesellschaft, Politik, Schule 

und Wirtschaft hingearbeitet? Welche Dimensionen werden in bestimmten Inhalts-

feldern in den Blick genommen: primär institutionelle Strukturen oder auch gesell-

schaftliche, sozialpsychologische Prozesse? Welche Formen der Partizipation wer-

den stark, welche weniger, welche gar nicht betont? Sind Kompetenzen zu bestimm-

ten Kategorien individualistisch oder gesellschaftspolitisch gerahmt? 

Die große Mehrzahl sowohl der obligatorischen Inhaltsfelder als auch der verbind-

lichen inhaltsspezifischen Kompetenzen waren anhand des jeweiligen Titels und der 

Beschreibung leicht eindeutig einer der 16 o. g. Kategorien zuordenbar. In sehr sel-

tenen Fällen gab es Inhaltsfelder bzw. Kompetenzen, die derart offen formuliert 

oder auch sehr allgemein und diffus beschrieben waren, dass uns eine Zuordnung 

nicht sinnvoll erschien, um die Verteilung nicht zu verzerren. Der Anteil der In-

haltsfelder bzw. der verbindlichen inhaltsspezifischen Kompetenzen, die wir aus 

diesem Grund nicht zugeordnet haben, liegt in jedem der drei Schultypen (nicht-

gymnasiale Sek. I, gymnasiale Sek.1 und gymnasiale Sek. II) bei höchstens 5 %. 

Ein Beispiel für eines der sehr wenigen Inhaltsfelder, das wir keiner der sechzehn 

Kategorien zugeordnet haben, ist „Methoden und Arbeitstechniken“, das erste In-

haltsfeld im Fach Sozialkunde in der Realschule in Bayern, da hier Methoden im 

Vordergrund stehen und die Inhalte nicht spezifisch genug für eine Zuordnung sind. 

Ein Beispiel für eine der sehr wenigen Kompetenzen, die wir nicht zugeordnet und 

damit nicht gezählt haben, ist: „anhand eines aktuellen politischen Konflikts (zum 

 

 

3  Laut den Einheitlichen Prüfungsanforderungen der KMK (Beschluss vom 01.12.1989 in der Fas-

sung vom 17.11.2005) für die Abiturprüfung umfasst der AFB 1 das Wiedergeben und Darstellen 

von Sachverhalten aus einem abgegrenzten Gebiet und im gelernten Zusammenhang. Im AFB 2 

geht es demnach um das selbständige Erklären, Bearbeiten und Ordnen bekannter Sachverhalte 

und das angemessene Anwenden gelernter Inhalte und Methoden auf andere Sachverhalte. Der 

AFB 3 umfasst laut KMK den reflexiven Umgang mit neuen Problemstellungen, den eingesetzten 

Methoden und gewonnenen Erkenntnissen, um zu Begründungen, Folgerungen, Beurteilungen 

und Handlungsoptionen zu gelangen (KMK 2005). 



 

15 

Beispiel Umwelt-, Verbraucher-, Energiepolitik, Digitalisierung, Migration, Ver-

schuldung, demografischer Wandel, Friedenssicherung) eine Fallstudie erstellen.“ 

(Baden-Württemberg, Sek. I). Die Nicht-Berücksichtigung in diesem Fall wie in den 

anderen sehr wenigen Fällen begründet sich damit, dass die Kompetenz inhaltlich 

vollkommen unspezifisch ist. 

Manchmal gibt es Fälle, in denen – nach sehr genauer Prüfung der vorgegebenen 

Inhalte – ein Inhaltsfeld zwei, oder in sehr seltenen Fällen auch drei bis maximal 

vier der fünfzehn oben gelisteten Kategorien zuzuordnen war. Dies haben wir an-

teilig als 0,5 bzw. 0,33 bzw. 0,25 Inhaltsfelder angerechnet. Diese anteilige Wertung 

war in seltenen Fällen auch deshalb nötig, weil in manchen integrativen Fächern 

bestimmte Inhaltsfelder einen sozialwissenschaftlichen Bereich mit einem außer-

halb von Gesellschaft, Politik, Recht und Wirtschaft liegenden Bereich wie z. B. 

Geschichte koppeln. Anteile unter 25 % haben wir bei den Inhaltsfeldern nicht ge-

wertet. 

Ebenso gibt es auch bei den verbindlichen inhaltsspezifischen Kompetenzen zuwei-

len Fälle, in denen eine Kompetenz zwei oder maximal drei der 16 Kategorien zu-

ordenbar ist. In diesen Fällen haben wir die Anrechnung der Kompetenz nicht hal-

biert oder gedrittelt, sondern für jede Kategorie als eine ganze Kompetenz gewertet. 

In der genaueren Analyse der Kompetenzen gehen wir an wichtigen Stellen darauf 

ein, wenn es sich z. B. bei einer ohnehin nur schwach abgedeckten Kategorie zudem 

nur um Teil-Kompetenzen handelt. Wir haben festgestellt, dass Teil-Kompetenzen 

deutlich überdurchschnittlich häufig bei Kategorien vorkommen, die ohnehin nur 

selten abgedeckt werden, während sie bei ohnehin gut abgedeckten Kategorien eher 

selten sind. Würde man Teil-Kompetenzen nur halbiert oder gedrittelt anrechnen, 

würde unser Ergebnis zum sehr unterschiedlichen Gewicht der Kategorien also 

noch etwas stärker ausfallen als es ohnehin ist. 

Beim interpretativen Vergleich der Zahl der Inhaltsfelder und der Zahl der Kom-

petenzen zwischen verschiedenen Kategorien ist zu bedenken, dass mehr Inhalts-

felder / Kompetenzen in Kategorie A als in Kategorie B nicht unbedingt bedeuten, 

dass die Schüler definitiv mehr in A lernen, mehr Zeit damit verbringen o. ä. als in 

B. Das ist natürlich auch davon abhängig, wie viele Stunden einem Inhaltsfeld bzw. 

einer Kompetenz zugewiesen werden. Dies haben wir nicht berücksichtigt, weil die 

Stundenzahl selbst bei den Inhaltsfeldern nur von einem Drittel der hier untersuch-

ten Lehrpläne (nur Bayern und Sachsen) angegeben wird. Dennoch hat der Ver-

gleich durchaus Aussagekraft: während geringe Differenzen bei der Zahl der Inhalts-

felder und / oder Kompetenzen zwischen Kategorie A und B nicht unbedingt bedeu-

ten, dass über A mehr als über B gelernt wird, so sind deutliche oder gar extreme 

Differenzen bei der Zahl der Inhaltsfelder bzw. Kompetenzen zwischen Kategorie 

A und B als sehr starkes Indiz dafür zu werten, dass A als fachdidaktisch wichtiger 

erachtet wird als B. 

Die Zahl der verbindlichen inhaltsspezifischen Kompetenzen zu den Kategorien 

erfassen wir zum einen a) absolut, d. h. als jeweilige über alle Bundesländer hinweg 

addierte Summe zu jeder der 16 Kategorien, getrennt nach den drei Schulformen / 

-stufen (Gesamtkorpora). Dabei muss man sich bewusst sein, dass Bundesländer 
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mit einer höheren Gesamtzahl an Kompetenzen die Häufigkeitsverteilung der Ka-

tegorien im jeweiligen Gesamtkorpus stärker bestimmen als Bundesländer mit einer 

geringen Gesamtzahl an Kompetenzen. Um auch eine Perspektive ohne diesen Ein-

flussfaktor zu erhalten, berechnen wir zum anderen b) auch das jeweilige relative, also 

prozentuale Gewicht der Zahl der Kompetenzen zu jeder der 16 Kategorien an der 

Gesamtzahl der sozialwissenschaftlichen Kompetenzen in einer bestimmten Schul-

form /-stufe in jedem Bundesland und dann jeweils im Durchschnitt der Bundes-

länder. Dabei haben wir festgestellt, dass alle unsere zentralen Befunde unabhängig 

davon sind, ob man gemäß a) oder b) vorgeht.  

Die Perspektive b) erlaubt einen schnellen Blick darauf, ob eine bestimmte Katego-

rie in den Kompetenzen eines Bundeslands bzw. im Durchschnitt aller Bundeslän-

der relativ über- oder unterbetont wird (in einer Schulform / Schulstufe). Denn bei 

einer gleich starken Betonung aller 16 Kategorien müsste jede von ihnen einen Pro-

zentanteil von exakt 6,25 % (an allen Kompetenzen im jeweiligen Curriculum) er-

halten (Äquivalenzindikator). Aus unserer Sicht gibt es keine überzeugenden fachdi-

daktischen Gründe dafür, einen Teil der o. a. 16 Kategorien gegenüber einem ande-

ren Teil quantitativ deutlich zu bevorzugen bzw. zu benachteiligen, denn alle erschei-

nen uns in etwa gleich wichtig und bei einer fachlich angemessenen Behandlung in 

etwa gleich umfassend. Von daher kann man als Faustregel sagen, dass ein Prozen-

tanteil für eine Kategorie im Bereich von 5 bis 7,5 % als angemessen gelten darf. 

Abweichungen nach oben davon zeigen eine starke Betonung (bis 10 %), sehr starke 

Betonung (bis 15 %) bzw. extrem starke Betonung (> 15 %) einer bestimmten Ka-

tegorie an, die zumindest sehr begründungsbedürftig ist. Umgekehrt zeigen Abwei-

chungen nach unten eine starke Vernachlässigung (bis 4 %), sehr starke Vernach-

lässigung (bis 2 %) bzw. extrem starke Vernachlässigung (< 2 %) an, die ebenso 

zumindest sehr begründungsbedürftig ist.  

Wir beginnen die Darstellung unserer empirischen Ergebnisse mit den Curricula der 

nicht-gymnasialen Schulformen der Sekundarstufe I (Kapitel 2), vergleichen diese 

dann mit den Ergebnissen zum Gymnasium bis zum Ende der Sekundarstufe I (Ka-

pitel 3) und präsentieren zum Schluss die Ergebnisse zur gymnasialen Sekundarstufe 

II (Kapitel 4). 
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3 Nicht-gymnasiale Sekundarstufe I, 
Kl. 7 bis 10 

In den sechs Bundesländern können in der nicht-gymnasialen Sekundarstufe I in 

den Jahrgangsstufen 7 bis 10 insgesamt rund 89 Inhaltsfelder (IF) für den Themen-

bereich Gesellschaft, Politik, Recht und Wirtschaft identifiziert werden. Davon 

konnten 84,5 Inhaltsfelder auf eine oder mehrere der 16 Kategorien (ganz oder teil-

weise) sinnvoll angerechnet werden (Abbildung 1). Weitere 4,5 Inhaltsfelder haben 

wir wegen fehlender inhaltlicher Spezifik nicht zugeordnet. 

3.1  Inhaltsfelder 

Im Vergleich der Bundesländer wird deutlich, dass Baden-Württemberg von der 

Konzeption der Inhaltsfelder her am vielfältigsten aufgestellt ist: zwölf von allen 16 

Kategorien werden dort von mindestens einem Inhaltsfeld abgedeckt. Das Gegen-

teil dazu bildet Bayern, in dem die Inhaltsfelder lediglich vier von allen 16 Katego-

rien abdecken (nur Wirtschaft I und II, politisches System Deutschlands und 

Rechtswesen). Dieser Kontrast ist möglicherweise auch die Folge davon, dass Ba-

den-Württemberg zwei sozialwissenschaftliche Fächer hat (Gemeinschaftskunde 

und Wirtschaft / Berufs- und Studienorientierung), die laut Stundentafel im nicht-

gymnasialen Bereich jeweils durchschnittlich 1,25 Schulstunden pro Jahr von Jahr-

gangsstufe 7 bis 10 unterrichtet werden. Dagegen wird in der Realschule in Bayern 

das Fach Sozialkunde laut Stundentafel in der Regel nur einmal im Jahrgang 10 und 

das Fach Wirtschaft / Recht in der Regel nur einmal im Jahrgang 9 (mit je 2 Schul-

stunden) unterrichtet. Die anderen Bundesländer liegen hinsichtlich des Abde-

ckungsgrads der 16 Kategorien zwischen Baden-Württemberg und Bayern, wobei 

sie alle tendenziell näher an Baden-Württemberg liegen und sich somit mehr oder 

weniger deutlich von Bayern absetzen. 

Für das Demokratie-Lernen ist außerdem bemerkenswert, dass Baden-Württemberg 

als einziges Bundesland ein ganzes Inhaltsfeld hat, in dem die Demokratie in der 

eigenen Schule den Mittelpunkt des Lernens bilden soll. Zwar wird diese kontrastive 

Aussage dadurch etwas relativiert, dass in den Jahrgängen 5 / 6 auch Brandenburg 

(in Gesellschaftswissenschaften) und NRW (Gesamtschule, Gesellschaftslehre) die 

Mitbestimmung der Schüler in der eigenen Schule zum Gegenstand einer (rudimen-

tären) politischen Analyse macht (jeweils ein Drittel eines Inhaltsfelds). Aber es wird 

offenkundig, dass es deutliche Konsequenzen hat, ob man diesen Gegenstand be-

reits im 5. und 6. Jahrgang unterrichten soll (Brandenburg, NRW) oder erst in den 

Jahrgängen 7-9 (Baden-Württemberg): Der Umfang und das fachlich(-kritisch)e Ni-

veau dieses Themas sind in Baden-Württemberg (acht Kompetenzen) eindeutig hö-

her als in Brandenburg (zwei verbindliche stichwortartige Spiegelstriche) und NRW 

(drei halbe Kompetenzen). In Baden-Württemberg zielt dabei eine Kompetenz so-

gar auf den AFB 3 („… und die Mitwirkungsrechte der Schülerinnen und Schüler 

bewerten“, unsere Hervorhebung). Insofern ist dort sogar eine begründete Kritik der 

Lernenden an ggf. ungenügenden Mitwirkungsrechten zumindest nicht ausgeschlos-

sen. Außerdem wird explizit davon ausgegangen, dass das Schulleben regelmäßig 
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nicht völlig harmonisch ist. So lautet eine Kompetenz: „einen vorgegebenen Konflikt 

innerhalb der Schule analysieren“. Eine Lehrkraft und Schüler/innen, die in Baden-

Württemberg kritisch-reflektierenden Unterricht über die aus demokratischer Sicht 

womöglich nicht uneingeschränkt befriedigenden Verhältnisse an der eigenen 

Schule machen möchte, können sich also in gewisser Hinsicht auf den Lehrplan 

berufen. Die anderen beiden Bundesländer sind hingegen nicht nur im Umfang, 

sondern auch in ihren Formulierungen deutlich zurückhaltender; z. B. taucht dort 

der Begriff „Konflikt“ nicht auf. 

Abbildung 1: Relevanz der Kategorien, nicht-gymnasiale Sek. I (7 bis 10, In-

haltsfelder) 

Eigene Darstellung, absolute Häufigkeiten der Kategorien gemessen an den einschlägigen Inhaltsfeldern; (N = 89, inkl. 
der nicht sinnvoll zuordenbaren Inhaltsfelder) 

Betrachtet man das Gesamtbild der Verteilung der Inhaltsfelder aus allen ausge-

wählten Bundesländern auf die 16 Kategorien, zeigt sich, dass die meisten Inhalts-

felder (23) der Kategorie „Wirtschaft I“ zugeordnet werden können. Bei der dabei 

im Mittelpunkt stehenden Analyse einzelwirtschaftlicher Entitäten und Rollen han-

delt es sich v. a. um die drei Kernrollen Arbeitnehmer, Unternehmer und Verbrau-

cher. Diese drei Rollen werden in der Regel fast alle von den Bundesländern mit 

einem Inhaltsfeld abgedeckt. Es gibt drei Ausnahmefälle: Bayern hat in der Real-

schule (Jahrgang 9, Fach Wirtschaft / Recht) kein Inhaltsfeld für Unternehmen bzw. 

die Rolle des Unternehmers. In Brandenburg gibt es in den Jahrgängen 7 bis 10 kein 

genuines Inhaltsfeld für die Rolle des Verbrauchers und Verbraucherschutz, wenn-

gleich in den Jahrgängen 5 / 6 im Inhaltsfeld Ernährung zwei von elf verbindlichen 
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Spiegelstrichen (also weniger als 20 %) zum Thema Verbraucherschutz gehören 

(Fach Gesellschaftswissenschaften). Auch in NRW existiert lediglich ein halbes In-

haltsfeld für die Verbraucherrolle in den Jahrgängen 5 / 6 (Fach Arbeitslehre). 

Überaus systematisch geht Baden-Württemberg vor: es ordnet die Inhaltsfelder ge-

zielt nach ökonomischen Alltagsrollen, sodass jede der folgenden mikroökonomi-

schen Rollen ein Inhaltsfeld erhält (im Jahrgang 7 bis 10): Konsument, Geldanleger, 

Kreditnehmer, Berufswähler, Arbeitnehmer, Versicherungsnehmer, Unternehmer. 

Die Kategorie mit den zweitmeisten Inhaltsfeldern (insgesamt 12,5 IF) ist „Wirt-

schaft II“. Hierbei geht es um die gesamtwirtschaftliche Perspektive, also um (rudi-

mentäre) volkswirtschaftliche Analysen, staatliches Handeln in der Marktwirtschaft 

und die deutsche Wirtschaftsordnung der Sozialen Marktwirtschaft – dieser Begriff 

taucht oft direkt im Titel des Lernfelds auf. 

Nach diesen beiden ökonomischen Kategorien kommt die Kategorie „Politisches 

System Deutschlands“ mit 11,25 Inhaltsfeldern auf Platz 3. Diese und die zwei ge-

nannten ökonomischen Kategorien (Wirtschaft I und II) sind die (einzigen) drei 

Kategorien, denen sich mindestens ein ganzes (oder anteiliges) obligatorisches In-

haltsfeld in jedem der sechs Bundesländer zuordnen lässt. Jedes Bundesland hat 

sogar mehr als ein ganzes Inhaltsfeld, das sich der Kategorie „Politisches System 

Deutschlands“ gut zuordnen lässt – mit Ausnahme der Gesamtschule in NRW, wo 

wir nur ein Viertel eines Inhaltsfelds angerechnet haben. Denn im Fach Gesell-

schaftslehre wird die gegenwartsorientierte Betrachtung des politischen Systems 

Deutschlands stark von einem historischen Zugriff an den Rand gedrängt (man be-

ginnt bei den fränkischen Königen und endet nach vielen Jahrhunderten am Ende 

bei der Rolle von NGOs heute). Es wird dort zwar zweimal das Inhaltsfeld „Herr-

schaft, Partizipation und Demokratie“ gelehrt, aber beide Male dominieren quanti-

tativ eindeutig historische Schwerpunktvorgaben und Kompetenzen bzw. es wird 

beim zweiten Mal auch noch die Europäische Union in das Inhaltsfeld eingefügt.  

Manche fragen sich hier vielleicht: Wird dem Subsystem Wirtschaft also über alle 

sechs Bundesländer betrachtet zumindest im Schnitt mehr Gewicht eingeräumt wird 

als dem Subsystem Politik? Hier ist aus verschiedenen Gründen nachdrücklich vor 

vorschnellen Schlüssen zu warnen.  

Erstens bedeutet „mehr Lernfelder“ nicht unbedingt „mehr Zeit“, da die Lernfelder 

unterschiedliche Zeitkontingente umfassen können. Zu bedenken ist zweitens, dass 

man fünf Kategorien, in denen es um politische Systeme auf verschiedenen Ebenen 

geht, zu einer Oberkategorie „Politische Systeme“ analytisch zusammenschließen 

kann, die sich aus „Schul-Demokratie“, „Kommunalpolitik“, „Politisches System 

Deutschlands“ „Europäische Union“ und „Internationale Beziehungen“ zusam-

mensetzt. Diese Oberkategorie „Politische Systeme“ vereint rund 24 Inhaltsfelder 

und liegt so leicht über der Kategorie „Wirtschaft I“. Diese Oberkategorie „Politi-

sche Systeme“ liegt aber deutlich unter der Zahl der Inhaltsfelder einer Oberkate-

gorie „Wirtschaft“, die Wirtschaft I und Wirtschaft II umfasst, auf sie entfallen 35,5 

Inhaltsfelder. 
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Befund 1: Starke Repräsentation der wirtschaftlichen Mikroebene, schwache 

Repräsentation der politischen Mikroebene 

Interessant ist jedenfalls, dass die Mikroebene von Wirtschaft (die drei Alltagsrollen 

rund um das Unternehmen: Verbraucher, Arbeitnehmer, Unternehmer) in den Jahr-

gängen 7 bis 10 überall durch relativ viele Inhaltsfelder abgedeckt wird, die Mikro-

ebene von Politik – also Politik in der Schule, aber auch die Kategorie der Kommu-

nalpolitik – im Vergleich dazu meistens deutlich weniger oft behandelt wird.  

So erhält Kommunalpolitik zwischen Jahrgang 7 und 10 ausschließlich in Baden-

Württemberg und Sachsen ein eigenes obligatorisches Inhaltsfeld. Daran ändert sich 

nichts, wenn man die Analyseebene von den Inhaltsfeldern auf die Ebene der Kom-

petenzen wechselt: verbindliche inhaltsspezifische kommunalpolitische Kompeten-

zen formulieren im Jahrgang 7 bis 10 ebenfalls ausschließlich Baden-Württemberg 

und Sachsen. Auch ein prüfender Blick in den Jahrgang 5 / 6 ändert an dieser Fest-

stellung nichts Grundlegendes: in Nordrhein-Westfalen (Gesamtschule, Gesell-

schaftslehre) wird im Inhaltsfeld 1 eine einzige Kompetenz zur Kommunalpolitik 

formuliert (von acht ganzen Kompetenzen in diesem Inhaltsfeld), weil man sich 

dieses Feld mit Geschichte (Athen, Sparta etc.) teilen muss. Nur etwas mehr bietet 

der Jahrgang 5 / 6 in Brandenburg: immerhin ein Drittel eines Inhaltsfeldes ist ver-

bindlich reserviert für die Analyse eines kommunalen Flächennutzungskonflikts.  

Im Vergleich zur Mikroebene der Politik (Schul-Demokratie sowie Kommunalpoli-

tik) erfährt die Makroebene der Politik im Jahrgang 7 bis 10 im Durchschnitt signi-

fikant mehr Gewicht, denn jedes Land mit Ausnahme von Bayern hat dort (mindes-

tens) ein Inhaltsfeld zur Kategorie Internationale Beziehungen (IB). Ähnliches gilt 

für die makropolitische Kategorie „Europäische Union“: jedes Bundesland hat hier-

für im Jahrgang 7 bis 10 ein Inhaltsfeld, das man entsprechend werten kann. Aus-

nahme ist auch hier Bayern sowie zum Teil die Gesamtschule in Nordrhein-West-

falen, wo nur ein Viertel eines Inhaltsfelds anrechenbar ist, da die EU dort in ein 

Inhaltsfeld mit stark historischen Anteilen und Anteilen zum politischen System 

Deutschlands „hineingezwängt“ wird. Am stärksten bei beiden makropolitischen 

Kategorien (EU und IB) ist dagegen Sachsen mit zusammengerechnet fast drei an-

rechenbaren Inhaltsfeldern (im Jahrgang 7 bis 10). Sachsen und Baden-Württem-

berg sind also stark darin, systematisch alle politischen Ebenen von der lokalen 

Kommune bis zur UNO durchgehend abzudecken. Alle anderen Bundesländer ha-

ben hier mehr oder weniger große Lücken (s. o.), ganz besonders Bayern. 

Befund 2: Süd-Nordgefälle bei der Repräsentation von Recht 

Die Zahl der Inhaltsfelder, die sich um das Subsystem Recht(swesen) als Mittelpunkt 

drehen, fällt deutlich geringer aus (insgesamt sieben) als jene zu den Subsystemen 

Wirtschaft und Politik. Hier zeigt sich ein Süd-Nord-Gefälle: Sachsen, Baden-Würt-

temberg und Bayern decken diese Kategorie mit 3,5 bzw. 2 bzw. 1 Inhaltsfeld(ern) 

ab, wohingegen Brandenburg nur ein halbes und Niedersachsen und NRW gar kein 

Feld vorsehen. Ein prüfender Blick in den Jahrgang 5 / 6 ändert an dieser Feststel-

lung nichts. Vorwegnehmend soll schon hier konstatiert werden, dass dies nicht 

bedeutet, dass in Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen gar keine Kompetenzen 
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zum Recht(swesen) formuliert werden, da diese in geringem Maße in anderen, ver-

wandten Inhaltsfeldern (z. B. politisches System der BRD) integriert werden. Den-

noch ist gerade in Nordrhein-Westfalen (Gesamtschule) das Recht nur geringfügig 

abgedeckt mit zwei Kompetenzen (einmal Jugendschutzgesetz, einmal Jugendkrimi-

nalität), wohingegen die drei südlichen Länder deutlich mehr Kompetenzen formu-

lieren und dadurch tiefer in Details des Rechtswesens einsteigen, z. B. „Straf- und 

Zivilprozess vergleichen“ (Baden-Württemberg). Das Jugendschutzgesetz wird 

überall explizit erwähnt (mit Ausnahme von Niedersachsen). 

Befund 3: Sehr schwache Repräsentation von vielen gesellschaftlichen Kate-

gorien 

Auffällig ist, dass die Zahl der Inhaltsfelder, in denen gesellschaftliche Probleme und 

Konflikte bzw. stark soziokulturell bedingte Probleme und Konflikte im Mittelpunkt 

stehen, deutlich niedriger ist als die Zahl der Inhaltsfelder, deren Mittelpunkt sich 

um ökonomisches Handeln oder um Wirtschaftssysteme und politische Systeme, 

also Institutionengefüge dreht. So hält es kein einziges Curriculum für nötig, Ge-

schlecht(er)politik oder Extremismus in den Mittelpunkt eines Inhaltsfeldes zu stel-

len. Bei Multikultureller Gesellschaft / Migration sind es insgesamt zwei Inhaltsfel-

der (je eins in Baden-Württemberg und Brandenburg), bei Sozialisation 2,5 Inhalts-

felder (2 BW, 0,5 NW), bei der Ökologischen Nachhaltigkeit 3,5 Inhaltsfelder (2 

NW, 1 NI, 0,5 BB). Medien(bildung) (fachspezifisch) in den Mittelpunkt rücken 4 

Inhaltsfelder (2 NW, 1 NI, 1 BW). Dasselbe gilt für Sozialpolitik (1 jeweils in BW 

BB, NW; in SN zwei Drittel eines Inhaltsfeldes, in NI ein Drittel).  

Dies sind alles besonders problemorientierte Kategorien, die a) relativ nah an der 

Lebenswelt der Lernenden liegen (Geschlecht, Multikulturalität, Sozialisation), b) 

den Charakter von immer dringlicher werdenden epochalen Schlüsselproblemen 

(Klafki 1996) haben und deshalb erhebliche Teile von Lernenden („Fridays for Fu-

ture“) zu regelmäßigen Demonstrationen veranlassen (ökologische Nachhaltigkeit) 

oder c) die Grundlage jeder Demokratie und damit jeglichen Demokratie-Lernens 

radikal in Frage stellen (Extremismus). Trotzdem werden diese Kategorien – zu-

mindest implizit – von den Lehrplankonstrukteuren offenbar als weniger wichtig 

für die Jahrgänge 7 bis 10 erachtet, da sie sehr selten in den Mittelpunkt eines In-

haltsfeldes gerückt werden. 

Ein prüfender Blick in den Jahrgang 5 / 6 bestätigt dies: dort findet man nur in dem 

Bundesland (Nordrhein-Westfalen, Gesamtschule), das ohnehin schon als eines der 

wenigen stark in den beiden Kategorien ökologische Nachhaltigkeit und Medien ist, 

noch ein paar weitere kleine Teile von Inhaltsfeldern, wobei diese aber wohl auch 

wegen dieser frühen Jahrgangsstufe weniger genuin politisch, sondern relativ stark 

geografisch, individualistisch o. a. geprägt sind. 

3.2  Kompetenzen 

Ändert sich das Gesamt-Bild, wenn man stärker ins Detail geht und nicht mehr grob 

Inhaltsfelder, sondern alle einzelnen verbindlichen inhaltsspezifischen Kompetenzen 

(IK) den 16 Kategorien zuordnet? Auch das haben wir untersucht (Abbildung 2). 
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Nicht berücksichtigt haben wir Kategorien, die in den Kompetenzformulierungen 

nur durch letztlich unverbindliche Hinweise („zum Beispiel“ o. ä.) kurz angedeutet 

werden. Uns interessiert nur, was in den Curricula wirklich als „Muss“ definiert 

wird. 

Abbildung 2: Relevanz der Kategorien, nicht-gymnasiale Sek. I (7 bis 10, Kom-

petenzen) 

Eigene Darstellung, absolute Häufigkeiten der Kategorien gemessen an den einschlägigen Inhaltsfeldern; (N = 711, 
inkl. der nicht sinnvoll zuordenbaren inhaltsspezifischen Kompetenzen)  

Doch die Verfeinerung der Analyseebene durch den Wechsel von Inhaltsfeldern auf 

verbindliche inhaltsspezifische Kompetenzen ergibt bezüglich des ungefähren Ge-

wichts der 16 Kategorien keine grundlegenden Verschiebungen. Es dominieren 

auch hier die beiden Wirtschaftsbereiche mit insgesamt 271 verbindlichen inhalts-

spezifischen Kompetenzen (davon waren 2 IK waren nicht sinnvoll auf Wirtschaft 

I oder II aufzuteilen), wobei wir betonen, dass wir die Kompetenzen zu den betriebspraktikum-

affinen Inhaltsfeldern noch gar nicht mitgezählt haben. Diese könnte man noch hinzuzählen, 

sodass die Anzahl der Kompetenzen in der Ober-Kategorie Wirtschaft wachsen 

würde. Ebenfalls betonen wir hier, dass wir eindeutig hauswirtschaftliche, wirtschaftstechnische, 

wirtschaftshistorische und wirtschaftsgeografische Kompetenzen (oft in NRW Gesellschaftslehre) 

auch nicht mitgezählt haben – mit Ausnahme von seltenen Fällen, in denen ein aus Sicht 

ökonomischer Fachdidaktik wichtiger Kompetenzerwerb eindeutig gegeben war, 

z. B. beim Vergleich der Wirtschaftsordnung von DDR und BRD. Die hohe Zahl 

der Kompetenzen zu Wirtschaft I und II ist auch keinesfalls Folge von Mehrfach-

zuordnungen von Kompetenzen, denn der Anteil der Teil-Kompetenzen ist mit 

14 % im Vergleich zu anderen Kategorien unterdurchschnittlich. 
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Eine genauere Aufteilung in primär mikroökonomische Rollenkompetenzen (Wirt-

schaft I, Dominanz der einzelwirtschaftlichen Perspektive des Konsumenten, Haus-

halts, Arbeitnehmers oder Unternehmers) und wirtschaftspolitisch-makroökonomi-

sche Kompetenzen (Wirtschaft II, Dominanz der gesamtwirtschaftlich-systemi-

schen Perspektive) zeigt, dass die Zahl der Kompetenzen in Wirtschaft I mit 150 

gegenüber der Zahl der Kompetenzen in Wirtschaft II mit 119 in den hier unter-

suchten nicht-gymnasialen Schulformen der sechs Bundesländer überwiegt. Diese 

Differenz ist deutlicher ausgeprägt als in der gymnasialen Sek. I (dort 62 zu 60 Kom-

petenzen; vgl. Kap. 3). 

Nun könnte sich jemand wundern: Warum sollen in den nicht-gymnasialen Schul-

formen so viel mehr Kompetenzen zu Wirtschaft I und II vermittelt werden als im 

Gymnasium? Dieses Ergebnis ist ein Artefakt: es liegt primär daran, dass der Lehr-

plan Wirtschaft für die Oberschule in Niedersachsen viel mehr Kompetenzen for-

muliert (134 Kompetenzen) als sonst in allen anderen hier analysierten Curricula 

üblich, weil die Kompetenzen dort sehr feingliedrig aufgeteilt werden, wohingegen 

andere Lehrpläne mehr oder weniger grober formulieren und somit deutlich weniger 

Kompetenzformulierungen auskommen. 

Interessant ist, dass es im nicht-gymnasialen Bereich nur ein Bundesland gibt, in 

dem die Zahl der Kompetenzen von Wirtschaft I (Dominanz der einzelwirtschaft-

lichen Perspektive) unterhalb der Zahl der Kompetenzen von Wirtschaft II (Domi-

nanz der gesamtwirtschaftlichen Perspektive) liegt. Das ist die Gesamtschule in 

Nordrhein-Westfalen (11 zu 18 IK). In allen anderen Bundesländern ist das Ver-

hältnis wie im Gesamtbild umgekehrt (35 zu 25 IK in BW, BY 11 zu 8, BB 10 zu 4, 

NI 72 zu 60, SN 11 zu 4). Ähnliches zeigt sich, wenn man dies in der Ebene der 

Zahl der Inhaltsfelder vergleicht. Die Erklärung dafür dürfte sein, dass Gesell-

schaftslehre als das für Politik zuständige Fach in Nordrhein-Westfalen ein integra-

tives Fach ist, und deshalb über mehrere Inhaltsfelder hinweg immer wieder und so 

insgesamt relativ viele makroökonomisch-wirtschaftspolitische Kompetenzen (14 

von allen 18 in NRW) einbringt. 

Der prozentuale Anteil der Zahl der Kompetenzen zu Wirtschaft I und II in einem 

Bundesland an der Gesamtzahl der sozialwissenschaftlichen Kompetenzen in die-

sem Bundesland (nicht-gymnasiale Sek. I) liegt mit im Durchschnitt 19,3 % extrem 

hoch bzw. 13,9 % sehr hoch. Es sind eindeutig die höchsten Werte aller 16 Kate-

gorien. Auch die Berechnung ohne Niedersachsen (s. o.) ändert daran nur wenig. In 

jedem Bundesland liegt der einzelne Anteil in beiden Kategorien mindestens bei 

10 % (oft deutlich darüber). Die einzige Ausnahme ist Wirtschaft II in Sachsen 

(4,5 %). 

Befund 4: Sehr schwache Repräsentation von Mitbestimmung in Unterneh-

men 

Aus Sicht des Demokratie-Lernens besonders relevant ist, ob und inwieweit die 

Lernenden laut den Lehrplänen auch Kompetenzen zur besonders in Deutschland 

traditionell stark verankerten demokratischen Mitbestimmung der Arbeitnehmer im 

Betrieb und Aufsichtsrat von Unternehmen erwerben sollen und wenn ja, welcher 

Art diese Kompetenzen sind. Insgesamt sind es 7 verbindliche inhaltsfeldspezifische 
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Kompetenzen von den 271 Kompetenzen im Gesamtbereich Wirtschaft (Wirtschaft 

I und Wirtschaft II), die Mitbestimmung (auch) ansprechen. Drei Kompetenzen 

dazu formuliert NRW (alle im Fach Arbeitslehre), zwei davon betreffen den AFB 1, 

eine Kompetenz den AFB 3. Dabei wird die „Mitbestimmung in Großunterneh-

men“ mit einbezogen, sodass wohl auch die Mitbestimmung im Aufsichtsrat ange-

sprochen werden soll. Danach folgt Baden-Württemberg, das in zwei Kompetenzen 

die Mitbestimmung anspricht, allerdings nur auf betrieblicher Ebene; außerdem ge-

hören beide Kompetenzen „nur“ zum AFB 1. Jeweils eine einzige Kompetenz zur 

betrieblichen Mitbestimmung im AFB 1 formulieren Niedersachsen und Branden-

burg (ein Spiegelstrich). Im Gegensatz dazu werden in Bayern und Sachsen gar keine 

verbindlichen Kompetenzen zur gesetzlichen Mitbestimmung formuliert. 

Zusammenfassend kann man also sagen, dass die gesetzliche Mitbestimmung in den 

Curricula für die nicht-gymnasiale Sekundarstufe in den Kompetenzen mehrheitlich 

in einem recht begrenzten Umfang oder gar nicht thematisiert wird. Kommt sie 

doch vor, dann inhaltlich eingegrenzt auf den Betriebsrat und didaktisch beschränkt 

auf den AFB 1 (Wiedergabe der existierenden Regelungen). Urteilskompetenzen 

z. B. zur kontroversen Bewertung einer Beschränkung oder Ausweitung der Arbeit-

nehmer-Mitbestimmung finden sich mit einer Ausnahme nicht; Handlungskompe-

tenzen z. B. im Sinn einer Simulation einer Verteidigung von Arbeitnehmerrechten 

durch einen Betriebsrat oder zu dessen Gründung o. ä. gibt es nicht. Allerdings for-

muliert Baden-Württemberg eine verwandte handlungsorientierte Partizipations-

kompetenz: „analoge und digitale Partizipationsmöglichkeiten (z. B. Engagement in 

Verbänden und Gewerkschaften, Onlinepetitionen) im wirtschaftspolitischen Ent-

scheidungsprozess an einem Beispiel beurteilen“. Das Thema „Demokratie im Be-

trieb / im Unternehmen“ spielt also in den Curricula keine große Rolle, obgleich 

man Mitbestimmung aus fachwissenschaftlicher Sicht als eine sehr bedeutsame Di-

mension des spezifisch deutschen Modells der sozialen Marktwirtschaft betrachten 

kann (z. B. Jirjahn 2010; Rapp & Wolff 2019; Jäger u. a. 2019; Redeker 2019). Mit 

Blick auf die duale Berufsausbildung ist Mitbestimmung für einen großen Teil der 

Jugendlichen auch lebensweltlich relevant.  

3.2.1 Politisches System und Demokratie 

Direkt nach den beiden Wirtschaftsbereichen folgt die Kategorie Politisches System 

Deutschlands mit 80 Kompetenzen. Davon sind 10 % Teil-Kompetenzen, was im 

Vergleich zu anderen Kategorien ein unterdurchschnittlicher Wert ist; die hohe Zahl 

der Kompetenzen zur Kategorie Politisches System Deutschlands ist also keine 

Folge von häufigen Mehrfachzuordnungen. 

Bildet man auch hier wieder eine Ober-Kategorie „Politische Systeme / Politik im 

engeren Sinne“, würde diese neben den gerade erwähnten 80 Kompetenzen weitere 

9 Kompetenzen aus dem Bereich Schul-Demokratie, 9 Kompetenzen aus dem Be-

reich Kommunalpolitik, 44 Kompetenzen aus dem Bereich Europäische Union und 

38 Kompetenzen aus dem Bereich Internationale Beziehungen enthalten und so 

insgesamt 180 Kompetenzen umfassen. 
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Befund 5: Fast immer mehr ökonomische als politische Kompetenzen in den 

nicht-gymnasialen Schulformen 

Die Zahl der politischen Kompetenzen i. e. S. (180) ist deutlich geringer als die Zahl 

der ökonomischen Kompetenzen (271) i. e. S. (Wirtschaft I und II ohne Betriebs-

praktika). Besonders stark ausgeprägt ist diese Differenz in Niedersachsen, was teil-

weise daran liegt, dass das Curriculum für das dortige Fach Wirtschaft (Oberschule) 

im Vergleich zu anderen Curricula ungewöhnlich viele Kompetenzen formuliert, da 

es diese sehr feinteilig aufgliedert. Aber: auch in allen anderen Bundesländern über-

wiegt die Zahl der Kompetenzen zur Ober-Kategorie „Wirtschaft I und II“ mehr 

oder weniger deutlich die Zahl der Kompetenzen zur Ober-Kategorie „Politische 

Systeme“. Die Ausnahme dazu bildet Sachsen, wo es umgekehrt ist. Das liegt daran, 

dass sich dort nur 10 Unterrichtsstunden im Fach Gemeinschaftskunde / Rechtser-

ziehung mit Wirtschaft beschäftigen und sich im Fach Wirtschaft / Technik / Haus-

halt / Soziales – wie der Name bereits zeigt – viele Kompetenzen um wirtschafts-

technische und haus-wirtschaftliche Aspekte drehen, die wir nicht gewertet haben, da 

sie nicht zur ökonomischen Bildung i. e. S. gehören. 

Das konstatierte Verhältnis zwischen Wirtschaft und Politik bestätigt sich auch aus 

einer anderen Analyseperspektive. Der prozentuale Anteil der Kompetenzen zur 

Oberkategorie „Politische Systeme“ in einem Bundesland an der Gesamtzahl der 

sozialwissenschaftlichen Kompetenzen in diesem Bundesland beträgt im Durch-

schnitt rund 26,4 %. Der entsprechende Prozentanteil der Oberkategorie Wirtschaft 

(Wirtschaft I und II) liegt mit rund 33,3 % um fast sieben Prozentpunkte höher (wie 

oben berechnet ohne betriebspraktikum-affine Kompetenzen). Auch bei dieser Analyseper-

spektive sind die Einzelkategorien Wirtschaft I, Wirtschaft II und Politisches Sys-

tem Deutschlands mit durchschnittlichen Prozentanteilen von 19,3 % bzw. 13,9 % 

bzw. 12,4 % die mit Abstand stärksten Kategorien. 

Welche Inhalte geben die 80 Kompetenzen zur Kategorie Politisches System 

Deutschlands in der nicht-gymnasialen Sekundarstufe I vor? Um dies zu analysieren, 

haben wir Subkategorien (s. u.) gebildet, wobei Mehrfachzuordnungen möglich 

sind. Am häufigsten (35) sprechen die Kompetenzen den grundlegenden Rahmen 

des politischen Systems an, d. h. die Subkategorie „Grundrechte, Grundgesetz, 

Grundwerte, Rechtsstaat, Demokratieprinzipien und freiheitlich-demokratische 

Grundordnung (FDGO)“. Danach kommt mit 17 Kompetenzen die Subkategorie 

„Zusammenwirken der Bundesorgane und anderer politischer Akteure im Gesetz-

gebungsprozess und dessen konkretere Institutionen“. Die Subkategorie „Politische 

Partizipation“ folgt mit 7 Kompetenzen. Weitere Subkategorien sind: Wahlsystem 

(5), Parteien (4), Systemvergleich (aber nur repräsentative vs. direkte Demokratie) 

(4), Politikzyklus und / oder seine Kategorien (4), Verbände und Interessenorgani-

sationen (3), Bürgerinitiativen und NGOs (2). Die Subkategorie „ziviler Ungehor-

sam, Demonstrationen, Protest o. ä.“ wird in den Kompetenzen gar nicht angespro-

chen. Insgesamt zeigt sich so das Bild einer modernisierten Institutionenkunde, die 

bei den Lernenden (oft explizit) direkt die normative Achtung der Werte unseres 

politischen Systems erreichen will und dies v. a. dadurch, dass ein genaues Verständ-

nis der institutionellen und prozessualen Abläufe des deutschen politischen Systems 

bei den Lernenden entsteht. 
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Befund 6: Kein verbindlicher Systemvergleich Demokratie / Diktatur in der 

Sek. I 

Überraschenderweise wird der länderübergreifende Systemvergleich Demokratie 

versus Diktatur / Autokratie (z. B. China, Iran, Nordkorea) in den Kompetenzen 

in der Sek. I nicht thematisiert. Einzige (partielle) Ausnahme davon ist Sachsen, wo 

rechnerisch 5 Unterrichtsstunden der Analyse autoritärer politischer Systeme in ei-

nem Inhaltsfeld zu internationaler Politik gewidmet werden sollen. In Brandenburg 

ist der Vergleich mit der DDR eine „mögliche Konkretisierung“. Dabei könnten Schü-

ler/innen in der Sek. I die Vorteile von Demokratie und auch die Nicht-Selbstver-

ständlichkeit von Demokratie durch anschauliche länderübergreifende Vergleiche 

womöglich besser verstehen als wenn man sich ausschließlich mit dem deutschen 

demokratischen System und dort mit Details, wie z. B. „dem Spannungsverhältnis 

von freiem Mandat und Fraktionszwang“ (Kompetenz in Baden-Württemberg) be-

schäftigt. Durch länderübergreifende System-Vergleiche könnten Schüler/innen der 

Sek. I erkennen, dass Demokratie zwar auch oft Defizite hat, aber trotzdem immer 

noch deutlich besser abschneidet als andere Systeme. Das dürfte als Vorbeugung 

gegen extremistische Ideologien womöglich nicht unwichtig sein. 

Der Fokus bei den Kompetenzen zum politischen System Deutschlands liegt sehr 

deutlich auf den AFB 1 und 2 (rekapitulierendes Beschreiben und Analysieren / 

Vergleichen u. ä.), und wird meist nur eher punktuell ergänzt um den AFB 3 (nor-

matives Bewerten, sehr selten „kritisch hinterfragen“, „Widersprüche zwischen Ver-

fassungsideal und Verfassungswirklichkeit aufdecken“ o. ä.). Der jeweilige Anteil 

von AFB 3-Kompetenzen an allen Kompetenzen zur Kategorie Politisches System 

Deutschlands in einem Bundesland liegt bei 10 % oder darunter. Ausgerechnet Bay-

ern sticht hier durch eine andere Priorität deutlich hervor: dort beträgt der entspre-

chende AFB 3-Anteil knapp 37 %. (Brandenburg erlaubt hier keine Aussage, da es 

in der Sek. I keine inhaltsspezifischen Kompetenzen formuliert). 

Dagegen ist besonders Baden-Württemberg bei der Kategorie Politisches System 

der BRD durch eine kleinteilige traditionelle Institutionenkunde geprägt: von 24 

Kompetenzen verlangen 22 den beschreibenden, erklärenden, vergleichenden 

Nachvollzug existierender Institutionen, Organe und Akteure, während lediglich 

zwei Kompetenzen eine offene Erörterung nahelegen. Der Lehrplan Baden-Würt-

tembergs macht zwar einen überaus systematischen, geordneten Eindruck, was ge-

wisse Vorteile hat, aber die Kompetenzformulierungen sind im Vergleich zu den 

anderen Bundesländern gerade in dieser Kategorie oft sehr detailliert und auch 

quantitativ umfangreich. 

Befund 7: Demokratische Selbst- und Mitbestimmung der Lernenden keines-

wegs selbstverständlich 

Diese Eigenart Baden-Württembergs dürfte aus Sicht des Demokratie-Lernens den 

Nachteil mit sich bringen, dass wenig Raum für dezentrale Demokratie im Fachun-

terricht bleibt, d. h. den Schüler/innen (und Lehrkräften) bleibt wenig Raum, demo-

kratisch selbst- und mitzubestimmen, was sie selbst gerne über die deutsche Demokratie 

(oder andere politische Systeme) lernen möchten. Stattdessen wird dies zentralis-
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tisch durch rigide, engmaschige Kompetenzformulierungen stark von der Bürokra-

tie (dem Lehrplan) fremdbestimmt vorgegeben – jedenfalls dann, wenn man die 

verbindlichen inhaltsspezifischen Kompetenzen ernst nimmt. Diese Fremdbestim-

mung von Lehrkräften und Schüler/innen dürfte nicht im Sinne genuiner Demo-

kratie sein, sie ist auch aus motivationspsychologischer Sicht sehr problematisch 

(z. B. Deci & Ryan 2008). 

Im Vergleich dazu sind die Kompetenzformulierungen der anderen Bundesländer 

im Durchschnitt offener, d. h. lassen (etwas) mehr Interpretationsspielraum und da-

mit mehr Raum für die demokratische Selbst- und Mitbestimmung der Klasse und 

der Lehrkraft. Das gilt ganz besonders für Brandenburg (ähnlich Sachsen), wo nur 

grobe Inhalte stichwortartig verbindlich vorgegeben sind. Dieser qualitative Befund 

lässt sich quantitativ untermauern: dividiert man die Gesamtzahl der verbindlichen 

inhaltsspezifischen sozialwissenschaftlichen Kompetenzen in einer Schulform in einem 

Bundesland durch das Stundenkontingent der sozialwissenschaftlichen Fächer in 

diesem Bundesland laut Stundentafel (Jahrgänge 7 – 10), erhält man eine Größe, die 

man als „Dichte der verbindlichen inhaltsspezifischen Kompetenzen (Kompetenz-

dichte)“ bezeichnen kann. Diese Kompetenzdichte konzentriert sich in den sechs 

Bundesländern zumeist in einer Bandbreite zwischen ca. 12 und 17. Nur Branden-

burg weicht mit ca. 4 sehr deutlich nach unten davon ab4, hat also eine sehr geringe 

Dichte von verbindlichen Inhalten pro Stundenkontingent. Dagegen formuliert Ba-

den-Württemberg seine Kompetenzen qualitativ nicht nur sehr engmaschig (s. o.), 

sondern liegt auch mit einer Kompetenzdichte von ca. 16 (Realschule) quantitativ 

am oberen Rand. 

Das in den letzten beiden Absätzen Gesagte gilt auch für die gymnasiale Sek. I (dort 

liegt die Kompetenzdichte in Baden-Württemberg bei 17; in Brandenburg ist der 

Lehrplan derselbe). Will man also die demokratische Selbst- und Mitbestimmung 

der Lernenden und Lehrkräfte stärken, könnte sich die Standardisierung der Kom-

petenzen wie im Lehrplan Brandenburgs ausschließlich auf inhaltsübergreifende Kom-

petenzen richten (allgemeine politische Analyse-, Urteils-, Methoden- und Hand-

lungskompetenz). 

Befund 8: Dominanz einer modernisierten Institutionenkunde 

Das Bild einer überwiegenden, modernisierten Institutionenkunde wiederholt sich 

bei den Kompetenzen zur Kategorie „Europäische Union“. Diese Kategorie ist 

zwar gemessen an der Zahl der Kompetenzen in allen Ländern angemessen abge-

deckt. Aber qualitativ fällt auch hier Baden-Württemberg mit fünf Kompetenzen im 

Fach Gemeinschaftskunde auf, die ausschließlich auf die AFB 1 und 2 zugeschnitten 

sind (erläutern, beschreiben, zuordnen, darstellen, vergleichen), wogegen sich in den 

anderen Bundesländern zum Teil auch einige Kompetenzformulierungen finden, die 

 

 

4  Würde man die hauswirtschaftlichen und wirtschaftstechnischen Anteile im Fach WAT in Bran-

denburg hinzuzählen (die wir hier wie gesagt ausgeklammert haben, da sie nicht zur ökonomi-

schen Bildung i. e. S. zählen), läge die Kompetenzdichte etwas höher. Aber der Anstieg wäre 

keinesfalls so stark, dass Brandenburg seine Ausnahmestellung verlieren würde. 
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zumindest offen für den AFB 3 sind, obgleich sie dann oft recht allgemein gehalten 

sind (z. B. „nehmen exemplarisch Stellung zu Entscheidungen auf europäischer 

Ebene“ (Niedersachsen), „eigene Visionen für das Zusammenleben in Europa ent-

wickeln“ (Sachsen)). So können Lehrkräfte und Schüler/innen mehr demokratische 

Selbst- und Mitbestimmung im Unterricht bei der Auswahl der Inhalte erfahren. 

Im Kern geht es in allen Curricula jedenfalls darum, dass Lernende verstehen sollen, 

wie das politische System Deutschlands (und der EU) genau funktioniert und daraus 

sollen sie normativ schließen, dass es ein ‚gutes‘ System ist. Lernende sollen offen-

bar gegen die Gefahr der extremistischen politischen Devianz dadurch immunisiert 

werden, dass sie das System genau kennenlernen und dabei die Güte seiner Werte 

erkennen. Es geht im Wesentlichen also um den Nachvollzug dessen, was ist und 

die Zustimmung (im Großen und Ganzen) dazu (wobei in den inhaltsspezifischen 

Kompetenzen punktuell Kritik an Details als erlaubt angedeutet wird). 

Dass eine große Stärke der Demokratie hingegen darin liegt, sich durch offen selbst-

kritische Analyse immer wieder neu institutionell zu reformieren, wird – zumindest 

in den Kompetenzen – kaum deutlich: Kompetenzen, die Lernende konkret dazu 

auffordern würden, sich problematisierend etwas intensiver mit den vielfältigen un-

vermeidlichen Schwächen der Demokratie (z. B. Graf Kielmansegg 2001) auseinan-

derzusetzen (z. B. Repräsentationsdefizit zukünftiger Generationen, Stein 1998; 

Postdemokratie, Crouch 2004) und im Anschluss daran nach möglichen (demokra-

tisierenden) Reformen der Demokratie zu fragen (z. B. Nanz / Leggewie 2016), fin-

den sich nicht – allerdings mit Ausnahme der Erörterung der Möglichkeit der direk-

ten Demokratie. 

„Dabei läßt sich die Überzeugung, daß die Demokratie auch mit ihren Schwächen ver-
mutlich die beste Chance ist, die wir im Blick auf die Zukunftsherausforderungen ha-
ben, ganz ohne political correctness begründen. Überzeugend allerdings nur, wenn wir 
ihre Schwächen ins Auge fassen, wenn wir diese Schwächen - nicht zuletzt durch den 
Vergleich verschiedener Ausprägungen von Demokratien - präziser zu bestimmen 
versuchen und wenn wir ernstlich darüber nachdenken, wie ihnen beizukommen ist“ 
(Graf Kielmansegg 2001). 
 

Befund 9: Vernachlässigung von Demokratiedefiziten 

Ebenfalls findet sich – weder in den Inhaltsfeldern zum politischen System 

Deutschlands noch in den Inhaltsfeldern zur Sozialstruktur / Sozialpolitik – keine 

Kompetenz, die darauf abzielt, dass Lernende das gravierende politische Repräsen-

tations- und Einflusschancendefizit sozial benachteiligter Schichten (auch) im poli-

tischen System Deutschlands (z. B. Elsässer 2019) erkennen, geschweige denn ana-

lysieren und bewerten. Das ist insofern hochrelevant, da von diesem Defizit über-

wiegend Familien von Schüler/innen auf nicht-gymnasialen Schulformen betroffen 

sind, weil sie überdurchschnittlich häufig aus diesen Schichten kommen. Diese er-

hebliche Abweichung der sozio-politischen Realität vom theoretischen Ideal der 

Demokratie kann man als einen wichtigen Punkt für genuines Demokratie-Lernen 

ansehen, denn die annähernde Gleichheit der Einflusschancen verschiedener Bürger 

auf politische Entscheidungsprozesse war und ist ein zentrales Versprechen der De-

mokratie (Jörke 2019). Die Thematisierung solcher Probleme würde aber das zent-

rale Ziel der Lehrpläne / Kompetenzen verkomplizieren, Loyalität zum heutigen 
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System zu erzeugen, denn dann müssten Lehrkräfte und Lernende tiefer über demo-

kratische Reformen der heutigen Demokratie nachdenken. 

Analog dazu gibt es in den Curricula auch keine genuine Kompetenz, die das heutige 

Institutionengefüge der Europäischen Union auch einmal kritisch diskutieren lässt, 

d. h. exemplarisch an einem Punkt eine konkrete Form des behaupteten „Demokra-

tiedefizits“ der EU (z. B. Jörke 2019) kontrovers erörtern lässt. Wenngleich nicht 

auszuschließen ist, dass eine gewitzte Lehrkraft dies kreativ in die eine oder andere 

eher offen formulierte Kompetenz hineinlesen könnte, taucht dieses Stichwort in 

keiner Kompetenz auf. Am nächsten kommt dem noch die Kompetenz aus einem 

Wirtschafts-Lehrplan: „untersuchen Fallbeispiele für Funktionsprobleme in der 

EU“ aus Niedersachsen (Oberschule Wirtschaft). Wohlgemerkt: dort heißt es „in 

der EU“, nicht jedoch „der EU“. Das wäre für Demokratie-Lernen wichtig: z. B. 

kann eine Demokratie verbreiteten alltäglichen Vorurteilen über die EU nur 

dadurch differenziert begegnen, indem sie Kritik daran – also an sich selbst – offen 

diskutiert, nicht indem sie durch Detailanalyse des Institutionengefüges zeigen will, 

wie alles genau funktioniert und welche „europäischen“ Werte darin zum Ausdruck 

kommen. Wer Kritik an der EU zulässt und wirklich offen kontrovers diskutiert, 

wirkt glaubwürdiger als jemand, der in erster Linie das System EU „präsentiert“ im 

Sinne von „so ist es“, „so funktioniert es“. Zumindest in Baden-Württemberg er-

wecken die Kompetenzen zur EU jedoch eher den Anschein, dass es laut Lehrplan 

primär um letzteres gehen soll. 

Nun mag man einwenden, das wäre für die Sek. I zu früh, das Thema Europa sei 

ohnehin komplex genug und würde v. a. nicht-gymnasiale Schüler „überfordern“. 

Aber: selbst in der gymnasialen Sek. II ändert sich dieses Bild kaum (s. u.). 

Befund 10: Verbindliche Kompetenzen zur Partizipation in der Sek. I nur in 

Baden-Württemberg und Sachsen stark verbreitet 

Abbildung 3 bietet einen Überblick über die – kategorieübergreifende – Häufigkeit 

von inhaltsspezifischen Kompetenzen, in denen es darum geht, dass Lernende erken-

nen können, wie sie durch eigene politische Partizipation u. ä. ihre eigenen Interes-

sen in politischen u. ä. Systemen (auf diversen Ebenen) einbringen / durchsetzen 

können, wobei wir die wenigen Kompetenzen zur ökonomischen Mitbestimmung 

mit einbezogen haben. Die Abbildung zeigt für die nicht-gymnasiale und gymnasiale 

Schulform getrennt den prozentualen Anteil dieser Kompetenzen5 an allen verbind-

lichen inhaltsspezifischen Kompetenzen im jeweiligen Bundesland. Die Differenzen 

zwischen den Ländern und den Schulformen sind recht ausgeprägt. 

 

 

5  Gewertet haben wir dabei nur partizipative Kompetenzen, die sich nicht auf Wahlen beschränken 

und in denen nicht bloße theoretische Zuordnungen o. ä. im Vordergrund stehen (z. B. haben wir 

die rein theoretische Zuordnung von Partizipationsverfahren zu Demokratiemodellen nicht ange-

rechnet). 
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Offensichtlich hält nur Baden-Württemberg inhaltsspezifische, d. h. domänenbezo-

gene Partizipationskompetenzen für die Lernenden aller Schulformen für gleicher-

maßen relevant. In der Tat ist Baden-Württemberg das einzige Land, das systema-

tisch partizipative Kompetenzen in alle politischen Ebenen (Schule, Kommune, 

Bund, EU) und auch in die Ober-Kategorie Wirtschaft einarbeitet. Das gilt für beide 

Schulformen. Im Fall von Sachsen fällt die eklatante Differenz zwischen vielen Par-

tizipations-Kompetenzen für Gymnasiast/innen und eher wenigen Partizipations-

Kompetenzen für Oberschüler/innen ins Auge. Bayern, Brandenburg, Niedersach-

sen und Nordrhein-Westfalen weisen niedrige Prozentwerte für verbindliche parti-

zipative Kompetenzen aus; auch deren absolute Zahl ist gering (jeweils ein bis drei). 

Die einzige Ausnahme davon ist das Fach Politik in der Oberschule in Niedersach-

sen mit sieben Kompetenzen; hier kommt der geringe Prozentwert zustande, weil 

im Lehrplan für das Fach Wirtschaft dort nur 1 von 134 Kompetenzen ernsthaft 

explizit auf ökonomische Mitbestimmung eingeht. Und bei Brandenburg ist zu be-

denken, dass es generell wenig verbindliche Inhalte vorgibt und Inhalte zu Partizi-

pation u. ä. als „mögliche Konkretisierung“ fasst. Berechnet man dort deren prozen-

tualen Anteil an allen „möglichen Konkretisierungen“, erhält man einen Wert von 

6,5 % (für beide Schulformen, da das Curriculum identisch ist). 

Abbildung 3: Relative Relevanz von verbindlichen Partizipationskompetenzen 

im Länder- und Schulformvergleich (Sek. I) 

Eigene Darstellung. Prozentualer Anteil der verbindlichen Kompetenzen zu Partizipation u. ä. an allen Kompetenzen 
für die Sekundarstufe I des Gymnasiums und nicht-gymnasialer Schulformen 

Befund 11: Fast immer gute Repräsentation von Medienkompetenzen in der 

nicht-gymnasialen Sek. I 

Insgesamt passen die Analyseergebnisse für die Inhaltsfelder gut mit denen für die 

Kompetenzen zusammen. Die einzig nennenswerte Änderung beim Wechsel der 

Analyseebene von der Ebene der Inhaltsfelder auf jene der Kompetenzen ist, dass 

die Bedeutung der Kategorie Medien(bildung) zunimmt, da sie nun mit 58 Kompe-

tenzen den vierthöchsten Rang in der nicht-gymnasialen Sek. I einnimmt. Dies liegt 

daran, dass Kompetenzen zur politischen Medien(bildung) nicht nur dann formu-
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liert werden, wenn es dafür ein spezifisches Inhaltsfeld dafür gibt, sondern Kompe-

tenzen zur Medienbildung sind in manchen Bundesländern auch in Inhaltsfelder 

eingearbeitet worden, deren Schwerpunkt eine der anderen 16 Kategorien bildet. 

Das gilt in ganz besonders starker Weise für den Lehrplan Politik der Oberschule 

in Niedersachsen. 25 der 58 Kompetenzen in allen sechs Bundesländern zu dieser 

Kategorie stammen aus dem Lehrplan Politik in Niedersachsen, wo dort auch in 

Kapitel 2.5 der Stellenwert der Medienbildung für den Politikunterricht besonders 

betont wird. Aber insgesamt decken alle Länder die Kategorie Medien in der nicht-

gymnasialen Sek. I angemessen mit (mindestens je sieben) Kompetenzen ab. Nur in 

Brandenburg bleibt es bei einem verbindlichen Inhalt (Prozentanteil 2,6 %). 

Die Kategorie Sozialstruktur / Sozialpolitik wird in der nicht-gymnasialen Sek. I mit 

43 Kompetenzen abgedeckt (Gesamtkorpus). Wieder fällt auf, dass die Kompeten-

zen in Baden-Württemberg im Fach Gemeinschaftskunde sehr stark auf die AFB 1 

+ 2 zugeschnitten sind (8,5 Kompetenzen versus 0,5 Kompetenzen im AFB 3), wo-

hingegen in den anderen Bundesländern dieses Verhältnis deutlich ausgewogener 

ausfällt. Der prozentuale Anteil der Kompetenzen zu dieser Kategorie in einem 

Bundesland an der Gesamtzahl der Kompetenzen in diesem Bundesland beträgt im 

Schnitt 7,3 %. Sachsen ist mit 3,4 % hier sehr schwach aufgestellt; Brandenburg mit 

12,8 % deckt diese Kategorie sehr stark ab. 

Befund 12: Marginaler Bezug auf Lebenschancen für Kinder und Jugendliche 

in der Kategorie Sozialpolitik u. ä. 

Als problematisch kann man sehen, dass von den insgesamt 43 Kompetenzen in 

allen sechs Bundesländern nur eine einzige Kompetenz den Bezug auf die Lebens-

chancen von Kindern und Jugendlichen, also der Lernenden selbst, als verbindlich 

aufgreift: „bewerten die Auswirkungen ausgewählter sozialpolitischer Maßnahmen 

im Hinblick auf die künftigen Entwicklungsmöglichkeiten von Kindern und Jugend-

lichen“ (NRW Gesamtschule, Gesellschaftslehre). Brandenburg nennt Ähnliches 

unter „mögliche Konkretisierungen“. Während ansonsten eher erwachsenenorien-

tierte Stichworte wie „Grundsicherung“, „Alterssicherung“, „Sozialversicherun-

gen“, „demografischer Wandel“ u. ä. oft auftauchen, nennt bis auf die o. g. Ausnah-

men keiner nah an der Lebenswelt der Schüler/innen liegende Stichworte, wie zum 

Beispiel soziale Ungleichheit der Bildungschancen etwa aufgrund sozialer Segrega-

tion von Schulen in armen und reichen Stadtteilen (vgl. dazu z. B. Spiewak 2017 

oder die Autobiografie von Marco Maurer (2013) „Ich Arbeiterkind“ zum Thema 

soziale Bildungsungleichheit oder das Phänomen der Zunahme von sozial segregie-

renden Privatschulen, Hurst 2018).  

Sozialpolitik ist eine wichtige Kategorie, die man daher obligatorisch vorgeben kann 

– aber es dürfte sinnvoll sein, wenn Curricula gezielt genug Offenheit dafür lassen, 

dass Schüler/innen das exemplarische Sub-Feld der Sozialpolitik selbst frei auswählen 

können statt administrativ bestimmte Sub-Felder (z. B. „Grundsicherung“, „Alters-

sicherung“) zentral vorzuschreiben. Das könnte der „Demokratie im Fachunter-

richt“ und damit der Motivation dienen (s. o.). In Brandenburg bietet der Lehrplan 

dafür am meisten Offenheit; in Baden-Württemberg am wenigsten. 
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3.2.2 Extremismus 

Zeigt sich bei den fünf Kategorien, die besonders selten den Mittelpunkt eines In-

haltsfeldes in einem Bundesland bildeten (Extremismus, Geschlecht, Ökologie, So-

zialisation, Multikulturelle Gesellschaft / Migration), auf der Analyseebene der 

Kompetenzen ein Bedeutungszuwachs durch deren Einarbeitung in Inhaltsfelder 

mit anderen Schwerpunkten? 

Gerade die Kategorie des Extremismus ist der KMK besonders wichtig, wie sie in 

ihrem Beschluss vom 6.3.2009 (Fassung vom 11.10.2018) festhält. Wird also die 

gerade für die politische Begründung des Demokratie-Lernens in Deutschland so 

konstitutive Kategorie des Extremismus systematisch explizit in die verbindlichen 

Kompetenzen von Inhaltsfeldern eingearbeitet, die das politische System Deutsch-

lands zum Mittelpunkt haben (oder in Inhaltsfelder mit anderem Schwerpunkt)? 

Nein, das ist kaum der Fall. Der Anteil der Kompetenzen zu dieser Kategorie in 

einem Bundesland an der Gesamtzahl der Kompetenzen in diesem Land beträgt in 

der nicht-gymnasialen Sek. I im Schnitt 2,4 %. Nur NRW sticht mit 4,9 % leicht 

hervor. 

In Bayern gibt es eine einzige Kompetenz, in der „Extremismus“ zumindest Erwäh-

nung findet (die wir mit gutem Willen gewertet haben), allerdings scheint die Be-

handlung dieses Phänomens durch die Wendung „z. B.“ ins Belieben der Lehrkraft 

gestellt: 

„erfassen anhand aktueller Problemstellungen die sich für den Rechts- und Sozialstaat 
ergebenden Herausforderungen (z. B. demografische Entwicklung, Extremismus). Sie 
diskutieren die Zielkonflikte und leiten aus den Ergebnissen mögliche Rückschlüsse 
für staatliches und privates Handeln ab“. 
 

Diese Kompetenz sollen sich die Lernenden in ca. 2,33 Unterrichtsstunden aneig-

nen. Offenbar lässt das dem Fach Sozialkunde zur Verfügung stehende Zeitkontin-

gent in Bayern nicht mehr zu als diese eher allgemeine und unverbindlich anmu-

tende Listung unter anderen Aspekten. 

Auch in Baden-Württemberg gibt es nur eine einzige explizite Kompetenz zum Ext-

remismus, die allerdings inhaltlich auf dessen Merkmale (und den AFB 2) eingeengt 

ist:  

„Kennzeichen von politischem Extremismus erläutern (Ablehnung der freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung, Freund-Feind-Stereotypen, ideologischer Dogmatis-
mus, Missionsbewusstsein)“. 
 

Kompetenzen wie „extremistische Thesen / Vorurteile argumentativ widerlegen“ 

o. ä. finden sich dagegen nicht. 

In Niedersachsen gibt es drei Kompetenzen zum Extremismus, von denen sich aber 

zwei ausschließlich auf globalen Terrorismus beziehen. 

In Sachsen werden ebenfalls drei Kompetenzen formuliert, die offener alle Gefah-

ren der Demokratie in den Blick nehmen. Allerdings sind sie eher institutionell fo-

kussiert auf „autoritäre politische Systeme“ (unsere Hervorhebung), und zwei davon 
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gehören zum Inhaltsfeld „Auseinandersetzung mit internationaler Politik“. Dem-

nach geht es eher um ausländischen Extremismus. 

In Brandenburg, das wie gesagt, keine verbindlichen inhaltsspezifischen Kompetenzen, 

sondern Stichworte formuliert, gibt es im Inhaltsfeld „Demokratie in Deutschland“ 

einen verbindlichen Teil-Bereich „Gefährdungen der Demokratie“, sodass sich von 

den insgesamt 13 „möglichen Konkretisierungen“ dieses Inhaltsfelds zwei mit Extre-

mismus beschäftigen: „wehrhafte Demokratie“ und „Intoleranz, Extremismus und 

Gewalt“. 

Das Bundesland mit den meisten Kompetenzen in der nicht-gymnasialen Sekundar-

stufe I, die die Kategorie Extremismus berühren, ist NRW mit fünf Kompetenzen. 

Davon beziehen sich allerdings zwei ausschließlich explizit auf den „globalen Ter-

rorismus“ und zwei weitere sind durch historische Anteile im Fach stark auf den 

historischen Nationalsozialismus fokussiert. Die einzige genuin sozialwissenschaft-

liche und nicht auf globalen Terrorismus rekurrierende Kompetenz zum Extremis-

mus in NRW ist „erläutern Ursachen und Erscheinungsformen sowie Abwehrmög-

lichkeiten im Bereich des politischen Extremismus“. Aber das genügt im Länder-

vergleich schon dafür, dass NRW den Extremismus am umfassendsten und auch 

fachlich am fundiertesten von allen sechs Ländern in den Kompetenzen anspricht 

(in der nicht-gymnasialen Sek. I). 

Befund 13: Defizit an Kompetenzen zur Bekämpfung extremistischer Positio-

nen 

Es drängt sich folgender Eindruck auf: Die Option, Lernende gegen die Gefahr 

extremistischer oder antidemokratischer Devianz v. a. dadurch zu immunisieren, 

dass man sich im Unterricht zunächst problemorientiert, direkt, offen, kritisch und 

ausführlich mit extremistischen Ideologien und Praktiken (oder auch – in vereinfach-

ter, punktueller Form – kritischen Theorien zur Demokratie wie z. B. Brennan 2017 

oder „Stammtischparolen“) auseinandersetzt und erst nach einiger Zeit von dort auf 

Institutionen wie Grundgesetz, Bundestag etc. überleitet, wird somit zumindest in 

den Kompetenzen kaum gesehen. Denn in den Curricula gibt es im Bereich Politik 

deutlich mehr Kompetenzen, die sich mit institutionenkundlichen u. ä. Details, wie z. B. 

„Stellung des Abgeordneten“, „Richtlinienkompetenz des Bundeskanzlers“, „Zu-

sammenwirken von Bund und Ländern“ befassen, als konkrete verbindliche Kom-

petenzen zur Entlarvung von „Stammtischparolen“, extremistischer Ideologien o-

der demokratiekritischer Thesen. Etwas zugespitzt könnte man sagen: in den Kom-

petenzen scheut die deutsche Demokratie die offene Konfrontation mit den Ideo-

logien ihrer Gegner – oder sie hält (hielt?) das für unnötig. 

Eine in gewisser Hinsicht mit der Kategorie des Extremismus verwandte Kategorie 

ist Multikulturelle Gesellschaft / Migration. Auch diese Kategorie wird im oben 

zitierten KMK-Beschluss vom 6.3.2009 (in der Fassung vom 11.10.2018) (s. o.) 

deutlich hervorgehoben. Der prozentuale Anteil der Kompetenzen zu dieser Kate-

gorie in einem Bundesland an der Gesamtzahl der Kompetenzen im selben Bundes-

land beträgt in der nicht-gymnasialen Sek. I im Schnitt 3 %. Auch sie wird also sehr 

stark vernachlässigt. 
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Am häufigsten abgedeckt wird die Kategorie „Multikulturelle Gesellschaft / Migra-

tion“ in Brandenburg mit drei verbindlichen größeren Inhalten (7,7 %), in NRW 

mit fünf Kompetenzen (4,9 %) und in Baden-Württemberg mit sieben verbindli-

chen inhaltsspezifischen Kompetenzen (4,3 %). Dabei wird der AFB 3 berücksich-

tigt. Während Niedersachsen immerhin auf zwei Kompetenzen (0,8 %) kommt, 

fehlt eine verbindliche inhaltsspezifische Kompetenz zur Multikulturellen Gesell-

schaft / interkulturellem Lernen in den Lehrplänen von Bayern und Sachsen gänz-

lich. Das ist vor dem Hintergrund zu sehen, dass Sachsen zugleich immerhin die 

Kategorie Extremismus noch durch drei (eher institutionell verengte) Kompetenzen 

abdeckt (s. o.), wogegen Bayern auch in der Kategorie Extremismus bestenfalls eine 

einzige eher unverbindliche Kompetenz („zum Beispiel … Extremismus“, s. o.) bie-

tet. 

Betrachtet man die Kategorien Extremismus und Multikulturelle Gesellschaft / 

Migration zusammen, schneiden also NRW und Brandenburg am besten ab. Bayern 

schneidet hier mit Abstand am schlechtesten ab und hat hier extrem starke Lücken.  

Befund 14: Vernachlässigung von Geschlechterthemen und Geschlechterpoli-

tik 

Bemerkenswert ist, dass insgesamt lediglich vier Kompetenzen zur Kategorie Ge-

schlecht(erpolitik) in den Lehrplänen auffindbar sind (Prozentanteil im Schnitt der 

Bundesländer: 0,5 %), selbst wenn man den Aspekt Familienpolitik einschließt. Der 

von der KMK explizit angesprochene Terminus des Sexismus findet sich in keiner 

Kompetenz. Während Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen immerhin je-

weils zwei ausschließlich auf „Geschlecht(erpolitik)“ fokussierende, sogar überwie-

gend auf den AFB 3 gemünzte Kompetenzen formulieren, verzichten alle anderen 

vier Bundesländer ganz darauf. 

Dieses Muster zeigt sich in ähnlicher Weise bei der Kategorie „Sozialisation“: wie-

derum formulieren lediglich Baden-Württemberg (sechs) und NRW (zwei) hierzu 

Kompetenzen, wohingegen die anderen Bundesländer dies nicht tun. Der entspre-

chende Prozentanteil dieser Kategorie liegt im Schnitt aller Bundesländer bei 0,9 %. 

Befund 15: Nord-Süd-Gefälle bei ökologisch-politischem Lernen in der nicht-

gymnasialen Sek. I 

In der Kategorie „ökologische Nachhaltigkeit“ gibt es in der nicht-gymnasialen Sek. 

I einen Nord-Süd-Kontrast. Wer glaubt, die grün geführte Regierung in Baden-

Württemberg würde hier großen Wert auf ökologisch-politische Kompetenzen von 

Lernenden legen, wird überrascht. Die meisten inhaltsspezifischen verbindlichen 

Kompetenzen in diesem Bereich formulieren Niedersachsen (17 IK) und Nord-

rhein-Westfalen (15 IK). Brandenburg kommt auf insgesamt zwei verbindliche Spie-

gelstriche. Dahinter fallen die Südländer Baden-Württemberg (1 IK und 1 Teil-IK), 

Bayern (1 Teil-IK) und Sachsen (keine IK) stark zurück, obwohl es genug wichtige 

Kompetenzen zum ökologisch-politischen Lernen gäbe – wie eine vor zehn Jahren 

extra eingerichtete Bund-Länder-Kommission zur Bildung für nachhaltige Entwick-

lung en detail ausbuchstabiert hat (z. B. Bormann / de Haan 2008). Obwohl der 
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Problemkomplex bekanntlich eine sehr hohe existentielle politische und ökonomi-

sche Dringlichkeit (z. B. Schellnhuber 2016) hat, liegt der prozentuale Anteil der 

Kompetenzen zu dieser Kategorie in einem Bundesland an der Gesamtzahl der 

Kompetenzen im selben Bundesland somit im Schnitt bei nur 4,9 %. Und das auch 

nur, weil dieser Schnitt durch den Ausreißer NRW (14,6 %) sowie Niedersachsen 

(6,7 %) hochgetrieben wird. In den südlichen Ländern liegt der Anteil dagegen zwi-

schen 0 % und 1,5 %. Zudem ist zu berücksichtigen, dass ein sehr hoher Anteil der 

insgesamt 37 ökologischen Kompetenzen nur Teil-Kompetenzen sind, nämlich 

41 %. 

So lernen Schüler/innen in Baden-Württemberg im Fach Geografie mittels vier 

Kompetenzen zwar die naturwissenschaftlichen Ursachen und Folgen des Klima-

wandels und technische Lösungsmöglichkeiten kennen, aber zu den zentralen Fra-

gen, welche politisch-ökonomisch-gesellschaftlichen Ursachen dieses menschheitsge-

schichtlich existentielle Problem hat, welche kontroversen Lösungsmöglichkeiten 

politisch-ökonomisch wirklich effektiv sind und wie man diese angesichts heftiger nati-

onaler und internationaler politischer Konflikte durchsetzen kann, gibt es dort keine 

einzige Kompetenz. 

Die politische Energiewende in Elektrizität, Wärme, Verkehr, Industrie und Land-

wirtschaft ist ein langfristiges Megaprojekt, das ein reflexives Verständnis bei den 

Bürgern erfordert. Wo soll dieses herkommen, wenn die Lehrpläne in sozialwissen-

schaftlichen Fächern keine Kompetenzen dafür fordern? Für das politische System 

werden viele Kompetenzen nicht selten in detaillierter, kleinteiliger Manier formu-

liert, für Umweltpolitik dagegen in den meisten Ländern sehr deutlich weniger,  ob-

wohl auch Energie ein komplexes und ebenso elementares „System“ der Gesell-

schaft ist. Dieser Befund gilt übrigens für das Gymnasium noch stärker und breiter 

(s. u.). 

Hinzu kommt, dass die ein bis zwei (Teil-)Kompetenzen in Baden-Württemberg 

und Bayern ökologisches Handeln ausschließlich als Angelegenheit des Verbrau-

chers thematisieren. Dadurch wird das Umweltproblem implizit individualisiert und 

entpolitisiert. Dagegen sprechen die Kompetenzen in Niedersachsen, NRW und 

Brandenburg ökologisches Handeln (auch) als genuin politische Aufgabe an. Nie-

dersachsen ist hier auch insofern fachlich reflektierter, als es die ökologische Ver-

antwortungszuschreibung zum Verbraucher kritisch in einer Kompetenz diskutie-

ren lässt: „hinterfragen die Einflussmöglichkeiten von Verbrauchern auf Umwelt- 

und Klimaschutz“.  

Fachwissenschaftlich ist nur diese mehrdimensionale Fassung ökologischen Han-

delns wie in Niedersachsen, NRW und überwiegend auch in Brandenburg sachge-

recht, da (nicht-)ökologisches Verbraucherhandeln zwingend vor dem Hintergrund 

sozialer Dilemmata, wirtschaftssystemisch bedingter Zwänge, spezifischer langjäh-

riger staatlicher Wirtschafts- und Infrastrukturpolitiken und der einflussreichen 

(Nicht-)Vorbildfunktion von ökonomischen und politischen Eliten dezidiert als ge-

sellschaftspolitisches Problem analysiert werden müsste (u. v. a. Richters & Siemoneit 

2019; Ekardt 2016, Lange 2018). Davon sind die drei südlichen Bundesländer weit 

entfernt. 
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4 Gymnasiale Sekundarstufe I, Kl. 7 
bis 10 

4.1  Inhaltsfelder 

Vergleicht man zunächst die Verteilung der Inhaltsfelder auf die oben genannten 16 

Kategorien, stellt man fest, dass in vielen Fällen die Zahl der Inhaltsfelder, die einer 

bestimmten Kategorie zugeordnet werden kann, in der gymnasialen Sekundarstufe 

I gegenüber der nicht-gymnasialen Sekundarstufe I abnimmt (Abbildung 4). Das 

muss man jedoch immer vor dem Hintergrund interpretieren, dass auch die Ge-

samtzahl aller anrechenbaren Inhaltsfelder im Gymnasium (Sek. I) (knapp 60) nied-

riger ist als in der nicht-gymnasialen Sekundarstufe I (84,5). Das liegt zum größten 

Teil daran, dass Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Sachsen im Gymnasium 

nur ein Fach haben, dass den Bereich Gesellschaft – Politik – Recht – Wirtschaft 

abdeckt, wogegen sie im nicht-gymnasialen Bereich zwei Fächer haben. Die Ab-

nahme der Zahl der Inhaltsfelder in einer bestimmten Kategorie ist also in gewisser 

Hinsicht immer auch eine Ursache dieses rein fächerstrukturell-formalen Effekts. 

Lediglich 2 % der Inhaltsfelder konnten keiner der 16 Kategorien zugeordnet wer-

den.  

Damit nimmt beim Wechsel der Perspektive von Nicht-Gymnasium auf Gymna-

sium auch die Vielfalt der Inhaltsfelder ab, zumindest in Niedersachsen und Nord-

rhein-Westfalen, zumal Politik in der Oberschule in Niedersachsen und Arbeitslehre 

in NRW von den Inhaltsfeldern her betrachtet eher vielschichtig konstruierte Fä-

cher sind. Auch beim Gymnasium hat Baden-Württemberg die vielfältigsten Inhalts-

felder, da es zwölf der 16 Kategorien abdeckt. 

Hinzu kommt, dass Baden-Württemberg auch hier wieder als einziges Land zwi-

schen Jahrgangsstufe 7 und 10 ein ganzes Inhaltsfeld dem Thema Demokratie in 

der eigenen Schule widmet – nun kommt allerdings Sachsen mit einem Viertel In-

haltsfeld hinzu. Das wird auch hier durch einen prüfenden Blick in den Jahrgang 5 

/ 6 ein wenig dadurch relativiert, dass auch Brandenburg (in Gesellschaftswissen-

schaft) im Jahrgang 5 / 6 die Mitbestimmung der Schüler in der eigenen Schule zum 

Gegenstand einer (rudimentären) politischen Analyse macht (ein Drittel eines In-

haltsfeldes). Auch Nordrhein-Westfalen sieht hier ein halbes Inhaltsfeld vor, doch 

bleibt nicht nur der Umfang, sondern auch das fachlich-kritische Niveau wie bereits 

oben im Kapitel zu den nicht-gymnasialen Schulformen erläutert hinter Baden-

Württemberg zurück. So geht es in NRW in den Klassen 5 / 6 (nur) um das Erlernen 

und Verstehen von Regeln, in Baden-Württemberg in Klasse 8 bis 10 auch um das 

kritische Prüfen mikropolitischer Prozesse: 

„begründen die Bedeutung von Regeln und Rechten in Familie, Schule und Stadt / Ge-
meinde“ (NRW, unsere Hervorhebung) 
 
„an einem vorgegebenen Fallbeispiel den Entscheidungsprozess in der Schule analy-
sieren und über den Fall hinausgehend die Mitwirkungsrechte der Schülerinnen und 
Schüler bewerten“ (Baden-Württemberg, unsere Hervorhebung) 
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Schlusslicht in punkto Vielfalt auf der Ebene der Inhaltsfelder ist auch im Gymna-

sium Sek. I wiederum Bayern, das nun von Niedersachsen begleitet wird, da beide 

nur fünf der 16 Kategorien durch ein Inhaltsfeld (oder einen signifikanten Teil da-

von) abdecken. Die drei anderen Bundesländer liegen dazwischen. 

Abbildung 4: Relevanz der Kategorien, gymnasiale Sek. I (7 bis 10, Inhaltsfel-

der) 

Eigene Darstellung. Absolute Häufigkeiten der Kategorien gemessen an den einschlägigen Inhaltsfeldern (N = 61, inkl. 
der nicht sinnvoll zuordenbaren Inhaltsfelder) 

Wichtig für die Interpretation ist es, darauf zu achten, in welcher der 16 Kategorien 

die Zahl der Inhaltsfelder beim Wechsel der Analyseperspektive vom nicht-gymna-

sialen Bereich hin zum Gymnasium besonders stark, also überdurchschnittlich ab-

nimmt.  

Befund 16: Noch geringere Relevanz ökologisch-politischen Lernens am 

Gymnasium 

Prozentual am stärksten ist die Abnahme der Zahl der Inhaltsfelder zur Kategorie 

ökologische Nachhaltigkeit (3,5 IF im nicht-gymnasialen Bereich, 0,5 im Gymna-

sium). Lediglich in Brandenburg gibt es ein halbes Inhaltsfeld („Ernährung und 

Konsum aus regionaler und globaler Sicht“), das man hier zur Hälfte einordnen 

kann. Die bereits gemachten kritischen Bemerkungen zur curricularen Marginalisie-

rung dieser Kategorie gelten also im Gymnasium in der Sek. I noch stärker. Dieses 

Ergebnis ist für das Demokratie-Lernen insofern besonders relevant, als es in dieser 
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Kategorie um die existentiellen Lebensinteressen der jungen Generation geht. Ge-

rade hier wirkt der heimliche Lehrplan: was wird durch die Themen der Inhaltsfelder 

implizit als wichtig kommuniziert, was als unwichtig? Im oben zitierten Text von 

Graf Kielmansegg (2001) nannte der Autor schon damals die Ökologie als ein zent-

rales Beispiel für die Schwäche der Demokratie bei der Berücksichtigung von Zu-

kunftsinteressen. In den hier betrachteten Curricula wird diese Schwäche nicht ana-

lysiert, sondern sie teilen diese Schwäche, d. h. bringen sie durch ihre weitgehende 

Ignoranz von Umweltpolitik quasi selbst zum Ausdruck. 

Wie sieht das Gesamtbild der Verteilung der Inhaltsfelder auf die 16 didaktischen 

Kategorien in allen sechs Bundesländern aus? 

Die Zahl der Inhaltsfelder zur Kategorie „Medien“ ist in der Sekundarstufe I des 

Gymnasiums deutlich niedriger als in der nicht-gymnasialen Sek. I. Baden-Württem-

berg, Niedersachsen und NRW, die im nicht-gymnasialen Bereich 1-2 Inhaltsfelder 

dazu haben, sehen für das Gymnasium kein separates Inhaltsfeld mehr zu dieser 

Kategorie vor, wohingegen Sachsen umgekehrt im Gymnasium ein Inhaltsfeld Me-

dien besitzt, aber nicht im nicht-gymnasialen Bereich. Wechselt man den Blick je-

doch auf die Ebene der Kompetenzen, wird das geringe Gewicht von Medien aller-

dings etwas relativiert (s. u.). 

Auch die Kategorie Recht(swesen) hat in den nicht-gymnasialen Schulformen (Sek. 

I) mehr Inhaltsfelder (7) als auf dem Gymnasium (Sek. I), wo es 3,5 Inhaltsfelder 

sind. Das liegt daran, dass die in diesem Bereich starken drei südlichen Länder die 

Behandlung von Recht im Gymnasium jeweils auf ein Inhaltsfeld begrenzen, woge-

gen die drei nördlichen Bundesländer auch hier für Recht kein eigenes Inhaltsfeld 

installieren (bzw. nur 0,5 IF in BB). Somit zeigt sich auch im Gymnasium das bereits 

für die nicht-gymnasiale Sek. I konstatierte Süd-Nord-Gefälle. Vorwegnehmend sei 

aber gesagt, dass auch die nördlichen Bundesländer in anderweitigen Inhaltsfeldern 

(z. B. in Wirtschaft, politisches System) ein paar Kompetenzen zum Recht formu-

lieren, allerdings beschränken sie sich dabei strikt auf das Jugend(straf - oder kon-

sum)recht. Die drei südlichen Länder steigen dagegen auch im Gymnasium tiefer 

ins Rechtswesen an sich ein. Die Gesamtzahl aller verbindlichen inhaltsspezifischen 

Kompetenzen zum Recht(swesen) bleibt am Gymnasium im Vergleich zum nicht-

gymnasialen Bereich stark zurück (20 zu 44 IK in der Sek. I). Das spiegelt sich auch 

im prozentualen Anteil der Kompetenzen zu dieser Kategorie in einem Bundesland 

an der Gesamtzahl der Kompetenzen im selben Land, der im Schnitt in der gymna-

sialen Sek. I bei 5,9 % liegt (zum Vergleich: nicht-gymnasiale Sek. I: 8,6 %). 

Deutliche absolute Rückgänge, die aber im Rahmen des allgemeinen durchschnitt-

lichen Rückgangs der Zahl der Inhaltsfelder beim Wechsel zum Gymnasium liegen, 

gibt es auch bei den beiden Wirtschafts-Kategorien: Wirtschaft I (Dominanz der 

einzelwirtschaftlichen Perspektive) nimmt von 23 auf rund 12,5 Inhaltsfelder ab; 

Wirtschaft II (Dominanz der gesamtwirtschaftlichen Perspektive) sinkt von 12,5 auf 

rund 8,4 Inhaltsfelder. Dennoch hat auch im Gymnasium der Sek. I jedes Bundes-

land mindestens ein Inhaltsfeld zu Wirtschaft I. Besonders viele haben hier Baden-

Württemberg (4) und Brandenburg (3), was daran liegt, dass es hier ein separates 

Wirtschaftsfach gibt. 
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Die drei zentralen mikroökonomischen Rollen Arbeitnehmer, Verbraucher und Un-

ternehmer (Wirtschaft I) werden dabei in Baden-Württemberg, Niedersachsen und 

NRW allesamt abgedeckt, wobei Baden-Württemberg auch hier wieder durch seine 

strikte, explizit darauf bezogene Systematik auffällt. Dagegen wird in Sachsen im 

Gymnasium der Sek. I zumindest obligatorisch nur die Rolle des Verbrauchers ab-

gedeckt; die Rolle des Unternehmers wird dort nur durch einen unverbindlichen 

Wahlbereich angesprochen und die mikroökonomische Rolle des Arbeitnehmers 

gar nicht. Da in Brandenburg das Curriculum in der Sek. I nicht nach Schulformen 

unterscheidet, mangelt es dort auch im Gymnasium zwischen Jahrgang 7 und 10 an 

einem genuinen Inhaltsfeld für die Rolle des Verbrauchers und Verbraucherschutz 

(ansatzweise sind dort einige Fragmente davon auf diverse Inhaltsfelder verstreut), 

wenngleich auch hier relativierend darauf hinzuweisen ist, dass sich dort in den Jahr-

gängen 5 / 6 im Inhaltsfeld Ernährung zwei von elf verbindlichen Spiegelstrichen 

(also weniger als 20 %) mit dem Thema Verbraucherschutz beschäftigen (im Fach 

Gesellschaftswissenschaften). In Bayern werden dagegen zwar die Rollen des Ver-

brauchers und Unternehmers gut abgedeckt, aber die Rolle des Arbeitnehmers fehlt 

dort völlig. So kann man fragen, warum das Verbraucherrecht dort recht intensiv 

studiert werden soll, während Arbeitsrecht fehlt. 

Auch für den Bereich Wirtschaft II ist zu sagen, dass diese Kategorie in jedem der 

sechs Bundesländer mit mindestens einem Inhaltsfeld abgedeckt wird – mit Aus-

nahme von Bayern, wo sich nur 25 % eines Inhaltsfeldes für Wirtschaft II anrech-

nen lassen, denn dort dominieren im Fach Wirtschaft / Recht die Kategorien Wirt-

schaft I und Recht. 

Die Kategorie Internationale Beziehungen (IB) nimmt beim Wechsel der Perspek-

tive von der nicht-gymnasialen Sek. I zum Gymnasium Sek. I leicht von 4,8 Inhalts-

felder auf 4 ab, was daran liegt, dass man im Gymnasium diesen globalen, interna-

tionalen Bereich eher in der Sekundarstufe II behandelt (s. u.). Niedersachsen und 

Sachsen sind die (einzigen) beiden Länder, wo es in der gymnasialen Sek. I kein genu-

ines Inhaltsfeld für IB gibt, allerdings deutet sich in beiden Ländern in den Kom-

petenzen bzw. der Beschreibung an, dass man versucht, es ansatzweise in das In-

haltsfeld zur EU mit zu integrieren. Das Inhaltsfeld IB umfasst in Bayern nur 6 

Unterrichtsstunden. 

Besonders interessant ist, bei welchen der 16 Kategorien die Zahl der Inhaltsfelder 

beim Wechsel der Perspektive zum Gymnasium Sek. I zunimmt, obwohl die Ge-

samtzahl aller Inhaltsfelder insgesamt recht deutlich fällt. In der Tat gibt es Kate-

gorien, die quasi ‚gegen den Trend wachsen‘, d. h. im Gymnasium (Sek. I) durch 

absolut mehr Inhaltsfelder abgedeckt werden als in nicht-gymnasialen Schulformen 

(Sek. I). Das trifft für drei Kategorien zu, die allesamt politische Systeme zum Ge-

genstand haben: a) die Kategorie Politisches System Deutschlands, die von 11,25 

auf 12,25 Inhaltsfelder zulegt; b) die Kategorie Kommunalpolitik, die von 2 auf 

3 Inhaltsfelder wächst; c) die Kategorie Europäische Union (von 4,9 auf 5 IF). Bei 

letzterem fällt auf, dass Bayern das einzige Bundesland unter den sechs ausgewähl-

ten Ländern ist, das in dieser Schulstufe kein Inhaltsfeld für die Kategorie Europä-

ische Union vorsieht. 
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Bei der Kategorie des politischen Systems Deutschlands hat jedes der sechs Bun-

desländer (Gymnasium Sek. I) mindestens ein Inhaltsfeld, meistens ist es mehr (bis 

auf NRW). 

Befund 17: Politik im Vergleich zu Wirtschaft am Gymnasium etwas stärker 

als an nicht-gymnasialen Schulformen 

Wenn man die Ebene der Inhaltsfelder im Gesamtbild der Länder betrachtet, un-

terscheidet sich der „Mix von Politik und Wirtschaft“ im Gymnasium Sek. I und in 

der nicht-gymnasialen Sek. I voneinander. Bildet man auch hier wieder zwei Ober-

Kategorien, mit 1) „Politische Systeme / Politik im engeren Sinne“, die die Einzel -

Kategorien „Schul-Demokratie, Kommunalpolitik, Politisches System Deutsch-

lands, Europäische Union und Internationale Beziehungen“ umfasst, und 2) „Wirt-

schaft im engeren Sinne“, die die beiden Einzel-Kategorien „Wirtschaft I“ und 

„Wirtschaft II“ einschließt, dann beträgt das Verhältnis von „Politische Systeme / 

Politik im engeren Sinne“ zu „Wirtschaft im engeren Sinne“ im Gymnasium (Sek. 

I) 25,5 zu 21 Inhaltsfelder. Etwas mehr Inhaltsfelder drehen sich dort also im Kern 

um Politik im engeren Sinne als um Wirtschaft. Dagegen liegt in den nicht-gymna-

sialen Formen das Verhältnis umgekehrt bei rund 24 für Politik zu 35,5 für Wirt-

schaft, dort stellen also mehr Inhaltsfelder Wirtschaft im engeren Sinne in den Mit-

telpunkt als Politik. Wir vermuten, dass dieser Unterschied im Wesentlichen daher 

rührt, dass Niedersachsen (Oberschule), Nordrhein-Westfalen (Gesamtschule) und 

Sachsen (Oberschule) im nicht-gymnasialen Bereich ein separates Fach für Wirt-

schaft haben, aber – anders als die anderen drei Bundesländer – auf dem Gymna-

sium „nur“ ein integratives Fach. 

Diesen Befund bestätigen unsere Berechnungen zum Anteil der Kompetenzen zur 

Oberkategorie „Politische Systeme / Politik im engeren Sinne“ im Curriculum eines 

Bundeslandes an der Gesamtzahl der Kompetenzen im selben Bundesland. Dieser 

Prozentanteil beträgt im Durchschnitt rund 37,3 %. Für die Oberkategorie „Wirt-

schaft im engeren Sinn (Wirtschaft I und II)“ liegt er mit rund 31,2  % sechs Pro-

zentpunkte darunter, wenn wir wie bisher betriebspraktikum-affine Kompetenzen 

ausklammern. Das liegt v. a. daran, dass der entsprechende Prozentanteil für die 

Einzelkategorie Politisches System Deutschlands (rund 18 %) im Gymnasialbereich 

(Sek. I) deutlich höher ist als der entsprechende Prozentanteil im nicht-gymnasialen 

Bereich (rund 12,4 %).  

Zugleich wirft dieser Befund die Frage auf, ob es von der Tendenz her zutrifft, dass 

die meist aus höheren sozialen Schichten stammenden gymnasialen Schüler/innen 

eher (auch) auf Politik und politisches Entscheiden vorbereitet werden, wohingegen 

nicht-gymnasiale Schüler/innen (die meist aus niedrigeren sozialen Schichten kom-

men) eher auf die Erfüllung ökonomischer Rollen vorbereitet werden, zumal es vor 

allem Wirtschaft I ist, wo der absolute Unterschied bei der Zahl der Inhaltsfelder 

besonders stark ist (23 IF Nicht-Gymnasium Sek. I zu 12,5 IF Gymnasium Sek. I), 

während bei Wirtschaft II der absolute Unterschied nicht ganz so deutlich ist (12,5 

IF für die nicht-gymnasiale Sek. I zu 8,4 IF für die gymnasiale). Aber dies ist selbst-

verständlich vorerst nur eine interessante Hypothese, die durch genauere empirische 

Studien substantiiert werden müsste. Das muss auch nicht in allen Ländern der Fall 

sein: so ist die Ober-Kategorie Wirtschaft auf der Ebene der Kompetenzen in zwei 
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Ländern in der gymnasialen Sek. I (entgegen dem Durchschnitt) stärker repräsen-

tiert als die Ober-Kategorie Politik: Brandenburg und Nordrhein-Westfalen. 

Befund 18: Mikroebene der Politik deutlich schlechter repräsentiert als Mikro-

ebene der Wirtschaft 

Unabhängig davon fällt auch beim Gymnasium Sek. I auf, dass wie schon in der 

nichtgymnasialen Schulform die Mikroebene der Politik (Kommunalpolitik, Schul-

Demokratie) zwischen Jahrgang 7 bis 10 mit insgesamt drei Inhaltsfeldern wesent-

lich dünner abgedeckt ist (zusammen 4,25 IF) als die Mikroebene der Wirtschaft 

(Wirtschaft I mit 12,5 IF). Ebenso ist auch hier zu konstatieren, dass die Mikroebene 

der Politik (wie gesagt 4,25 IF) schlechter abgedeckt wird als die Makroebene der 

Politik (EU plus IB zusammen 9 IF). Dieser Befund bestätigt sich auch auf der 

Ebene der Kompetenzen. Der Anteil der Kompetenzen zu den beiden Kategorien 

EU und IB in einem Bundesland an der Gesamtzahl der Kompetenzen im selben 

Bundesland beträgt im Schnitt zusammen fast 14 % während der entsprechende 

Anteil für Schul-Demokratie und Kommunalpolitik zusammen bei 5,3 % liegt. Klaf-

fende Lücken im mikropolitischen Bereich zeigen sich für Bayern, Brandenburg und 

NRW auf den gymnasialen Jahrgangsstufen 7 – 10, wenngleich ein Blick in die Lehr-

pläne für die frühen Jahrgangsstufen 5 / 6 zur Prüfung dieses Befunds zeigt, dass 

Kommunalpolitik in Brandenburg und NRW dort jeweils ca. ein Drittel eines In-

haltsfelds ausmacht, wodurch die Aussage aber nur leicht relativiert wird.  

Jedenfalls dominieren in den gymnasialen Jahrgängen 7 bis 10 die klassischen Kate-

gorien in der Reihenfolge Wirtschaft I, Politisches System Deutschlands, Wirtschaft 

II, Europäische Union, Internationale Beziehungen) auch in der gymnasialen Sek. 

I. Kategorien, die eher gesellschaftlicher, sozialer, soziostruktureller, soziokultureller Natur 

sind, wie z. B. Geschlecht (0,5 IF), ökologisch-politisches Lernen (0,5 IF), Soziali-

sation (1,75 IF), Multikulturelle Gesellschaft / Migration (2 IF), Sozialpolitik (3 IF) 

liegen mit deutlichem oder gar extremen Abstand dahinter.  

Auch beim Gymnasium Sek. I fällt auf, dass die Kategorie „Extremismus“ in keinem 

der sechs Bundesländer ein eigenes Inhaltsfeld erhält – genauso wie in der nicht-

gymnasialen Sek. I (s. o.). 

4.2  Kompetenzen 

Ändert sich etwas, wenn man die Zahl der Kompetenzen betrachtet (Abbildung 5), 

da Kompetenzen zum Extremismus ja eventuell gezielt in Inhaltsfelder mit anderem 

Mittelpunkt eingearbeitet sein könnten? Nein, denn die Lehrpläne zum Gymnasium 

(Sek. I) weisen mit insgesamt 6 verbindlichen inhaltsspezifischen Kompetenzen (Gesamt-

korpus) sogar noch weniger Kompetenzen zum Extremismus auf als die nicht-gym-

nasialen Lehrpläne (14 IK im Gesamtkorpus). 
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Abbildung 5: Relevanz der Kategorien, gymnasiale Sek. I (7 bis 10, Kompeten-

zen) 

 

Eigene Darstellung, absolute Häufigkeiten der Kategorien; (N = 413, inkl. der nicht sinnvoll zuordenbaren inhaltsspezi-
fischen Kompetenzen) 

Der prozentuale Anteil der Kompetenzen zu Extremismus in einem Bundesland an 

der Gesamtzahl der Kompetenzen im selben Bundesland beträgt in der gymnasialen 

Sek. I im Schnitt 1,4 %. Gar keine Kompetenzen zum Problem Extremismus for-

mulieren Bayern und Niedersachsen. Zwar heißt es in Niedersachsen im Begleittext: 

„Gefährdungen der Demokratie durch politischen Extremismus sollten hier als 

Problemstellungen zum Ausgangspunkt der unterrichtlichen Realisierung gemacht 

werden“ (S. 18 im Lehrplan). Doch dann wird keine einzige verbindliche inhalts-

spezifische Kompetenz dazu formuliert, alle Kompetenzen drehen sich ums Grund-

gesetz. Das deutet darauf hin, dass erstens das Grundgesetz im Mittelpunkt steht, 

und nicht Extremismus. Zweitens deutet es darauf hin, dass institutionelle Analyse-

perspektiven dominieren, während die wichtigen gesellschaftlichen, soziokulturellen und 

sozialpsychologischen Hintergründe von Extremismus (zum Beispiel Engler & Weisstan-

ner 2020; Salmela & von Scheve 2017; Stahl u. a. 2020) als Problem der gesellschaft-

lichen Mitte wenig (oder gar nicht) analysiert werden. 

71

62 60

34

26
22 23

20
17

13 12 10 8 8 6 4

12

5

P
o

lit
is

ch
es

 S
ys

te
m

 D
t.

s

W
ir

ts
ch

af
t 

I

W
ir

ts
ch

af
t 

II

Eu
ro

p
äi

sc
h

e 
U

n
io

n

In
te

rn
at

io
n

al
e 

B
ez

ie
h

u
n

ge
n

M
ed

ie
n

(b
ild

u
n

g)
 f

ac
h

sp
e

zi
fi

sc
h

So
zi

al
p

o
lit

ik
, S

o
zi

al
st

ru
kt

u
r

R
ec

h
t(

sw
es

en
) 

i.e
.S

.

K
o

m
m

u
n

al
p

o
lit

ik

M
u

lt
ik

u
lt

u
re

lle
 G

es
el

ls
ch

af
t,

 M
ig

ra
ti

o
n

Ö
ko

lo
gi

sc
h

-p
o

lit
is

ch
es

 L
e

rn
e

n

G
lo

b
al

is
ie

ru
n

g

Sc
h

u
l-

D
e

m
o

kr
at

ie

So
zi

al
is

at
io

n

Ex
tr

e
m

is
m

u
s

G
e

sc
h

le
ch

t,
 G

es
ch

le
ch

te
rp

o
lit

ik

N
ic

h
t 

si
n

n
vo

ll 
zu

zu
o

rd
n

en

W
ir

ts
ch

af
t,

 a
b

er
 n

ic
h

t 
zu

 W
I /

 W
II

 z
u

ge
o

rd
n

et



 

43 

Baden-Württemberg sieht eine explizite Kompetenz zum Extremismus vor, dieselbe 

wie in der nicht-gymnasialen Schulform („Kennzeichen von politischem Extremis-

mus erläutern“, s. o.). Von Ursachen, Lösungsansätzen, Gegenargumenten etc. zum 

Extremismus ist wiederum keine Rede. Brandenburg positioniert hier wieder seinen 

verbindlichen Teil-Inhalt „Gefährdungen der Demokratie“, wie üblich ohne ver-

bindliche inhaltsspezifische Kompetenzen. Sachsen formuliert zwei stark instituti-

onalistisch geprägte Kompetenzen zum Extremismus, die die gesellschaftlichen Ursa-

chen und Dimensionen des Extremismus nicht erwähnen: 

„Die Schüler entwickeln die Fähigkeit zur Toleranz, indem sie sich der Möglichkeiten 
und Grenzen der wehrhaften Demokratie bewusst werden“ 
 
„sich positionieren zu Gefahren für den demokratischen Verfassungsstaat“. 
 

Fachlich am ehesten befriedigend sind die zwei verbindlichen inhaltsspezifischen 

Kompetenzen zum Extremismus in Nordrhein-Westfalen: 

„erläutern Ursachen, Merkmale und Erscheinungsformen von Extremismus, Antise-
mitismus und gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit“ 
 
„beurteilen die Gefährdung der freiheitlich-demokratischen Grundordnung durch 
Rechts- und Linksextremismus“. 
 

Ob dies pädagogisch und psychologisch aus Sicht der Extremismusprävention hin-

reichend ist, wäre zu klären. 

Nun kann man fragen, ob die Bundesländer die fehlenden Kompetenzen zur Kate-

gorie „Extremismus“ mit Kompetenzen zu der in gewisser Hinsicht teilweise ver-

wandten Kategorie „Multikulturelle Gesellschaft / Migration“ quasi etwas kompen-

sieren. Auch diese wurde im KMK-Beschluss von 2009/2018 (s. o.) nachdrücklich 

betont. Oder verhält es sich so, dass manche Bundesländer gleichzeitig zu beiden 

Kategorien gar keine verbindlichen inhaltsspezifischen Kompetenzen formulieren? 

Welches Bild ergibt sich? 

Der Anteil der Kompetenzen zur Kategorie Multikulturelle Gesellschaft / Migra-

tion in einem Bundesland an der Gesamtzahl der sozialwissenschaftlichen Kompe-

tenzen in diesem Bundesland liegt in der gymnasialen Sek. I ebenfalls sehr niedrig; 

er beträgt im Schnitt 2,9 %. Auch diese Kategorie wird also auch hier sehr stark 

vernachlässigt. 

Baden-Württemberg kann man – zumindest wenn man das didaktische Anspruchs-

niveau zu diesem Themenkomplex eher genügsam ansetzt – als ein Bundesland be-

trachten, dass seine „nur“ eine Kompetenz zur Kategorie Extremismus (s. o.) in 

gewisser Hinsicht dadurch kompensiert, dass es sechs Kompetenzen zur Multikul-

turellen Gesellschaft formuliert und dafür ein separates Inhaltsfeld vorsieht. Im In-

haltsfeld zur Kategorie Recht gibt es die Einzelkompetenz „die Ausgestaltung des 

Minderheitenschutzes am Beispiel der Sinti und Roma beschreiben“. Dabei wird 

man den Rechtsextremismus in irgendeiner Form einbinden müssen. Wenn hier 

aber nur auf den rein formal-rechtlich möglicherweise akzeptablen Schutz der Sinti 
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und Roma abgestellt wird (Motto: „Deutschland ist ‚gut‘ und schützt Minderhei-

ten“), ohne etwa mögliche Vorurteile der deutschen Bevölkerungsmehrheit gegen-

über diesen Bürgern anzusprechen, dann wird es problematisch. 

Brandenburg ergänzt seinen verbindlichen Teil-Inhalt „Gefährdungen der Demo-

kratie“ mit einem ganzen Inhaltsfeld zur Kategorie Multikulturelle Gesellschaft / 

Migration, sodass der Anteil der verbindlichen Inhalte zu beiden Kategorien an den 

verbindlichen Gesamtinhalten seines sozialwissenschaftlichen Curriculums zusam-

men immerhin etwa 10 % ausmacht, wodurch sich Brandenburg von den anderen 

Ländern etwas (positiv) abhebt. 

Befund 19: Zusammenhang der Repräsentation von Extremismus und von 

Multikultureller Gesellschaft 

Daran zeigt sich zudem etwas Auffälliges: diejenigen Bundesländer, die Kompeten-

zen zur Kategorie Extremismus formulieren, sehen auch Kompetenzen zur Kate-

gorie Multikulturelle Gesellschaft / Migration vor. Länder, die dagegen keine Kom-

petenzen zur Kategorie Extremismus haben, formulieren auch keine Kompetenzen 

zur Kategorie Multikulturelle Gesellschaft / Migration. So haben auch Nordrhein-

Westfalen und Sachsen jeweils zwei verbindliche inhaltsspezifische Kompetenzen 

zu Extremismus und zur Multikulturellen Gesellschaft, wenngleich beide kein sepa-

rates Inhaltsfeld zu beiden Kategorien haben. Die Kompetenzen sehen dann auch 

in allen vier o. g. Ländern mindestens eine im AFB 3 vor. Im Gegensatz dazu haben 

Bayern und Niedersachsen weder verbindliche inhaltsspezifische Kompetenzen 

zum Extremismus noch zur Multikulturellen Gesellschaft. Kompensieren die bei-

den zuletzt genannten Bundesländer dieses Defizit dadurch, dass sie dann später für 

die Sek. II (Gymnasium) verbindliche inhaltsspezifische Kompetenzen zu Extre-

mismus / Multikultureller Gesellschaft formulieren? Das spätere Kapitel zur Sek. II 

kurz vorwegnehmend sei hier gesagt: nein, das erfolgt auch dort nicht. 

Vor dem Hintergrund der politischen Entwicklungen in den USA und Europa in 

den letzten Jahren und speziell in Deutschland spätestens seit Bekanntwerden der 

Morde des NSU gibt es keinen überzeugenden Grund, die Kategorien Extremismus 

und Multikulturelle Gesellschaft / Migration gegenüber der oft eher modern-insti-

tutionenkundlich interpretierten Kategorie des politischen Systems Deutschlands 

an sich drastisch quantitativ abzuwerten. Letztere wird jedoch im Gymnasium Sek. 

I mit 71 fast immer mehr oder weniger institutionenkundlichen Kompetenzen klein-

teilig abgedeckt. Zustimmung der Schüler/innen zur freiheitlich-demokratischen 

Grundordnung wird offensichtlich davon erhofft, dass die Schüler/innen detailliert 

die Werte und Institutionen des heutigen demokratischen Systems studieren und 

kaum davon, dass sie sich kritisch – und ausführlich – mit Kritikern und Feinden 

der Demokratie auseinandersetzen. 

Der Perspektivwechsel von obligatorischen Inhaltsfeldern auf verbindliche inhalts-

spezifische Kompetenzen bringt auch in anderer Hinsicht nur wenige Änderungen. 

Es dominieren mit großem Abstand die beiden Wirtschaftskategorien (insgesamt 

127 Kompetenzen inklusive der 5 nicht auf Wirtschaft I oder II sinnvoll aufteilba-

ren Kompetenzen) und die drei Kategorien zu den politischen System(eben)en 

Deutschlands (71 Kompetenzen), der EU (34 Kompetenzen) und Internationale 
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Beziehungen (26 Kompetenzen). Wir betonen, dass der Anteil der Teil-Kompeten-

zen an diesen Kategorien meistens (deutlich) unterdurchschnittlich ist (v. a. bei Po-

litisches System Deutschlands: nur 4 %), sodass die hohe Zahl der Kompetenzen 

bei diesen Kategorien nicht eine Folge von häufigen Mehrfachzuordnungen ist. Le-

diglich bei Wirtschaft II sind 22 % der Kompetenzen einer weiteren Kategorie zu-

geordnet (Doppelzuordnung), aber meistens ist das Globalisierung, wodurch der 

rein ökonomische Charakter der Kompetenzen überhaupt nicht eingeschränkt wird 

(es geht schlicht um globale Ökonomie). 

Schaut man sich die Kompetenzen zur Kategorie „Politisches System Deutsch-

lands“ genauer an, ergibt sich eine ähnliche Verteilung wie für die nicht-gymnasiale 

Schulform. Es dominiert die Sub-Kategorie6 „FDGO, Grundrecht(skonflikt)e, 

Grundgesetz, Rechtsstaat, Demokratieprinzipien“ mit 22 Kompetenzen, darauf 

folgt die Sub-Kategorie „Organe, Akteure und ihr institutionelles Zusammenwirken 

(im Gesetzgebungsprozess)“ mit 16 Kompetenzen. Darauf folgen die Subkatego-

rien „Parteien“ mit 7 Kompetenzen, „Wahlen“ mit ebenfalls 7 Kompetenzen, „Par-

tizipation“ (auch 7 Kompetenzen), „Politikzyklus“ mit 4 Kompetenzen, „Verbände, 

Interessenorganisationen“ mit 4 Kompetenzen, „Systemvergleich“ (nur repräsenta-

tive vs. direkte Demokratie) mit 2 Kompetenzen sowie „Bürgerinitiativen, NGOs“ 

und ziviles Engagement mit je 1 Kompetenz. An dieser Verteilung fällt wieder auf, 

dass die institutionalisierte Politik (Parteien) in den expliziten Kompetenzen deut-

lich stärker abgedeckt wird als unkonventionelle Akteure (NGOs u. ä.). Ziviler Un-

gehorsam, Demonstrationen, Protest o. ä. oder auch politische Devianz (Politikver-

drossenheit u. ä.) taucht in den Kompetenzen nicht auf. 

Wie in der nicht-gymnasialen Sek. I gibt es auch in der gymnasialen Sek. I in den 

inhaltsspezifischen Kompetenzen keinen Systemvergleich von Diktatur / Autokratie 

und Demokratie (siehe unseren Kommentar dazu im vorherigen Kapitel). 

Die Kompetenzen zum politischen System Deutschlands fallen auch in der gymna-

sialen Sek. I stark überwiegend in die AFB 1 und 2. Diese dominieren wieder be-

sonders stark in Baden-Württemberg, während man sie in den anderen Bundeslän-

dern etwas häufiger auch als zum AFB 3 zugehörig interpretieren kann. Diese Kom-

petenzen sind allerdings zugleich meist allgemeiner formuliert als in Baden-Würt-

temberg, was (potentiell) mehr Selbst- und Mitbestimmungsmöglichkeiten bei den 

Inhalten des Unterrichts für Lernende und Lehrkräfte bedeutet als in Baden-Würt-

temberg, das eine recht singuläre curriculare Kultur von sehr präzisen, oft detaillier-

ten und umfangreichen Kompetenzformulierungen praktiziert, im gymnasialen wie 

im nicht-gymnasialen Bereich. Quantitativ liegt der Anteil der AFB 3-Kompetenzen 

an allen Kompetenzen zur Kategorie Politisches System Deutschlands in Baden-

Württemberg bei nur 6,7 %, in den anderen Ländern mit 10 – 17 % etwas höher. 

Brandenburg können wir hier nicht werten, da es keine inhaltsspezifischen Kompe-

tenzen formuliert. Im Gegensatz zu Baden-Württemberg schwierig zu interpretieren 

ist Sachsen: dort gibt es in den inhaltsspezifischen Kompetenzen zwar zuweilen den 

 

 

6  Auch bei der Subkategorisierung arbeiten wir mit Mehrfachzuordnungen, da die Kompetenzen 

oft mehrere Subkategorien ansprechen. 



 

46 

Operator „beurteilen“, aber es wird derart allgemein formuliert, das nicht klar wird, 

was das politisch Kontroverse sein soll und ob die Kompetenzen wirklich im AFB 

3 anzusiedeln sind oder es sich nicht um ‚verkappte‘ AFB 1 und 2-Kompetenzen 

handelt. Das dürfte davon abhängen, wie sie in der Praxis umgesetzt werden. 

Befund 20: Auch am Gymnasium Ausblendung von Demokratiedefiziten 

Es fehlen auch in der Sekundarstufe I des Gymnasiums explizite Kompetenzen zur 

demokratiefreundlichen Problematisierung der heutigen Demokratie (zum Beispiel 

Repräsentationsdefizit zukünftiger Generationen, z. B. Stein 1998; zum Beispiel 

Postdemokratie, z. B. Crouch 2004; zum Beispiel Repräsentations- und politisches 

Einflussdefizit sozial schwacher Gruppen, z. B. Elsässer 2019; zum Beispiel Prinzi-

pal-Agent-Problem zwischen Parteien und Wählern in der deutschen Demokratie, 

z. B. empirisch dazu Romeijn 2018) sowie darauf basierende Kompetenzen zur Er-

örterung einer möglichen Demokratisierung der heutigen Demokratie (zum Beispiel 

Nanz / Leggewie 2016). Insofern treffen unsere Anmerkungen bei der nicht-gym-

nasialen Sek. I dazu auch hier genauso zu. Die einzige Kompetenz, in die man letz-

teres immerhin ‚hineinlesen‘ kann, formuliert NRW: 

„beurteilen Möglichkeiten, politische Prozesse hinsichtlich einer Sicherung und Wei-
terentwicklung der Demokratie aktiv mitzugestalten“ (NRW) 
 

Ansonsten erwecken die Kompetenzen den Eindruck, dass den Lernenden vermit-

telt werden soll, dass das deutsche System der Demokratie in seiner institutionellen 

Form abgeschlossen und ohne größere Verbesserungsmöglichkeiten angemessen sei 

– wenn man einmal davon absieht, dass in Baden-Württemberg (und im Gymnasium 

Sek. I nur dort) die direkte Demokratie zur Diskussion gestellt wird. 

Verglichen mit der Kategorie Politisches System Deutschlands gehen die Kompe-

tenzen zur Kategorie „Europäische Union“ etwas stärker über eine modernisierte 

Institutionenkunde hinaus, da sie öfter Wendungen wie „Lösungsmöglichkeiten er-

örtern“, „erörtern Handlungsmöglichkeiten“, „beurteilen Möglichkeiten der weite-

ren Entwicklung der EU“, „sich positionieren zur Verantwortung der EU in der 

Welt“ nutzen. Damit dringt hier der Anforderungsbereich 3 etwas klarer und deut-

licher durch. Das politische System Deutschlands und das der EU werden also in-

sofern etwas unterschiedlich behandelt. Allerdings fehlt auch hier ein dezidiert 

problematisierender Zugriff z. B. über den Begriff des „Demokratiedefizits“, ob-

wohl dies ein fachwissenschaftlich naheliegender Ansatzpunkt (zum Beispiel Jörke 

2019; Grimm 2016) gerade für kritisch-kontroverses Demokratie-Lernen zur EU 

sein könnte. Ähnliches gilt für die Sek. II (s. u.). 

Die Oberkategorie Wirtschaft umfasst in allen Ländern zusammen 127 Kompeten-

zen. Dabei sind die Kompetenzen zu den betriebspraktikum-affinen Inhaltsfeldern 

noch nicht mitgezählt. Dabei überwiegt Wirtschaft I (62 Kompetenzen) leicht über 

Wirtschaft II (60 Kompetenzen); 5 Kompetenzen von den 123 Wirtschaftskompe-

tenzen waren nicht sinnvoll auf Wirtschaft I oder II aufzuteilen. Nordrhein-West-

falen fällt als einziges Bundesland auf, das gleich fünf Kompetenzen zur Digitalisie-

rung der Wirtschaft formuliert; der Lehrplan stammt allerdings aus dem Jahr 2019.  
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Bei der nominalen Gesamtzahl der Kompetenzen zur Ober-Kategorie Wirtschaft 

liegt Baden-Württemberg mit 36 vorn. Betrachtet man jedoch das relative Gewicht 

dieser Ober-Kategorie im Curriculum, steht Niedersachsen an erster Stelle: 40,7 % 

aller sozialwissenschaftlichen Kompetenzen im dortigen Curriculum der gymnasia-

len Sek. I gehören zur Ober-Kategorie Wirtschaft. Ähnlich stark ist NRW mit einem 

entsprechenden Wert von 37,6 %, was v. a. daran liegt, dass dieses Land bei Wirt-

schaft II in der gymnasialen Sek. I sehr viele Kompetenzen (20) formuliert. In fast 

allen Ländern überschreitet sowohl Wirtschaft I als auch Wirtschaft II einzeln für sich 

die 10 %-Marke. Schwächen gibt es nur bei Sachsen in Wirtschaft I (3,8 %) und 

Bayern in Wirtschaft II (2,8 %). 

Befund 21: Schwache Repräsentation von ökonomischer Mitbestimmung 

Bezogen auf die Oberkategorie Wirtschaft ist aus Sicht des Demokratie-Lernens 

besonders interessant zu analysieren, inwieweit Kompetenzen zur in Deutschland 

besonders bedeutsamen Mitbestimmung der Arbeitnehmer in Betriebsrat und Auf-

sichtsrat formuliert werden. In allen sechs Ländern zusammen findet man im Gym-

nasium Sek. I dazu nur eine Kompetenz und drei Teilkompetenzen. Die Kompetenz 

formuliert NRW als „erläutern Möglichkeiten betrieblicher Mitbestimmung in Un-

ternehmen“, sie verbleibt damit höchstens im AFB 2. Je eine Teilkompetenz, in der 

Mitbestimmung „unter anderem“ Erwähnung findet, gibt es in Baden-Württemberg, 

Niedersachsen und Brandenburg. Aufschlussreich ist, dass in Brandenburg zum 

„obligatorischen Inhalt“ „Grundlagen der Sozialen Marktwirtschaft“ vier „mögliche 

Konkretisierungen“ genannt werden, ohne Mitbestimmung aufzuführen.  

Dies ist typisch für alle untersuchten Lehrpläne: die Vorstellung von Arbeitnehmer-

Mitbestimmung als einem wichtigen Pfeiler der Sozialen Marktwirtschaft scheint 

ihnen eher fremd. Stattdessen stellen die Lehrpläne beim Stichwort Soziale Markt-

wirtschaft Wettbewerbsprinzip, Sozialstaat u. ä. ins Zentrum, oft erwähnen sie auch 

die „tarifpolitischen Akteure“. Aber Mitbestimmung im engeren Sinne, also nicht das 

tarifliche Verhandeln um mehr Geld (oder Arbeits- und Freizeit), sondern die Mit-

gestaltung der nicht-monetären Arbeitsbedingungen im Betriebsrat und Aufsichts-

rat, wird meist vernachlässigt oder ganz übersehen. 

Es gibt im Bereich Gymnasium Sek. I eine Kategorie, die beim Wechsel der Analy-

seperspektive von Inhaltsfeldern zu Kompetenzen stärker abgedeckt wird und so in 

der Rangfolge aus dem unteren Bereich in den mittleren Bereich aufsteigt: „Me-

dien(bildung)“ mit 22 Kompetenzen. Die sehr geringe Bedeutung bei den Inhalts-

feldern (1 IF) täuscht also teilweise. Dennoch ist die Kategorie Medien in der gym-

nasialen Sek. I nicht so gut abgedeckt wie in der nicht-gymnasialen Sek. I (dort 58 

Kompetenzen). Auch der prozentuale Anteil der Zahl der Kompetenzen zur Kate-

gorie Medien in einem Bundesland an der Gesamtzahl der sozialwissenschaftlichen 

Kompetenzen in diesem Bundesland liegt im Durchschnitt in der gymnasialen Sek. 

I (5,4 %) unter dem Wert für die nicht-gymnasiale Sek. I (7,7 %). Allerdings gilt das 

nicht für Sachsen, dass in der gymnasialen Sek. I bei Medien mit zehn Kompetenzen 

(Anteil: 12,7 %) sehr stark aufgestellt ist; das ist mit Abstand der höchste Wert im 

Ländervergleich. Andere Länder bauen in diversen Inhaltsfeldern Medienkompe-

tenzen ein (BW 4 IK, NW und BY je 3, sowie BB ein verbindlicher Inhalt). Nieder-

sachsen bietet dagegen am wenigsten (extrem schwacher Anteil: 1,9 %), da es sich 
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am Gymnasium Sek. I mit nur einer Teilkompetenz begnügt (formuliert dagegen für 

die Oberschule 25 Medienkompetenzen; s. o.). Zudem fällt auf, dass Niedersachsen 

im Gymnasium (Sek. I) im Gegensatz zu allen anderen Ländern in den inhaltsspe-

zifischen Kompetenzen nicht auf digitale Medien eingeht. Alle anderen Länder ha-

ben hier mindestens eine Kompetenz, die spezifisch auf digitale Medien gemünzt ist. 

Bei der Kategorie Sozialpolitik entsprechen sich die Befunde zu den Inhaltsfeldern 

und den Kompetenzen. Die drei Bundesländer, die ein Inhaltsfeld dafür vorsehen, 

ordnen ihm auch eine Vielzahl von Kompetenzen zu (Baden-Württemberg und 

NRW mit jeweils acht) bzw. haben eine Reihe von verbindlichen Inhalten dazu 

(Brandenburg, das derlei wie gesagt nicht als Kompetenzen formuliert). Die drei 

Länder ohne Inhaltsfeld dazu haben hier auch keine Kompetenz (SN) oder nur je 

eine sehr rudimentäre Drittel-Kompetenz, in der „Soziales“ als Urteilskriterium u. a. 

für Konsumentscheidungen genannt wird (BY, NS). In Niedersachsen wird im be-

schreibenden Text zum Inhaltsfeld „Verfassungsprinzipien und Wirtschaftsord-

nung“ zwar erklärt, dass dabei das „integrierende Fachkonzept Sozialstaat“ er-

schlossen würde, aber die verbindlichen inhaltsspezifischen Kompetenzen sind 

nicht zielgenau formuliert, da sie z. B. größtenteils auch auf Konjunktur-, Ord-

nungs-, Strukturpolitik u. ä. zutreffen. 

Das, was Schüler/innen im Gymnasium in der Sek. I über Sozialpolitik lernen, un-

terscheidet sich also quantitativ stark. Auch qualitativ gibt es Unterschiede: Baden-

Württemberg fällt auch hier wieder durch einen hohen Anteil von Kompetenzen im 

AFB 1 + 2 auf: 7,5 Kompetenzen zu 0,5 Kompetenzen im AFB 3. Dagegen ist das 

Verhältnis in Nordrhein-Westfalen ausgewogener: fünf Kompetenzen im AFB 1 

und 2 stehen drei Kompetenzen im AFB 3 gegenüber. 

Die Kategorie Ökologische Nachhaltigkeit nimmt wie gesagt im Vergleich der nicht-

gymnasialen mit der gymnasialen Sek. I gemessen an den Inhaltsfeldern am stärksten 

ab. Gemessen an der Zahl der Kompetenzen ist der Rückgang ähnlich stark (von 

37 auf 12 IK). Bei diesen 12 IK handelt es sich zudem in vielen Fällen (zu 58 %) 

nur um Teil-Kompetenzen, wo das Handeln diverser Akteure – unter anderem – auch 

unter ökologischen Kriterien betrachtet werden soll. Der Anteil der Zahl der Kom-

petenzen zu dieser Kategorie in einem Bundesland an der Gesamtzahl aller sozial-

wissenschaftlichen Kompetenzen in diesem Bundesland liegt in der gymnasialen 

Sek. I im Schnitt bei nur 3,3 % – und das auch nur dann, wenn man wie wir hier 

eine Teil-Kompetenz immer als volle Kompetenz anrechnet. Dabei sticht kein Land 

positiv hervor; das grün regierte Baden-Württemberg fällt mit einem extrem schwa-

chen Anteil von 0,8 % auf. 

Befund 22: Individualisierung und Entpolitisierung des ökologisch-politi-

schen Lernens 

Zudem sind zwei Drittel der 12 (Teil-)Kompetenzen zur Kategorie ökologisch-po-

litisches Lernen allein auf die Rolle des Verbrauchers gemünzt. Das bestätigt den 

obigen Befund im nicht-gymnasialen Bereich, dass Umweltschutz in den Curricula 

sehr stark als individuelle Angelegenheit des Verbrauchers gerahmt wird. Das trifft 

v. a. für Bayern und Baden-Württemberg zu, wo lediglich in den Wirtschaftsfächern 

eine ökologische Teil-Kompetenz rein für die Rolle des Verbrauchers formuliert 
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wird. Auch Sachsen stellt die zwei Kompetenzen in den Kontext der Verbraucher-

rolle, wenngleich die dortigen unverbindlichen Anregungen zur Konkretisierung „sha-

ring economy, Genossenschaftsmodelle, Minimalismus, Prosumenten-Netzwerke“ 

den individualistischen Frame etwas dämpfen können. Diese Konzepte sind etwas 

unkonventioneller als das, was sich in Lehrplänen anderer Bundesländer findet, zu-

mal „die Einbeziehung alternativer Modelle“ verbindlich in einer Kompetenz vor-

gegeben wird. In Niedersachsen erwecken die beiden Teil-Kompetenzen im Fach 

Politik / Wirtschaft den Eindruck, ökologisches Handeln sei nur eine Angelegenheit 

für Verbraucher und Unternehmen – Ökologie im Kontext genuiner Politik taucht 

(im Bereich Gymnasium Sek. I) in den Kompetenzen dort nicht auf (das ändert sich 

in Niedersachsen aber in der Sek. II, s. u.). Einen explizit politischen Frame bietet 

im Gymnasium in der Sek. I nur Brandenburg, wo in den „möglichen Konkretisie-

rungen“ explizit von „Umwelt- und Klimaschutzpolitik, Energiepolitik…“ die Rede 

ist. Die zahlenmäßig meisten Kompetenzen formuliert NRW mit 4, wovon aber 2 

rein auf die Verbraucher-Rolle gemünzt sind.  

Die Schüler/innen von Fridays for Future streiken freitags, weil die Politik in ihren 

Augen dem Problem des Klimawandels viel zu wenig Beachtung schenkt. Fast alle 

Klimawissenschaftler geben ihnen nachdrücklich Recht. Die sehr geringe Beachtung 

von Umweltpolitik in den hier analysierten Lehrplänen ist eine interessante Parallele 

zu der von den Schüler/innen kritisierten geringen Beachtung ihrer langfristigen 

ökologischen Zukunftsinteressen in der Politik – eine Schwäche der Demokratie 

(Stein 1998; Graf Kielmansegg 2001). 

Ähnlich wie im nicht-gymnasialen Bereich gibt es also auch in den gymnasialen 

Lehrplänen der Sek. I fünf fachdidaktisch eigentlich sehr wichtige Kategorien, die 

curricular extrem marginalisiert werden, da ihr jeweiliger prozentualer Anteil der 

Kompetenzen in einem Bundesland an der Gesamtzahl der Kompetenzen in diesem 

Bundesland im Schnitt sehr niedrig ausfällt: ökologische Nachhaltigkeit (3,3  %), 

Extremismus (1,4 %), Multikulturelle Gesellschaft / Migration (2,9 %), Sozialisa-

tion (1,5 %) und Geschlecht (0,7 %). Gemein ist diesen Kategorien, dass man für 

deren fachlich angemessene Erörterung stark auf soziokulturelle Fragen eingehen 

müsste. Genau diese soziokulturelle Dimension vernachlässigen alle von uns analy-

sierten Lehrpläne (mit Ausnahme der Gesamtschule in NRW, wo diese fünf Kate-

gorien zusammen Stand heute auf einen Anteil von 28,2 % kommen). Stattdessen 

fokussieren sich die Lehrpläne überaus stark auf die politisch-institutionelle und 

ökonomische Dimension. So liegt der jeweilige Anteil der Zahl der Kompetenzen zu 

den drei dominanten Kategorien Politisches System Deutschlands und Wirtschaft I 

und II in einem Bundesland an der Gesamtzahl der sozialwissenschaftlichen Kom-

petenzen in diesem Bundesland in der gymnasialen Sek. I im Durchschnitt bei 18 % 

bzw. 17 % bzw. 13,1 %. Deren jeweiliger Anteil beträgt also mindestens das 4fache 

bis maximal das 25fache des jeweiligen Anteils der fünf besonders marginalisierten 

Kategorien. Bei letzteren liegt der jeweilige Anteil von Teil-Kompetenzen zudem 

oft viel höher als bei den drei dominanten Kategorien. 
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5 Gymnasiale Sekundarstufe II 

Beim Vergleich der Häufigkeitsverteilung der Inhaltsfelder zwischen Sekundarstufe 

I und II des Gymnasiums muss bedacht werden, dass die Gesamtzahl aller Inhalts-

felder in den sechs ausgewählten Bundesländern mit 52 in der Sek. II etwas niedriger 

ist als in der Sek. I (knapp 60). Betrachtet haben wird ausschließlich das Grundkurs-

Niveau. Die Curricula für Leistungskurse haben wir nicht mit einbezogen. Sämtliche 

Inhaltsfelder konnten wir ohne Ausnahme einer der 16 Kategorien zuordnen (oder 

anteilig mehreren). 

Das Land mit den vielfältigsten Inhaltsfeldern in der Sek. II ist Bayern, dessen In-

haltsfelder acht der 16 Kategorien abdecken. Das ist zum einen Folge eines Nach-

holeffekts: Bayern holt in der Sek. II Kategorien nach, die wohl aufgrund des (sin-

gulär) knappen Zeitkontingents in der Sek. I dort nicht behandelt wurden (z. B. EU, 

Sozialstruktur / Sozialpolitik). Zum anderen ist es Folge seines Fachs Wirtschaft / 

Recht, in dem anders als in anderen Bundesländern auch BWL (Wirtschaft I) und 

Recht behandelt werden. 

Das Gesagte gilt zumindest dann, wenn man Sozialkunde in Bayern in der Version 

des eigenständigen Faches in der Sek. II betrachtet. Laut Lehrplan Plus, der Website 

des zuständigen Staatsinstituts für Schulqualität und Bildungsforschung München7, 

gibt es das Fach aber auch noch in der Version eines „gemeinsamen Kurses mit dem 

Fach Geschichte“. Letzteres haben wir in unserer Untersuchung nicht betrachtet. 

Folglich gilt alles weitere unten zu Bayern in der Sek. II Beschriebene nur für das 

eigenständige Fach. Ob sich manche der im Folgenden gemachten Anmerkungen zur 

politischen Bildung im Gymnasium in Bayern (s. u.) weiter verschärfen (oder ander-

weitig ändern) würden, wenn man stattdessen den zusammengelegten Kurs mit Ge-

schichte betrachten würde, haben wir nicht geprüft. Womöglich repräsentiert also 

das, was wir im Folgenden zu Bayern beschreiben, den dort nicht überall gegebenen 

‚Optimalfall‘ für Demokratie-Lernen in der Sek. II des bayerischen Gymnasiums. 

Ohne die o. g. Sondereffekte bei Bayern wäre Nordrhein-Westfalen das Bundesland 

mit der breitesten Abdeckung der 16 Kategorien: sein Lehrplan spricht sechs der 16 

Kategorien an. Alle anderen Bundesländer adressieren in der Sek. II lediglich vier 

der 16 Kategorien. Das bedeutet zugleich: die Vielfalt der Themen gemessen an der 

Abdeckung der 16 Kategorien nimmt beim Übergang von der Sek. I auf die Sek. II 

(Gymnasium) nicht zu, sondern ganz im Gegenteil nimmt die Vielfalt der Themen 

deutlich ab. Es werden meist nur noch die üblichen ‚Klassiker‘ thematisiert, die sich 

stark an wissenschaftliche Disziplinen anlehnen: BWL, VWL, Politisches System 

Deutschlands, IB, Sozialstruktur / Sozialpolitik. Die durchschnittliche Zahl der 16 

Kategorien, die von einem Bundesland abgedeckt wird, sinkt von 7,7 in der Sek. I 

(Gymnasium) auf 5 in der Sek. II – eine erhebliche Abnahme um ein Drittel. 

 

 

7  Siehe https://www.lehrplanplus.bayern.de/schulart/gymnasium/inhalt/fachlehrplaene?w_ 

schulart=gymnasium&wt_1=schulart&w_fach=sozialkunde&wt_2=fach&w_jgs=11&wt_3=jgs 

https://www.lehrplanplus.bayern.de/schulart/gymnasium/inhalt/fachlehrplaene?w_%20schulart
https://www.lehrplanplus.bayern.de/schulart/gymnasium/inhalt/fachlehrplaene?w_%20schulart
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Das relative Gewicht der 16 Kategorien in der Sek. II gemessen an der Zahl der 

Inhaltsfelder (Abbildung 6) und ihr relatives Gewicht gemessen an der Zahl der 

verbindlichen inhaltsspezifischen Kompetenzen (Abbildung 7) ist im Wesentlichen 

gleich. Lediglich Globalisierung steht auf der Ebene der Kompetenzen etwas weiter 

oben, weil globale Aspekte oft in Inhaltsfelder mit Schwerpunkt in einer anderen 

Kategorie eingearbeitet werden (v. a. in Niedersachsen). Ansonsten spielt es keine 

große Rolle, ob man die Analyseschärfe eher grob (Inhaltsfelder) oder scharf (ver-

bindliche inhaltsspezifische Kompetenzen) einstellt. 

Abbildung 6: Relevanz der Kategorien, gymnasiale Sek. II (Inhaltsfelder) 

Eigene Darstellung. Absolute Häufigkeiten der Kategorien gemessen an den einschlägigen Inhaltsfeldern; (N = 52, 
inkl. der nicht sinnvoll zuordenbaren Inhaltsfelder) 

Den stärksten Rückgang im Vergleich der beiden gymnasialen Sekundarstufen fin-

det man bei der Kategorie Wirtschaft I (dominant einzelwirtschaftliche Perspek-

tive), die in der Sek. II nur noch auf insgesamt zwei Inhaltsfelder (bzw. 30 Kompe-

tenzen) kommt. Das liegt daran, dass nur noch Baden-Württemberg und Bayern je 

ein Inhaltsfeld zu dieser Kategorie vorsehen, da sie im Gegensatz zu den anderen 

Bundesländern auch in der Sek. II über ein separates Fach Wirtschaft verfügen, in 

dem Wert auf BWL gelegt wird. Dabei dominiert sehr stark die Rolle des Unterneh-

mers; die Rolle des Arbeitnehmers im Betrieb kommt kaum vor und die Rolle des 

Verbrauchers / Privathaushalts praktisch gar nicht. Eine solch einseitige Prägung 

könnte problematisch sein.  
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Die Analyse auf Ebene der Kompetenzen zeigt zudem: Im Ländervergleich extrem 

stark betont wird Wirtschaft I in der Sek. II in Baden-Württemberg (das Inhaltsfeld 

dort ist sehr umfangreich). Hier nimmt die Bedeutung dieser Kategorie beim Wech-

sel auf die Sek. II im Gegensatz zu allen anderen Ländern nicht ab, sondern zu. 19 

der 30 insgesamt in allen sechs Ländern in dieser Kategorie erfassten Kompetenzen 

stammen aus diesem Bundesland; der dortige prozentuale Anteil der Kompetenzen 

zu dieser Kategorie an der Gesamtzahl aller sozialwissenschaftlichen Kompetenzen 

dort liegt mit 19,8 % extrem hoch, da fällt selbst Bayern mit dem zweithöchsten 

Wert (5,1 %) stark zurück. 

Betrachtet man das gesamte Gymnasium, ist die Kategorie Wirtschaft I in allen Län-

dern stark bis extrem stark abgedeckt. Die Zahl der Kompetenzen unterschreitet 

nirgends zehn; der Anteil am jeweiligen Curriculum ist mindestens 7,7%. Davon 

macht nur Sachsen eine Ausnahme. Dort wird Wirtschaft I im Gymnasium stark 

marginalisiert (nur drei Kompetenzen, Anteil 2,3 %). 

Befund 23: Einzelwirtschaftliche Perspektiven im Gymnasium sehr stark ab-

gedeckt (Ausnahme: Sachsen) 

Eine überdurchschnittliche Abnahme im Vergleich der beiden gymnasialen Sekun-

darstufen ist – bei der Zahl der Inhaltsfelder – auch für die Kategorie Europäische 

Union festzustellen, die in der Sek. II im Gymnasium auf insgesamt zwei Inhaltsfel-

der kommt, je eins in NRW und in Bayern (das quasi ‚Nachholbedarf‘ hat, da es 

dazu als einziges Land in der Sek. I Gymnasium kein Inhaltsfeld hat). Man kann 

also sagen, dass jede/r Schüler/in in allen sechs Bundesländern beim Besuch des 

Gymnasiums bis zum Abitur sich mindestens einmal mit einem Inhaltsfeld zur EU 

als Mittelpunkt beschäftigen muss; in NRW sogar zweimal (wenn der Grundkurs 

besucht wird). Zudem werden in der Sek. II Kompetenzen zur EU teilweise auch in 

Inhaltsfelder mit anderem Schwerpunkt eingearbeitet (z. T. auch in Inhaltsfelder mit 

dem Mittelpunkt Wirtschaft II), sodass die Gesamtzahl der Kompetenzen zur EU 

mit 35 (Summe aller sechs Bundesländer) in der Sek. II praktisch mit jener in der 

Sek. I (34) übereinstimmt.  

Von einer Vernachlässigung der EU kann also keine Rede sein: betrachtet man die 

gymnasiale Sek. I und II zusammen und berechnet für diese Schulform den prozen-

tualen Anteil der Zahl der Kompetenzen zur EU in einem Bundesland an der Ge-

samtzahl der sozialwissenschaftlichen Kompetenzen in diesem Bundesland, erhält 

man im Durchschnitt einen Wert von 8,1 %, wobei kein Land deutlich nach unten 

abweicht. Das ist mehr als wenn man alle 16 Kategorien gleich stark behandeln 

würde (6,25 %, Äquivalenzindikator). Somit ist die Kategorie EU in allen gymnasi-

alen Lehrplänen angemessen bis sehr stark repräsentiert. 

Befund 24: EU in allen gymnasialen Lehrplänen gut repräsentiert 

Es wurde oben gezeigt, dass eine problematisierende Erörterung der heutigen Aus-

gestaltung der EU – also ihrer polity, nicht nur einzelner policies – im Hinblick auf 

die These des Demokratiedefizits o. ä. (z. B. Scharpf 2016; Jörke 2019; Grimm 

2016) in den Kompetenzen in der Sek. I selten zu beobachten ist. Ändert sich dieser 

Befund nun in der Sek. II? Wird eine kontroverse, problematisierende Erörterung 
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der polity der EU dort nachgeholt? Die Antwort lautet: eher selten. Nur bei zwei 

Bundesländern lassen sich Kompetenzen finden, die man einigermaßen legitim in 

diesem Sinne interpretieren kann: Sachsen und v. a. Bayern. 

So gibt es in Sachsen die sehr offen gefasste Kompetenz 

„sich positionieren zu Entwicklung und Zukunft der EWWU“, 
 

die zumindest die kontroverse Debatte auch kritischer fachwissenschaftlicher Posi-

tionen zur polity der E(W)U im Prinzip zulässt. 

Bayern formuliert im Vergleich dazu spezifischere Kompetenzen, die eine auch 

kontroverse Erörterung der polity der EU teilweise sogar tendenziell nahelegen: 

„erkennen die Bedeutung der europäischen Verständigung in der 2. Hälfte des 20. 
Jahrhunderts und wägen Vor- und Nachteile der Europäisierung politischer Entschei-
dungsfindungen in Deutschland an geeigneten Beispielen ab“ (unsere Hervorhebung), 
 
„ermitteln mithilfe geeigneter Materialien den institutionellen Aufbau der EU und be-
greifen die Komplexität von Entscheidungsprozessen in einer supranationalen Orga-
nisation, um Diskussionen zur weiteren Demokratisierung und Konsensbildung in der EU 
nachzuvollziehen und sich ggf. daran mit gesicherten Kenntnissen zu beteiligen“ (un-
sere Hervorhebung). 
 

In den anderen vier Bundesländern findet man in den verbindlichen inhaltsspezifi-

schen Kompetenzen dagegen praktisch nichts zur kontrovers-problematisierenden 

Erörterung der polity der EU. Entweder werden nur Kompetenzen auf AFB 2-Ni-

veau formuliert wie in Baden-Württemberg und Brandenburg oder es kommen – 

wie in NRW – zwar AFB 3-Kompetenzen hinzu, aber kontrovers bewertet werden 

sollen nur policies, also z. B. „EU-weite Normen“, „politische Prozesse“ oder Fälle 

zur EU-Erweiterung. Manche Kompetenzen wirken dabei sogar suggestiv affirma-

tiv. So formuliert NRW die zwei folgenden Kompetenzen: 

„erläutern die Frieden stiftende sowie Freiheiten und Menschenrechte sichernde 
Funktion der europäischen Integration nach dem Zweiten Weltkrieg“. 
 

Darauf folgt dann in einer späteren Kompetenz zu diesem Inhaltsfeld: 

„bewerten die europäische Integration unter den Kriterien der Sicherung von Frieden 
und Freiheiten der EU-Bürger“ (NRW). 
 

Kombiniert man diese beiden Kompetenzen, wird den Lernenden sehr stark nahe 

gelegt, die EU (nur) positiv zu werten. Diese Einseitigkeit ist schon deshalb frag-

würdig, weil die These der EU als zentraler Friedensfaktor strittig ist (siehe die 

Kontroverse zwischen Mearsheimer (2009) und Zürn (2010)), aber problematisch 

ist sie insbesondere deshalb, weil es andere (im Lehrplan nicht beachtete Kriterien) 

als Frieden und Freiheit gibt, unter denen manche Politologen die heutige polity der 

EU auch kritisch betrachten (zum Beispiel Fritz Scharpf, Dirk Jörke, Andreas Nölke, 

Martin Höpner, Wolfgang Streeck).  

Diese im Curriculum fehlende Kritik ist für Demokratie-Lernen relevant, denn: 
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„Die europäische Integration hat den Handlungsspielraum demokratischer Politik in 
den Mitgliedstaaten durch die richterrechtliche Konstitutionalisierung der ökonomi-
schen Grundfreiheiten beschränkt. Gleichzeitig wird aber effektives politisches Han-
deln auf der europäischen Ebene durch den hohen Konsensbedarf des „ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahrens“ behindert und oft verhindert.“ (Scharpf 2016). 
 

Natürlich soll nicht diese kritisch-reflexive Position als ‚richtige‘ vermittelt werden, 

sondern solche problematisierenden, kontroversen Positionen könnte man in der Sek. II 

debattieren (z. B. argumentieren viele liberale Ökonomen, dass das im Zitat Kritisierte 

gerade der Vorteil der EU sei). Auch die EU-Polity sollte Gegenstand des Kontro-

versitätsprinzips sein. Dazu sind die Kompetenzen jedoch nur selten geeignet.  

Die Zahl der Inhaltsfelder zur Kategorie „Internationale Beziehungen (IB)“ nimmt 

in der Sek. II im Vergleich zur gymnasialen Sek. I deutlich zu: hier sind es 9,8 In-

haltsfelder, die IB in den Mittelpunkt stellen. Damit steigt diese Kategorie in die 

‚Top Drei‘ der Kategorien mit den meisten Inhaltsfeldern auf. Diesen Befund be-

stätigt die Zahl der Kompetenzen: Während es in der gymnasialen Sek. I 26 Kom-

petenzen waren, liegt IB in der Sek. II mit 59 verbindlichen inhaltsspezifischen 

Kompetenzen nur knapp hinter der Kategorie Politisches System Deutschlands mit 

71. Dahinter steht wohl die Annahme der Lehrplanautor/innen, dass abstraktere, 

räumlich fernere Themen sich mit der höheren Altersstufe leichter und somit inten-

siver behandeln lassen als in der Sek. I. 



 

55 

Abbildung 7: Relevanz der Kategorien, gymnasiale Sek. II (Kompetenzen) 

Eigene Darstellung. Absolute Häufigkeiten der Kategorien gemessen an den einschlägigen Inhaltsfeldern; (N = 445, 
inkl. der nicht sinnvoll zuordenbaren inhaltsspezifischen Kompetenzen) 

Besonders stark betont wird IB in der Sek. II in Baden-Württemberg, wo es vier 

Inhaltsfelder mit 17 Kompetenzen erhält, obwohl IB dort bereits in der Sek. I be-

handelt wurde (es ist also kein Nachholeffekt). Der problematische Nebeneffekt 

davon ist, dass in diesem Bundesland viele andere der 16 Kategorien in der Sek. II 

gar nicht behandelt werden: dort gibt es praktisch nur noch das stark verengte dis-

ziplinäre „Standardprogramm“: BWL, VWL, IB und politisches System Deutsch-

lands. 

In der Gesamtschau aller sechs Bundesländer von Sek. I und II (Gymnasium) folgt 

zugleich: jeder Abiturient muss sich im Laufe seiner Schullaufbahn in allen sechs 

Ländern mindestens einmal mit einem Inhaltsfeld beschäftigen, dessen Mittelpunkt 

sich um IB dreht (wenn der Grundkurs besucht wird). Dabei reicht die Spannweite 

von Sachsen, wo das Minimum von einmal verlangt wird, bis Baden-Württemberg, 

wo es gleich fünfmal gefordert wird. Baden-Württemberg formuliert auch über das 

gesamte Gymnasium hinweg betrachtet zur Kategorie IB mit Abstand die meisten 

verbindlichen inhaltsspezifischen Kompetenzen (26), während andere Länder un-

gefähr 10 bis 15 Kompetenzen formulieren. Das sehr starke Gewicht der Kategorie 
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IB im gesamten Gymnasium (Sek. I plus Sek. II) zeigt sich auch daran, dass der dortige 

Anteil der Kompetenzen zu IB in einem Bundesland an der Gesamtzahl der sozial-

wissenschaftlichen Kompetenzen in diesem Bundesland im Schnitt 10 % beträgt – 

das ist der vierthöchste Wert von allen 16 Kategorien (für diese Schulform). 

Befund 25: Internationale Beziehungen im Gymnasium sehr stark abgedeckt 

Addiert man zu diesen 10 % für IB den entsprechenden Wert von 8,1 % für die EU 

(s. o.) hinzu, beträgt der Anteil dieser beiden makropolitischen Kategorien 18,1 %. 

Der entsprechende Wert für die beiden mikropolitischen Kategorien (Schul-Demo-

kratie und Kommunalpolitik) liegt mit zusammen 2,8 % (für das gesamte Gymna-

sium) sehr deutlich darunter.  

Die bereits für beide Bereiche der Sek. I konstatierte Divergenz zwischen Vernach-

lässigung von Mikropolitik (Schul-Demokratie, Kommunalpolitik) und Betonung 

von Makropolitik (EU, IB) wird in der gymnasialen Sek. II quasi ‚potenziert‘, da 

Mikropolitik dort gar nicht mehr vorkommt – mit der Folge, dass es für die gesamte 

gymnasiale Schullaufbahn zu dieser extremen Divergenz kommt. 

Befund 26: Divergenz zwischen mikropolitischer und makropolitischer Ebene 

in der gymnasialen Sek. II drastisch verschärft 

Auch der in der nicht-gymnasialen ebenso wie in der gymnasialen Sek. I extrem 

geringe Stellenwert der stärker soziokulturell-gesellschaftlich geprägten Kategorien 

Multikulturelle Gesellschaft / Migration, Geschlecht, Sozialisation, Extremismus 

und auch ökologische Nachhaltigkeit wird in der Sek. II nicht etwa kompensiert, 

sondern – ganz im Gegenteil – sogar noch zusätzlich massiv verstärkt, da alle der 

genannten Kategorien kein einziges Inhaltsfeld erhalten. 

Die einzige Ausnahme davon bildet die Kategorie „Sozialisation“, die in der Sek. II 

ausschließlich in NRW ein Inhaltsfeld erhält. Auch auf der Ebene der Kompetenzen 

bietet fast nur NRW hier etwas (7 Kompetenzen) an, wenn man davon absieht, dass 

Bayern auch eine einzige Kompetenz dazu formuliert. Der prozentuale Anteil der 

Zahl der Kompetenzen zur Kategorie Sozialisation in einem Bundesland im gesamten 

Gymnasium an der Gesamtzahl der sozialwissenschaftlichen Kompetenzen in die-

sem Bundesland beträgt im Schnitt 1,4 %. Leicht positiv sticht nur NRW mit 5,8 % 

hervor, besonders negativ Brandenburg und Niedersachen mit 0 %. 

Zur Kategorie Geschlecht kann man in der gymnasialen Sek. II lediglich fünf ver-

bindliche inhaltsspezifische Kompetenzen zählen, und diese kommen ausschließlich 

aus einem einzigen Bundesland: NRW. Dort wurden diese Gender-Kompetenzen 

in Inhaltsfelder mit anderen Mittelpunkt eingearbeitet, und das auch mit anspre-

chendem fachlichen Niveau und z. T. im AFB 3. Ein Beispiel:  

„beurteilen unterschiedliche Identitätsmodelle in Bezug auf ihre Eignung für die Deu-
tung von biographischen Entwicklungen von Jungen und Mädchen auch vor dem 
Hintergrund der Interkulturalität“. 
 

Im Vergleich dazu bleibt Sachsen mit einer bloßen Viertel-Teilkompetenz „Kennen 

von Phänomenen des sozialen Wandels: a) …, b) … c) Geschlechterverhältnis, d) 
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…“ deutlich blasser. Übrigens: Das Geschlechterverhältnis wird dabei exklusiv für 

den Leistungskurs aufgeführt, nicht jedoch für den Grundkurs. Folglich rechnen 

wir dies nicht an. 

Befund 27: Soziale Kategorien Geschlecht und Sozialisation auch im Gymna-

sium praktisch komplett ignoriert (Ausnahme: NRW) 

Zählt man nun alle Kompetenzen zur Kategorie Geschlecht in der gymnasialen Sek. 

I und II zusammen und vergleicht die Bundesländer, zeigt sich: es gibt nur zwei 

Bundesländer, in denen Gymnasiast/innen sich etwas intensiver und auf AFB 3-

Niveau mit der Kategorie Geschlecht auseinandersetzen müssen: a) NRW mit ins-

gesamt sieben Kompetenzen (5 + 2) und b) Baden-Württemberg mit zwei Kompe-

tenzen (in der Sek. I). Alle anderen vier Bundesländer formulieren dazu gar keine 

verbindlichen inhaltsspezifischen Kompetenzen oder Stichworte. Brandenburg 

führt zwar Geschlecht in der Sek. I als eine von vielen „möglichen Konkretisierungen“ 

auf, aber möglich ist nicht verbindlich; in der Sek. II wird dort im allgemeinen Text 

des Lehrplans die „Integration geschlechtsspezifischer Perspektiven in den Unter-

richt“ postuliert, aber bei Beschreibung der konkreten verbindlichen Inhalte taucht es 

dort nicht auf – auch nicht in den „inhaltsübergreifenden Anforderungen“. Der 

prozentuale Anteil der Kompetenzen zur Kategorie Geschlecht im gesamten Gym-

nasium eines Bundeslandes an allen sozialwissenschaftlichen Kompetenzen im ge-

samten Gymnasium dieses Bundeslands beträgt im Durchschnitt 0,7 %. Wiederum 

sticht nur NRW mit 3,4 % etwas hervor. 

Wie sieht das Bild bei der Kategorie Extremismus aus? Mit etwas Wohlwollen kann 

man in der gymnasialen Sek. II insgesamt sechs Kompetenzen zu dieser Kategorie 

entdecken. Niedersachsen formuliert drei verbindliche inhaltsspezifische Kompe-

tenzen dazu, aber allesamt nur zum „internationalen Terrorismus“. In Bayern wer-

den zwei mit gutem Willen anrechenbare Kompetenzen formuliert, bei denen Schü-

ler zunächst eine Diktatur, danach dann eine Mischform aus Diktatur / Demokratie 

analysieren sollen und daraus „antidemokratisches Denken“ als Gefahr für unsere 

Demokratie ableiten sollen. Dieses komparative Vorgehen kann – an sich – eine 

fruchtbare didaktische Technik sein, aber da dies in Bayern im gesamten Gymnasium 

alles zur Kategorie Extremismus ist, wird so natürlich a) eher ausländischer als in-

ländischer Extremismus in den Fokus gerückt und b) erfolgt der Umgang mit Ext-

remismus eher institutionalistisch-systemisch und bezieht wichtige soziokulturelle, 

sozialpsychologische und gesellschaftliche Dimensionen (z. B. Engler & Weisstan-

ner 2020; Salmela & von Scheve 2017; Stahl u. a. 2020) zu wenig oder gar nicht ein.  

Ein ähnlicher einseitig institutionalistischer Frame wird der Kategorie in der (einzi-

gen) verbindlichen inhaltsspezifischen Kompetenz in Sachsen verliehen: „Sich po-

sitionieren zum Konzept der wehrhaften Demokratie: Historischer Hintergrund 

Parteienverbot Extremismus“. Auffällig sind dabei die möglichen Konkretisierun-

gen: genau gegenüber (in derselben Zeile) zum Parteiverbot steht „SRP, KPD, 

NPD, Vereinsverbote“. Genau gegenüber zum Extremismus steht (in derselben 

Zeile) als mögliche Konkretisierung: „Einsatz der Bundeswehr im Inneren, Terro-

rismus“. Hier kommt möglicherweise also auch noch die Engführung von Extre-

mismus auf (islamistischen?) Terrorismus hinzu. Selbst diese einzige verbindliche 
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Kompetenz gilt in Sachsen exklusiv für den Leistungskurs, aber nicht für den Grundkurs  – 

folglich rechnen wir sie in unserer Zählung nicht an. 

Interessant ist, was in Sachsen für den Grundkurs wichtiger als Extremismus gehal-

ten wird, was also verhindert, dass Extremismus auch im Grundkurs in der Sek. II 

behandelt wird. Verbindlich stattdessen vorgeschrieben sind dort zum Beispiel das 

Parteiengesetz und die politischen Theorien von Locke, Montesquieu und 

Rousseau. Dem Lehrplan liegt also die implizite These zugrunde, diese Punkte seien 

– in Sachsen – für den Grundkurs wichtiger, als sich mit Extremismus zu beschäf-

tigen. Zugestanden sei: Sachsen behandelt Extremismus im Gymnasium dafür im-

merhin verbindlich in ca. sechs Unterrichtsstunden in der Sek. I (s. o.). 

Quantitativ ähnlich sparsam, aber fachlich deutlich angemessener, da mit breiterem, 

nicht system-institutionalistisch verengten Blickwinkel erfolgt die Abdeckung der Katego-

rie Extremismus in NRW im Grundkurs in Form der (einzigen) inhaltsspezifischen 

Kompetenz (wenngleich nur auf AFB 2-Niveau): 

„erläutern soziale, politische, kulturelle und ökonomische Desintegrationsphänomene 
und -mechanismen als mögliche Ursachen für die Gefährdung unserer Demokratie“. 
 

Baden-Württemberg und Brandenburg formulieren in der Sek. II keine verbindli-

chen inhaltsspezifischen Kompetenzen bzw. Inhalte zum Extremismus. Zwar ist 

auch dort der „Vergleich demokratischer und autoritärer / totalitärer politischer 

Systeme“ (unsere Hervorhebung) verbindlich vorgegeben. Aber das ist dort mit ei-

nem sehr starken institutionalistischen Frame gekoppelt, der nichts mit der Analyse 

inländischer extremistischer sozialer Bewegungen zu tun hat. 

Befund 28: Defizit an Kompetenzen zur Auseinandersetzung mit extremisti-

schen Positionen auch im Gymnasium 

Zählt man alle verbindlichen inhaltsspezifischen Kompetenzen in der gymnasialen 

Sek. I und II zur Kategorie Extremismus in allen sechs Bundesländern zusammen, 

kommt man auf zwölf (zum Vergleich: in der nicht-gymnasialen Sek. I sind es 14, 

also etwas mehr, obwohl es drei Schuljahre weniger sind). Drei von diesen zwölf 

behandeln wie gesagt nur den internationalen Terrorismus (Niedersachsen). Den 

‚besten‘ Eindruck macht NRW mit drei Kompetenzen, die fachlich ansprechend 

und zum Teil auf AFB 3-Niveau sind.  

Extrem sparsam dagegen ist Baden-Württemberg, wo es (im gesamten Gymnasium) 

nur eine einzige Kompetenz zum Extremismus auf AFB 2-Niveau gibt. Zum Ver-

gleich: die Zahl der (oft institutionenkundlichen) Kompetenzen zum politischen 

System Deutschlands in Baden-Württemberg im gesamten Gymnasium beträgt 38. 

Der prozentuale Anteil der Kompetenzen zur Kategorie Extremismus im gesamten 

Gymnasium eines Bundeslands an allen sozialwissenschaftlichen Kompetenzen im 

gesamten Gymnasium dieses Bundeslands beträgt im Durchschnitt 1,5 %.  

Wie sieht es bei der – teilweise in gewisser Hinsicht verwandten – Kategorie Multi-

kulturelle Gesellschaft / Migration aus? Über alle sechs Bundesländer hinweg be-

trachtet kann man in der Sek. II (Gymnasium) eine ganze Kompetenz, zwei halbe 

Kompetenzen und eine Drittel-Kompetenz zu dieser Kategorie zählen – zusammen 
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also als vier Kompetenzen angerechnet. Drei davon sieht allein NRW vor; eine 

Kompetenz gehört zu Sachsen. Bei Sachsen ist das insofern eine ziemlich generöse 

Wertung, als „Migration und Integration“ in der betreffenden Kompetenz zur Be-

urteilung von sozialem Wandel nur eine von insgesamt fünf Dimensionen (neben 

Familie, Bevölkerungsentwicklung, Bildung, Arbeitswelt) ist, anhand welcher der 

soziale Wandel analysiert wird. Alle anderen Bundesländer bieten zur Kategorie 

Multikulturelle Gesellschaft / Migration in der Sek. II gar keine verbindlichen in-

haltsspezifischen Kompetenzen (oder Inhalte) an. Zieht man alle verbindlichen in-

haltsspezifischen Kompetenzen zu dieser Kategorie auf Sek. I und II (Gymnasium) 

zusammen, kommt man auf 17 Kompetenzen (aber nur, wenn man die o. g. Teil-

Kompetenzen wie wir hier als ganze Kompetenzen zählt) und es ergibt sich folgen-

des Bild der Verteilung: Baden-Württemberg sechs (alle Sek. I), NRW fünf, Bran-

denburg (nur Sek. I) und Sachsen je drei.  

Niedersachsen und Bayern sehen für die gesamte gymnasiale Schullaufbahn in den sozial-

wissenschaftlichen Fächern überhaupt keine verbindlichen inhaltsspezifischen Kom-

petenzen zur Kategorie Multikulturelle Gesellschaft / Migration vor. 

Befund 29: Multikulturelle Gesellschaft / Migration in den Kompetenzen im 

Gymnasium in Bayern und Niedersachsen ignoriert 

Das ist auch deshalb bemerkenswert, weil diese beiden Bundesländer auch bei der 

Kategorie Extremismus über das gesamte Gymnasium hinweg (sozialwissenschaft-

liche Fächer) schwach aufgestellt sind (s. o.) – jedenfalls gemessen an den verbind-

lichen inhaltsspezifischen Kompetenzen. Das Gegenteil dazu ist NRW, das durch-

gängig zu beiden Kategorien (Extremismus und Multikulturelle Gesellschaft / Mig-

ration) jeweils mindestens eine verbindliche inhaltsspezifische Kompetenz auf Sek. I 

und mindestens eine Kompetenz auf Sek. II formuliert. Der prozentuale Anteil der 

Kompetenzen zur Kategorie Multikulturelle Gesellschaft / Migration in einem Bun-

desland im gesamten Gymnasium an der Gesamtzahl der sozialwissenschaftlichen 

Kompetenzen in diesem Land in dieser Schulform beträgt im Durchschnitt 2,1 %; 

addiert man den entsprechenden Wert für die Kategorie Extremismus (1,5 %, s. o.) 

hinzu, ergibt sich für diese beiden Kategorien also eine Summe von 3,6 % für das 

gesamte Gymnasium. Brandenburg ist mit 6,4 % das einzige Bundesland, das bei die-

ser Summe die 5 %-Marke überschreitet. Besonders schwach ist Bayern mit einer 

Summe von 1,7 %. Wir überlassen es den Leser/innen zu entscheiden, ob so die 

geistigen Grundlagen für ein von Rassismus und anderer Intoleranz weitgehend 

freies, interkulturell friedliches und produktives Zusammenleben verschiedener so-

zialer Gruppen gefördert werden können. 

Bei der Kategorie ökologische Nachhaltigkeit bilden Bayern und Niedersachsen in 

der Sek. II die beiden Kontrastpole: Bayern hat dazu in der Sek. II keine einzige 

Kompetenz, obwohl es schon in der Sek. I nur eine einzige Drittel-Kompetenz (als 

Verbraucher auch mal ökologische Aspekte mit bedenken) dazu vorgibt. Ökolo-

gisch-politisches Lernen findet in Bayern im gesamten Gymnasium – zumindest laut 

den verbindlichen Kompetenzen – praktisch nicht statt. Nicht viel mehr anzubieten 

hat Baden-Württemberg: es kann in der Sek. II lediglich im Fach Wirtschaft zwei 

weitere Teil-Kompetenzen zu dieser Kategorie vorweisen, sodass Schüler dort über 
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die gesamte gymnasiale Schullaufbahn drei Teil-Kompetenzen zum ökologisch-po-

litischen Lernen erwerben sollen, obwohl es zwei sozialwissenschaftliche Fächer 

gibt. Etwas besser aufgestellt sind Brandenburg, NRW und Sachsen, von denen je-

der in der Sek. II mindestens eine verbindliche inhaltsspezifische Kompetenz (oder 

Inhalt, Brandenburg) zu dieser Kategorie vorsieht – wobei sie diesen Bereich auch 

in der Sek. I mit mindestens einer Kompetenz abdecken (s. o.). 

Auffallend unkonventionell erscheint Sachsen, indem es zu dieser Kategorie in der 

Sek. II die folgende, für den Mainstream unserer Gesellschaft irritierende, verbind-

liche Kompetenz im Grundkurs formuliert: „sich positionieren zur Idee einer Wirt-

schaft ohne Wachstum“. In den unverbindlichen Empfehlungen dazu finden sich 

die Begriffe / Namen „Postwachstumsökonomie“, „Niko Paech“, „Grenzen des 

Wachstums“, „Regionalökonomie“. Das ist in der Tat eine fachwissenschaftlich 

wichtige Perspektive, wie z. B. eine Studie im Auftrag des Umweltbundesamtes zeigt 

(Petschow u. a. 2018). Andere Bundesländer nennen (in Wirtschaftspolitik) dagegen 

explizit nur angebots- und nachfrageorientierte Ansätze (Baden-Württemberg, Bay-

ern, Brandenburg), schreiben dazu nichts (Niedersachsen) oder beziehen „alterna-

tive wirtschaftspolitische Konzeptionen“ (NRW) mit ein, ohne das auf Postwachs-

tum einzugrenzen. 

Befund 30: Ökologisch-politisches Lernen in der gymnasialen Sek. II nicht 

ausreichend (Ausnahme: Niedersachsen) 

Quantitativ halbwegs akzeptabel abgedeckt ist die Kategorie ökologisch-politisches 

Lernen in der Sek. II ausschließlich in Niedersachsen, wo systematisch drei verbind-

liche inhaltsspezifische, klar aufeinander aufbauende Kompetenzen von AFB 1 bis 

AFB 3 zu dieser Kategorie vorgegeben werden, sodass der Eindruck entsteht, dass 

eine kleine Unterrichtsreihe dazu obligatorisch ist. Inhaltlich fällt dabei aber im Ver-

gleich zu Sachsen auf, dass diese Kompetenzen eher (einseitig) ordnungsökono-

misch gerahmt sind: von „Postwachstum“ ist keine Rede, sondern von Marktversa-

gen, Effizienz, Anreizwirkungen, öffentlichen Gütern u. ä. Um wirklich Kontrover-

sität herzustellen, müsste man die Kompetenzen aus Niedersachsen und Sachsen 

kontrastiv zusammenführen. 

Wenngleich also v. a. Niedersachsen und partiell auch Sachsen in der Sek. II die 

Kategorie der ökologischen Nachhaltigkeit nennenswert abdecken, ist der Gesamt-

Eindruck über alle sechs Bundesländer und über die gesamte gymnasiale Schulform hin-

weg spärlich. Dieses bereits von Klafki (1996) stark betonte Schlüsselproblem, das 

die Lebensqualität der Menschheit laut Auskunft von Wissenschaftlern in punkto 

der vier Kriterien a) Irreversibilität, b) Wahrscheinlichkeit des Eintretens, c) Zahl 

der betroffenen Menschen und d) Schweregrad der Konsequenzen wohl am stärks-

ten bedroht (mit Ausnahme eines eventuellen Atomkriegs), wird in Sek. I und II 

(Gymnasium) mit summa summarum zwölf ganzen Kompetenzen, sieben halben 

Kompetenzen und sieben Drittel-Kompetenzen abgespeist (Addition aller Kompe-

tenzen in den sechs Bundesländern). Wenn wir trotzdem wie üblich jede dieser 26 

Kompetenzen als ganze anrechnen, liegt der prozentuale Anteil der Kompetenzen 

zur Kategorie ökologische Nachhaltigkeit in einem Bundesland im gesamten Gym-
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nasium an der Gesamtzahl der Kompetenzen in diesem Bundesland in dieser Schul-

form bei im Durchschnitt 3,2 %. Kein Land sticht dabei positiv hervor. Bayern fällt 

mit 0,9 % wieder als extrem ‚sparsam‘ auf. 

Schule und Didaktik wurden ins Leben gerufen, damit junge Menschen die Welt, in 

der sie leben, in ihren positiven Eigenschaften konservativ bewahren und bzgl. ihrer 

negativen Eigenschaften innovativ erneuern, sprich: es geht Didaktik im Kern ei-

gentlich um Reproduktion, d. h. um die nachhaltige Reproduktion von Menschheit, 

Zivilisation und Gesellschaft. Die vielfältigen Umweltprobleme bedrohen diese Re-

produktion am stärksten – und ausgerechnet diese Probleme werden in den sozial-

wissenschaftlichen gymnasialen Lehrplänen von Jahrgang 7 bis 13 fast gar nicht o-

der sehr spärlich behandelt. Dagegen werden zugleich andere Kategorien mit einer 

sehr hohen Zahl an verbindlichen inhaltsspezifischen Kompetenzen bedacht. Das 

mag man so wollen, aber die in denselben Curricula im unverbindlichen allgemeinen 

Text oft beschworene „Problemorientierung“ (Klafki 1996) ist das nicht.  

Ein kursorischer Blick in ein weiteres Bundesland, Hessen, zeigt, dass es auch an-

ders geht, wenn man will. Hessen hat im Gegensatz zu den hier untersuchten sechs 

Bundesländern in der gymnasialen Sekundarstufe II ein ganzes Inhaltsfeld zur Kate-

gorie ökologische Nachhaltigkeit mit dem Titel „Ökologie und wirtschaftliches 

Wachstum“, das sich ausschließlich mit Umweltpolitik befasst. 

Dass die hier analysierten Bundesländer andere Prioritäten setzen, hat u. a. damit zu 

tun, dass sie die Konstruktion ihrer Lehrpläne auf Basis durchaus fragwürdiger, ver-

alteter wissenschaftlicher Systematiken aufbauen. So baut z. B. Bayern seine vier 

VWL-Inhaltsfelder im Fach Wirtschaft / Recht anhand des sog. Magischen Vierecks 

auf: a) „Zielsetzungen in der Sozialen Marktwirtschaft“, b) „Wachstum und Be-

schäftigung“, c) „Preisniveaustabilität“, d) „Außenwirtschaftliche Beziehungen“. 

Inzwischen haben Ökonomen das magische Viereck aber zum magischen Sechseck 

o. ä. erweitert, sodass von der Logik der Lehrplankonstruktion ein Inhaltsfeld zur 

ökologischen Nachhaltigkeit gefordert wäre.  

Ähnlich baut Baden-Württemberg seine Inhaltsfelder im Fach Wirtschaft überwie-

gend anhand der Kategorien des Modells des erweiterten Wirtschaftskreislaufs auf: 

Betriebswirtschaft, Arbeitsmärkte, globale Gütermärkte, internationale Finanz-

märkte. Finanzmärkte sind demnach viel wichtiger als Umweltökonomie. Dieses 

Modell eines anthropozentrisch-monetär verengten Wirtschaftskreislaufs ist theo-

retisch veraltet, weil es ausblendet, dass ein sachgerechtes Modell zum Wirtschafts-

kreislauf den Bereich der Umwelt sachlogisch zwingend mit integrieren müsste, da 

ein Wirtschaftskreislauf ohne Energielieferung u. ä. seitens der Natur und deren 

Schadstoffabbau bald kollabieren würde. Dieses veraltete Modell ist typisch für die 

neoklassische und auch keynesianische Vernachlässigung des zentralen Produkti-

onsfaktors Energie (Grahl 2012; Grahl & Kümmel 2009). Gemäß dem Modell eines 

ökologisch erweiterten Wirtschaftskreislaufs wäre es schlüssig, auch Umweltökono-

mie ein Inhaltsfeld zuzuweisen – zumindest dann, wenn man wie Baden-Württem-

berg sein Wirtschaftscurriculum anhand eines Wirtschaftskreislaufs strukturieren 

will. 
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Die Kategorie Medien bekommt in der Sek. II in keinem der sechs Bundesländer 

ein eigenes Inhaltsfeld und nimmt auch in der Zahl der formulierten Kompetenzen 

ab von 22 in der Sek. I auf 12 in der Sek. II. Dennoch formuliert jedes Bundesland 

hier mindestens eine zugehörige Kompetenz dahingehend, dass Lernende den Ein-

fluss der Medien auf politische Kommunikation beurteilen sollen o. ä. Wiederum 

sticht Sachsen wie schon in der gymnasialen Sek. I hervor und hat mit vier Kompe-

tenzen die meisten. Danach kommt Niedersachsen mit drei Kompetenzen, hat al-

lerdings auch wegen seiner dünnen Abdeckung von Medien in der gymnasialen Sek. 

I (s. o.) Nachholbedarf. In Bayern bleiben für den Erwerb einer einzigen Politik-

Medienkompetenz in der Sek. II rechnerisch nur ca. zwei Unterrichtsstunden, weil 

in dem betreffenden Inhaltsfeld insgesamt fünf Kompetenzen in zehn Stunden er-

worben werden sollen. In der Sek. I hat Bayern drei politische Medien-Kompeten-

zen, für die rechnerisch insgesamt ca. 4,3 Unterrichtsstunden reserviert sind. Ge-

messen an den verbindlichen inhaltsspezifischen Kompetenzen beschäftigen sich 

bayerische Gymnasiast/innen also während ihrer gesamten Schulzeit rechnerisch ca. 

6,3 Unterrichtsstunden mit der politischen Analyse von Medien. 

Wie sieht es in den anderen Bundesländern bei der Kategorie Medien in Bezug auf 

die gesamte gymnasiale Laufbahn (Sek. I plus II) aus? Der prozentuale Anteil der 

Kompetenzen zur Kategorie Medien in einem Bundesland im gesamten Gymnasium 

an der Gesamtzahl der sozialwissenschaftlichen Kompetenzen in diesem Bundes-

land in dieser Schulform beträgt im Durchschnitt 4,2 %. Dieser Wert liegt unter 

dem Wert, der bei einer gleich starken Behandlung aller 16 Kategorien resultieren 

würde (6,25 %, Äquivalenzindikator), was eine Vernachlässigung signalisiert (zum 

Vergleich: der entsprechende Wert in der nicht-gymnasialen Sek. I beträgt 7,7 %). 

Das gilt umso mehr, als zu bedenken ist, dass dieser Durchschnittswert von Sachsen 

als positivem Ausreißer mit 10,6 % hochgetrieben wird (stark in Medien v. a. in der 

Sek. I), wohingegen die anderen Länder sich zwischen nur 2,3 % und 3,5 % (gesamtes 

Gymnasium) bewegen. Während also Sachsen im Gymnasium die Kategorie Medien 

auf Kosten von anderen Kategorien (z. B. Extremismus, Multikulturelle Gesell-

schaft / Migration und Geschlecht mit 1,5 % bzw. 2,3 % bzw. 0 %) in den Kompe-

tenzen sehr stark betont, wird die politisch(-ökonomisch)e Analyse von Medien in 

den verbindlichen inhaltsspezifischen Kompetenzen von den anderen Bundesländern im 

Gymnasium umgekehrt eher zugunsten anderer Kategorien stark vernachlässigt 

(v. a. Politisches System der BRD, Wirtschaft I und II und IB, die jeweils fast immer 

in jedem Land deutlich über 10 % liegen). 

Befund 31: Politisch-ökonomische Medienbildung im Gymnasium im Ver-

gleich zur nicht-gymnasialen Schulform mit Ausnahme von Sachsen vernach-

lässigt  

In Bayern ist Recht eine weitere stark betonte Kategorie, deren hohe Gewichtung 

auf Kosten (u. a.) der politischen Analyse von Medien geht. Aufgrund seines Faches 

Wirtschaft / Recht ist Bayern das einzige Bundesland, das in der Sek. II die Kate-

gorie Recht behandelt: dort gibt es vier Inhaltsfelder, die der Kategorie „Recht(swe-

sen)“ zuzuordnen sind. Alle anderen Bundesländer verzichten völlig darauf und for-

mulieren auch keine Kompetenzen, die sich dieser Kategorie im engeren Sinne zu-

ordnen lassen. Über die gesamte gymnasiale Laufbahn hinweg betrachtet beträgt der 

prozentuale Anteil der Kompetenzen zur Kategorie Recht in Bayern an der dortigen 
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Gesamtzahl sozialwissenschaftlicher Kompetenzen 12,2 %. Dieser Wert liegt deut-

lich oberhalb der anderen Länder (zwischen 1,5 % und 4,8 %). Das schließt auch 

Sachsen mit ein, dessen Fach zwar u. a. „Rechtserziehung“ im Namen trägt, wo aber 

in den verbindlichen inhaltsspezifischen Kompetenzen v. a. Politik und Medien do-

minieren. Bis auf Bayern wird die Kategorie Recht also im Gymnasium vernachläs-

sigt. 

Befund 32: Recht(swesen) in der gymnasialen Sek. II ignoriert (Ausnahme: 

Bayern) 

Die Kategorie, deren Zahl der Inhaltsfelder sich im Gesamtkorpus im Vergleich zur 

Sek. I (Gymnasium) verdoppelt – trotz der abnehmenden Gesamtzahl aller Inhalts-

felder (s. o.) – und so in der Sek. II zur Kategorie wird, die mit Abstand die meisten 

Inhaltsfelder auf sich vereint, ist Wirtschaft II (dominant gesamtwirtschaftliche Per-

spektive). In der Summe über alle sechs Bundesländer hinweg sind rund 17 Inhalts-

felder dieser Kategorie zuzuordnen. Auch auf der Ebene der Kompetenzen ist diese 

Kategorie die am stärksten besetzte: 110 Kompetenzen sind ihr zuzuordnen. Be-

sonders ausgeprägt ist dies in Baden-Württemberg und Bayern, da beide über ein 

separates Fach Wirtschaft verfügen und so fünf bzw. vier Inhaltsfelder dafür vorse-

hen. Aber auch Niedersachsen und NRW sehen zwei Inhaltsfelder plus nennens-

werte Anteile von Inhaltsfeldern dazu vor. Die beiden östlichen Bundesländer be-

gnügen sich mit je einem. 

Der prozentuale Anteil der Kompetenzen zu Wirtschaft II in einem Bundesland in 

der gymnasialen Sek. II an der Gesamtzahl der sozialwissenschaftlichen Kompeten-

zen in diesem Bundesland in der gymnasialen Sek. II liegt mit im Durchschnitt 23 % 

extrem hoch – es ist mit Abstand der für diese Größe in unserer gesamten Unter-

suchung für eine Einzel-Kategorie auf einer Schulstufe bzw. –form höchste gemes-

sene Durchschnittswert. Es gibt einzelne Bundesländer, die diesen Durchschnitts-

wert sogar noch deutlich überschreiten: Baden-Württemberg mit 34,4 % – wegen 

des separaten Fachs Wirtschaft. Aber Niedersachsen zeigt, dass man mit einem In-

tegrationsfach in der Sek. II hier auch überdurchschnittlich hohe Werte erzielen 

kann (28,4 %). Obwohl auch Sachsen mit 13,2 % einen immer noch sehr hohen 

Wert hat, erzielt es im Ländervergleich hier mit Abstand den geringsten Wert.  

Befund 33: Gesamtwirtschaftliche Analysen im Gymnasium in den Kompeten-

zen überall sehr stark repräsentiert 

Betrachtet man diese Größe, also das relative Gewicht von Wirtschaft II über die 

gesamte gymnasiale Schullaufbahn hinweg, liegt der entsprechende Prozentwert im 

Durchschnitt etwas niedriger bei 18,2 % (weil Wirtschaft II in der Sek. I nicht ganz 

so stark dominiert wie in der Sek. II, siehe Kapitel 3). Aber dennoch ist Wirtschaft 

II im gesamten Gymnasium jene Einzel-Kategorie, die von allen Einzel-Kategorien 

den höchsten Wert erzielt (knapp vor der Kategorie Politisches System Deutsch-

lands mit 16,8 %). Drei Bundesländer tun sich besonders stark hervor: NRW mit 

24,3 % (v. a. weil es in der Sek. I Wirtschaft II extrem stark betont, s. o.), Nieder-

sachsen mit 24,2 % und Baden-Württemberg mit 24,1 %. Sachsen ist auch hier das-

jenige Land, das sich mit – im Vergleich – ‚moderaten‘ 9,8 % begnügt. 
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Interessant aus Sicht des Demokratie-Lernens ist wiederum zu untersuchen, inwie-

fern die Kompetenzen zur Wirtschaft die deutsche Mitbestimmung der Arbeitneh-

mer in Betriebsrat und Aufsichtsrat berücksichtigen. Ist deren eher geringe Berück-

sichtigung in der Sek. I nur die Folge davon, dass man diesen Aspekt erst in der Sek. 

II einbauen möchte? Nein, die Befunde belegen das Gegenteil: von insgesamt 142 

Kompetenzen in allen sechs Ländern zu beiden Kategorien Wirtschaft I (30 Kom-

petenzen), Wirtschaft II (109 Kompetenzen) und nicht genauer zuzuordnenden (3 

Kompetenzen) gibt es in der Sek. II nur eine einzige Kompetenz, die diesen Bestandteil 

der sozialen Marktwirtschaft in Deutschland berücksichtigt (in Baden-Württem-

berg, immerhin auf dem Niveau von AFB 3): „die Bedeutung der betrieblichen Mit-

bestimmung (gesetzliche Regelungen) beurteilen“.  

Befund 34: Mitbestimmung der Arbeitnehmer/innen auch in der gymnasialen 

Sek. II praktisch komplett ignoriert 

Dieses schmale Ergebnis zur Mitbestimmung ist keinesfalls Artefakt, das nur daraus 

resultiert, dass Kompetenzen in Lehrplänen nicht so konkret formuliert würden. 

Denn bei vielen anderen Kompetenzen wird sehr wohl oft mit sehr konkreten Be-

griffen gearbeitet, wie z. B. Kreolisierungsthese, Preisniveaustabilität, SWOT-

Analyse, Wettbewerbsstrategie nach Porter, Tarifverhandlungen, Devisenmarktin-

terventionen, Drei-Sektoren-Hypothese, magisches Sechseck, nicht-tarifäre Han-

delshemmnisse, Vertragsfreiheit, Gleichgewichtspreis, homo oeconomicus, Ge-

werkschaften, Stabilitäts- und Wachstumsgesetz, usw. Vielmehr ist das schmale Er-

gebnis zur Mitbestimmung die Folge davon, dass wie bereits bei der Sek. I ausge-

führt die Lehrplankonstrukteure nicht berücksichtigen, dass zur sozialen Marktwirt-

schaft Deutschlands auch die Mitbestimmung der Arbeitnehmer/innen gehört. Ein 

Beispiel: NRW formuliert die Kompetenz: „beschreiben normative Grundannah-

men der Sozialen Marktwirtschaft in der BRD wie Freiheit, offene Märkte, sozialer 

Ausgleich gemäß dem Sozialstaatspostulat des Grundgesetzes“. Hier hätte man 

leicht Mitbestimmung einfügen können. Ist Mitbestimmung makroökonomisch ‚un-

wichtiger‘ als all das? Nein, aus fachwissenschaftlicher Sicht ist das keinesfalls so; 

sie hat eine positive (makro)ökonomische Funktion (siehe z. B. Jirjahn 2010; Rapp 

& Wolff 2019; Jäger u. a. 2019; Redeker 2019). 

„Drittens besteht eine Bedingung der Möglichkeit demokratischer Sittlichkeit auch in 
einer – wenn auch in ihrem Ausmaß auf natürliche Weise begrenzten – Demokratisie-
rung des Kapitalismus. (…) [Es kann] empirisch festgestellt werden, dass demokrati-
sche Partizipationsformen in den Betrieben nicht nur die Zufriedenheit der Angestell-
ten erhöhen, sondern diese Formen der Beteiligung und Anerkennung auch die Leis-
tungsfähigkeit des Betriebes erhöhen. Insofern waren die Themen demokratischer 
Mitbestimmung sowie genossenschaftlichen Wirtschaftens nicht nur in den 1970er 
Jahren aktuell, sie besitzen auch heute noch ihre Relevanz als eine Quelle demokrati-
scher Sittlichkeit im entgrenzten (Finanz-)Kapitalismus“ (Jochem 2013). 
 

Vielen der hier untersuchten Lehrpläne liegt jedoch – zumindest implizit – eher die 

Annahme zugrunde, dass man zur Förderung der Wettbewerbsfähigkeit Deutsch-

lands in der Schule v. a. Kompetenzen zur Unternehmerrolle fördern müsse. Die 

Förderung solcher Kompetenzen ist ein legitimes Anliegen. Doch die Zahl der 

Kompetenzen dazu übertrifft die Zahl der Kompetenzen zur Mitbestimmung um 
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ein Vielfaches. Klarstes Beispiel für dieses Verhältnis ist NRW, das im neuen Lehr-

plan für die Sek. I (Gymnasium) nur eine einzige Mitbestimmungskompetenz (s. o.), 

aber vier reine Unternehmerkompetenzen formuliert: „beschreiben die Vielfalt selb-

ständiger Berufe“, „beschreiben Schritte in die unternehmerische Selbständigkeit“, 

„diskutieren Strategien der Existenzgründung“, „beurteilen in Grundzügen Chan-

cen und Risiken unternehmerischer Selbständigkeit“. Auch Bayern bietet in der Sek. 

II ein ganzes Inhaltsfeld „Unternehmerisch denken und entscheiden“, aber keine 

einzige Kompetenz geschweige denn ein Inhaltsfeld „Betriebsräte gründen und Mit-

bestimmungsrechte durchsetzen“. In wessen Interesse ist das? Wie verhält es sich 

zum breit proklamierten Anspruch, dass die Schule zur Demokratiebildung beitra-

gen müsse? 

Eine weitere analytische Frage, die man im Kontext der Kategorie Wirtschaft II an 

die Curricula stellen kann, ist, ob sie in den Kompetenzen die ‚großen Fragen‘ auf-

werfen, v. a. jene zum Verhältnis / Vereinbarkeit von Kapitalismus und Demokra-

tie. Aus fachwissenschaftlichen Beiträgen (z. B. Merkel 2014; van Bavel 2019) kann 

man schließen, dass dies ein prekäres Verhältnis ist, das fachdidaktisch für Demo-

kratie-Lernen wichtig wäre. Direkt kann man diese ‚große Frage‘ in den Kompe-

tenzformulierungen nicht finden, was auch daran liegt, dass die Inhaltsfelder zu Po-

litisches System und Wirtschaft II strikt getrennt werden und sich die Kompetenzen 

oft auf „piecemeal engineering“ fokussieren (z. B. Erklärungsansätze für Arbeitslo-

sigkeit, Wirkung von Devisenmarktinterventionen, wirtschaftstheoretische Kon-

zeptionen, Leitbilder der Europäischen Außenhandelspolitik, Modell des Konjunk-

turzyklus). In jedem Bundesland – bis auf Baden-Württemberg – kann man aber 

eine Kompetenz finden, in die sich die o. g. ‚große Frage‘ mit etwas Mühe hineinle-

sen lässt. Die folgenden Kompetenzen kommen der o. g. ‚großen Frage‘ also noch am 

nächsten, ansonsten gibt es dazu nichts: 

„beurteilen nationale wirtschaftspolitische Handlungsmöglichkeiten vor dem Hinter-
grund ihrer Grenzen in der globalisierten Weltwirtschaft (z. B. in den Bereichen Kon-
junktur und Beschäftigung)“ (Bayern), 
 
„Handlungsmöglichkeiten zur nachhaltigen Bewältigung globaler Herausforderungen 
diskutieren“ (Brandenburg), 
 
„erörtern kriterienorientiert das Verhältnis von Markt und Staat in der Sozialen Markt-
wirtschaft“ (Niedersachsen), 
 
„erörtern die Möglichkeiten und Grenzen nationaler Wirtschaftspolitik“ (NRW), 
 
„beurteilen von wirtschaftspolitischen Handlungsoptionen in der sozialen Marktwirt-
schaft der Bundesrepublik Deutschland vor dem Hintergrund von Globalisierung und 
Digitalisierung“ (Sachsen). 
 

Die dritte Kategorie, die – neben Wirtschaft II und IB – bei der Zahl der Inhalts-

felder in der Sek. II im Vergleich zur Sek. I expandiert, ist Sozialpolitik / Sozial-

struktur (inkl. Sozialer Wandel). Insgesamt sind es in der Sek. II 5,25 Inhaltsfelder 

zu dieser Kategorie. Damit wird sie dort zur viertstärksten Kategorie – unabhängig 

davon, ob man die Inhaltsfelder zählt oder die verbindlichen inhaltsspezifischen 

Kompetenzen (44). Der Anteil der Kompetenzen zu dieser Kategorie in einem Bun-

desland in der gymnasialen Sek. II an der Gesamtzahl der sozialwissenschaftlichen 
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Kompetenzen in diesem Bundesland in der gymnasialen Sek. II erreicht mit im 

Durchschnitt 11,4 % einen sehr starken Wert. Extrem stark ist hier Brandenburg 

mit 22,7 %, wogegen Baden-Württemberg nur 2,1 % erreicht, da Sozialpolitik dort 

exklusiv für den vierstündigen Leistungskurs reserviert wird; im Grundkurs wird die 

Kategorie dort dagegen zum ‚Opfer‘ des politisch-institutionell dominierten Poli-

tikfaches und des ökonomisch verengten Wirtschaftsfaches, wo jeweils ‚soziale‘ As-

pekte weitgehend entfallen. 

Positiv hervorzuheben ist, dass die Kompetenzen zur Sozialpolitik überall deutlich 

machen, dass es um die kontroverse Diskussion konträrer sozialpolitischer Positio-

nen gehen soll. Das gilt aber wegen des fehlenden Inhaltsfeldes in der Sek. II nur 

sehr eingeschränkt für Baden-Württemberg, da es in der Sek. I im dortigen Inhalts-

feld im AFB 3-Bereich nur die Teil-Kompetenz „Ausgestaltung der Grundsicherung 

bewerten“ hat. 

Betrachten wir also die Kategorie Sozialpolitik u. ä. über das gesamte Gymnasium 

(Sek. I plus Sek. II), zeigt sich: die Lernenden müssen sich dort – wenn der Grund-

kurs besucht wird – in allen Bundesländern im Laufe ihrer Schulkarriere mindestens 

einmal mit einem ganzen Inhaltsfeld beschäftigen, dessen Mittelpunkt sich um diese 

Kategorie dreht. Für Niedersachsen gilt das etwas eingeschränkter. In der Sek. II 

sind es dort ein Viertel eines Inhaltsfeldes; in der Sek. I gibt es dort wie gesagt (s. o.) 

nur im Begleittext eine Absichtsbekundung, die sich aber in den Kompetenzen nicht 

zielgenau wiederfindet. Dementsprechend niedrig ist der Anteil der Kompetenzen 

zu Sozialpolitik im gesamten Gymnasium Niedersachsens an allen dortigen sozial-

wissenschaftlichen Kompetenzen, der bei nur 3,9 % liegt (absolut sind es fünf). Der 

entsprechende Durchschnittswert für alle Länder (8,6 %) macht Sozialpolitik u. ä. 

zu einer stark betonten Kategorie (Platz 5 von allen 16 Kategorien bei dieser Mess-

größe im gesamten Gymnasium). Brandenburg setzt sich von den anderen Ländern 

insofern ab, als es hier sogar einen extrem starken Schwerpunkt (16,4 %) setzt. 

Befund 35: Sozialpolitik / Sozialstruktur im Gymnasium meistens befriedigend 

abgedeckt, sehr gut in Brandenburg 

Die Kategorie mit den zweitmeisten Inhaltsfeldern (insgesamt zehn) und inhalts-

feldspezifischen verbindlichen Kompetenzen (71) ist Politisches System Deutsch-

lands. Ihr Stellenwert in der Sek. II (Gymnasium) entspricht also in etwa ihrem Ge-

wicht in der Sek. I. Das ist bemerkenswert: Ein kreativer Kopf könnte ja auf die 

Idee kommen, dass man diese Kategorie in der Sek. I schon so oft und eingehend 

genug thematisiert habe, dass man in der Sek. II den anderen, marginalisierten Ka-

tegorien gesellschaftlich-soziokultureller Natur (Geschlecht, Sozialisation, Multikul-

turelle Gesellschaft / Migration, Extremismus, ökologische Nachhaltigkeit) zumin-

dest ein wenig mehr Raum zugestehen könnte – aber das ist nicht der Fall. Im Ver-

gleich zur Sek. I steigt allerdings der Anteil der AFB 3-Kompetenzen in dieser Ka-

tegorie an; er liegt in allen Ländern in der gymnasialen Sek. II etwa im Bereich zwi-

schen 20 und 25 %. 

Baden-Württemberg setzt sich hier gemessen an den Inhaltsfeldern auch in der Sek. 

II an die Spitze mit 3 Feldern zur Kategorie Politisches System Deutschlands. Ins-

gesamt hat Baden-Württemberg damit im gesamten Gymnasium (Sek. I + II) sieben 
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Inhaltsfelder zum Politischen System Deutschlands. Schon mit Abstand folgt Bay-

ern mit fünf und Sachsen mit 3,25. V.a. die südlichen Bundesländer legen also of-

fenbar sehr viel Wert auf diese Kategorie. NRW begnügt sich mit zwei, die anderen 

Länder liegen dazwischen. Die hohe Zahl bei Baden-Württemberg liegt zum Teil 

daran, dass die Inhaltsfelder zum Teil klein zugeschnitten sind, aber es sind dort 

trotzdem summa summarum 38 Kompetenzen im gesamten Gymnasium (Sek. I + II) 

zur Kategorie Politisches System Deutschlands. Zum Vergleich: im selben Bundes-

land gibt es im Laufe des gesamten Gymnasiums zwei Kompetenzen zu Geschlecht, 

eine Kompetenz zu Extremismus, eine Kompetenz zu Sozialisation und genau ge-

rechnet anderthalb Kompetenzen zur ökologischen Nachhaltigkeit.  

Der prozentuale Anteil der Kompetenzen zur Kategorie Politisches System 

Deutschlands in einem Bundesland im gesamten Gymnasium an der Gesamtzahl der 

sozialwissenschaftlichen Kompetenzen dort in diesem Bundesland liegt mit 16,8 % 

sehr hoch (auch hier Platz zwei knapp hinter Wirtschaft II). Kein Land hat weniger 

als 10 %; Sachsen mit einem extrem starken Anteil von 25 % setzt hier mit großem 

Abstand zu allen anderen Einzel-Kategorien den absoluten Schwerpunkt seines 

Curriculums. Konstruiert man auch hier eine Ober-Kategorie „Politische Systeme 

/ Politik i. e. S.“, die neben politisches System Deutschlands Schul-Demokratie, 

Kommunalpolitik, Europäische Union und Internationale Beziehungen umfasst, 

vereint diese 322 Kompetenzen auf sich. Auch wenn man 13 ökonomische EU-

Kompetenzen davon abzieht, ist das etwas mehr als bei der Ober-Kategorie Wirt-

schaft (Wirtschaft I und II), die auf 269 Kompetenzen kommt. Diese Differenz liegt 

aber fast ausschließlich am politikdominierten Sachsen, wo das Verhältnis der bei-

den Ober-Kategorien 62 zu 22 Kompetenzen lautet. In den anderen Ländern ist das 

Verhältnis der Ober-Kategorien annähernd ausgeglichen (außer Bayern, wegen des 

Rechtsanteils im Wirtschaftsfach). In NRW überwiegt sogar Wirtschaft leicht über 

Politik.  

Aber problematischer als die exakte Relation zwischen Politik und Wirtschaft ist die 

Tatsache, dass beide Bereiche so derart dominant sind, dass sie eher gesellschaftli-

che Kategorien (Multikulturelle Gesellschaft / Migration, Sozialisation, Geschlecht, 

ökologische Nachhaltigkeit, aber partiell auch Medien) bis zur völligen Ignoranz 

marginalisieren. 

Befund 36: Politik und Wirtschaft dominieren im Gymnasium extrem und mar-

ginalisieren viele soziokulturelle Kategorien sehr stark 

Schaut man spezifisch für die Sek. II, welche Subkategorien beim politischen System 

Deutschlands besonders stark behandelt werden, so dominiert auch hier „FDGO, 

Grundrecht(skonflikt)e, Grundgesetz, Rechtsstaat, Demokratieprinzipien, Grund-

werte“ mit 18 (Teil-)Kompetenzen, aber der Vorsprung vor den anderen Sub-Kate-

gorien ist in der Sek. II nicht so stark wie in der Sek. I. 

Denn gleich dahinter folgt mit 13 (Teil-)Kompetenzen die Sub-Kategorie „Partizi-

pation“, die alle Kompetenzen versammelt, durch die Lernende erkennen können, 

wie sie durch eigene politische Partizipation u. ä. ihre eigenen Interessen einbringen 

/ durchsetzen können. Dabei hat NRW mit 5 Kompetenzen die meisten und Bayern 

mit Null die wenigsten. Die anderen Länder liegen zwischen NRW und Bayern. 
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Zwar hat auch Bayern in der Sek. II Kompetenzen, in denen Partizipation in gewis-

ser Hinsicht vorkommt, aber diese haben wir nicht im Sinne unserer Definition 

dieser Subkategorie gewertet, da dieser Begriff dort z. B. lediglich als rein theoreti-

sches Kriterium fungiert, um Diktatur und Demokratie abzugrenzen, oder man ver-

sucht, apodiktisch normative Gebote ins Über-Ich der Schüler/innen zu implemen-

tieren: 

„…leiten daraus die Notwendigkeit auch für den Einzelnen ab, sich aktiv für eine positive 
Weiterentwicklung der Demokratie einzusetzen“ (unsere Hervorhebung). 
 

Die Kompetenzen der anderen Länder zu Partizipation haben dagegen eine ganz 

andere Qualität als solche nötigenden Appelle an abstrakte Bürgerpflichten. Zum 

Vergleich zwei Beispiele aus Sachsen und NRW, die Bürger/innen als kritisch-par-

tizipatives Subjekt ansprechen:  

„eigene Handlungsoptionen zur Gestaltung globaler politischer und gesellschaftlicher 
Prozesse erkennen und diese aktiv nutzen können“ (Sachsen), 
 
 „erörtern demokratische Möglichkeiten der Vertretung sozialer und politischer Inte-
ressen sowie der Ausübung von Einfluss, Macht und Herrschaft“ (NRW). 
 

Bei der Einschätzung des Gewichts dieser Partizipationskompetenzen muss man 

jedoch berücksichtigen, dass in der Sek. II viele andere Inhaltsfelder wegfallen 

(Schul-Demokratie, Kommunalpolitik) oder stark an Gewicht verlieren (Medien), in 

denen in der Sek. I viele Partizipationskompetenzen angesiedelt sind. Dagegen fin-

det man Partizipationskompetenzen in der Sek. II oft nur noch in der Kategorie 

Politisches System der BRD. Daher liegt der prozentuale Anteil aller kategorienüber-

greifenden Kompetenzen zur Partizipation (inkl. ökonomische Mitbestimmung) in ei-

nem Bundesland in der gymnasialen Sek. II an der Gesamtzahl der sozialwissen-

schaftlichen Kompetenzen in diesem Bundesland auf dieser Schulstufe im Durch-

schnitt etwas unter dem entsprechenden Anteil in der Sek. I: beträgt er in der gym-

nasialen Sek. I 5,2 % (s. o.), liegt er in der Sek. II bei 4,2 %. (Dies bezieht sich nur 

auf die verbindlichen inhaltsspezifischen Kompetenzen; inhaltsübergreifende Kompe-

tenzen haben wir in unserer Untersuchung wie gesagt nicht berücksichtigt). Die 

Verteilung in der Sek. II stellt die Abbildung 8 dar. 
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Abbildung 8: Anteil verbindlicher Kompetenzen zu Partizipation u. ä. (gymna-

siale Sek. II) 

 
Eigene Darstellung. Prozentualer Anteil (blaues Segment) verbindlicher inhaltsspezifischer Kompetenzen zu Partizipa-
tion u. ä. an allen sozialwissenschaftlichen Kompetenzen für die Sek. II 

Deutlichen Zuwachs innerhalb der Kategorie Politisches System der BRD im Vergleich zur 

Sek. I erfährt in der Sek. II die Sub-Kategorie Systemvergleich mit 11 (Teil-)Kom-

petenzen. Im Gegensatz zur nicht-gymnasialen und gymnasialen Sek I (s. o.) geht 

es hier oft um den Vergleich von demokratischen und diktatorischen Systemen (Ba-

den-Württemberg, Bayern, Brandenburg, Sachsen), in NRW dagegen um direkte vs. 

repräsentative Demokratie. Bayern fordert in einer Kompetenz auch den Vergleich 

von Parlamentarismus und Präsidentialismus. Das provoziert die Frage, ob es fach-

didaktisch nichts Wichtigeres gibt (z. B. Extremismus im Inland, wo Bayern klaf-

fende Lücken hat, s. o.). Für alle Länder stellt sich die Frage, warum der Systemver-

gleich Demokratie / Diktatur erst in der Sek. II einsetzt und nicht früher (s. o.). 

Die Sub-Kategorie „Organe, Akteure und ihr Zusammenwirken im Gesetzgebungs-

prozess, Institutionen“ nimmt zwar im Vergleich zur Sek. I an Gewicht ab, kommt 

aber immer noch auf 9 (Teil-)Kompetenzen. Ebenfalls auch in der Sek. II stark 

besetzt ist die Sub-Kategorie „Parteien“ mit 8 (Teil-)Kompetenzen, die ganz ge-

nauso wie in der Sek. I stark vor außerparlamentarischen Akteuren liegt wie die Sub-

Kategorie „Bürgerinitiativen, NGOs“ mit 3 (Teil-)Kompetenzen und „Verbände, 

Interessenorganisationen“ (1 (Teil-)Kompetenz). Politische Devianz (Politikver-

drossenheit u. ä.) erreicht auch nur zwei (Teil-)Kompetenzen. Ziviler Ungehorsam, 

Demonstrationen, Protest o. ä. taucht auch in der Sek. II gar nicht auf. Die Sub-

Kategorie „Wahlen“ erhält drei (Teil-)Kompetenzen.  

Im Großen und Ganzen zeigt sich hier also ein sehr ähnliches, d. h. stark instituti-

onalistisch-konventionell geprägtes Bild wie in der Sek. I, sodass man sich fragt, 

Baden-Württemberg             Bayern            Brandenburg 

      Niedersachsen     Nordrhein-Westfalen             Sachsen 
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warum dasselbe einseitige Muster nochmals wiederholt wird statt die in der Sek. I 

marginalisierten Subkategorien nun wenigstens in der Sek. II stärker zu gewichten 

sowie demokratiefreundliche Vorschläge zur Reform der Demokratie zu diskutieren 

(z. B. Buchstein 2018; Nanz/Leggewie 2016). Ebenso könnte es sinnvoll sein, die 

sozialen Voraussetzungen von Demokratie (z. B. Mukand & Rodrik 2017) zu erhellen, 

also z. B. sozioökonomische / soziokulturelle Normen, Machtverhältnisse, Un-

gleichheiten, Konflikte, Polarisierungen etc. – jedenfalls dann, wenn man im Unter-

richt die elementare Frage diskutieren möchte, „wie Demokratien sterben“ (können) 

(Levitsky & Ziblatt 2018). 

Befund 37: Politische Bürgerbewegungen, Devianz, Protest, ziviler Ungehor-

sam u. ä. sowie soziale Voraussetzungen der Demokratie auch in der gymna-

sialen Sek. II in den Kompetenzen wenig oder gar nicht präsent 

Während die Sub-Kategorie „Politische Theorie(n)“ in der Sek. I kein Thema war, 

erhält sie in der Sek. II im Grundkurs insgesamt sechs (Teil-)Kompetenzen, aber 

nur in Brandenburg, NRW und Sachsen. Welche das sind, wird mit Ausnahme von 

Sachsen (Locke, Montesquieu, Rousseau) offengelassen, aber vermutlich (siehe die 

zugelassenen Schulbücher) sind auch in den anderen Ländern dieselben (plus Hob-

bes und die Federalist Papers), traditionell behandelten, jahrhundertealten Theorien 

gemeint und nicht aktuelle, fachlich mindestens ebenso wertvolle Theorien zur (Be-

kämpfung der) Krise unserer heutigen Demokratie. 

Schließlich ist noch auf eine besondere Kompetenz aus der Sub-Kategorie „Partizi-

pation“ hinzuweisen, die (nur) von Baden-Württemberg formuliert wird: 

„den Zusammenhang von sozialem Status (Milieuzugehörigkeit, Bildung) und der Par-
tizipation der Bürger erklären sowie die Folgen für die Demokratie bewerten“. 
 

Das ist die einzige Kompetenz in sämtlichen hier untersuchten Lehrplänen, in der 

die in den empirischen Untersuchungen von Lea Elsässer und Armin Schäfer her-

ausgearbeitete problematische Funktionsweise der heutigen Demokratie angespro-

chen wird (z. B. Elsässer u. a. 2018; Elsässer 2019). Das ist (bzw. wäre) ein wichtiger 

Punkt für Demokratie-Lernen, denn ein zentrales Versprechen der Demokratie ist 

die (ungefähre) reale Gleichheit der politischen Einflusschancen aller Bürger/innen 

auf den politischen Prozess, zumindest die Abwesenheit derartig großer Differen-

zen wie von den genannten Politologen für Deutschland (und in anderen Ländern) 

empirisch festgestellt. Etwas irritierend an der Kompetenz ist allerdings die Opera-

tionalisierung von sozialem Status nur anhand von Milieu und Bildung. Elsässer und 

Schäfer operationalisieren dagegen anhand der sozialen Schicht, d. h. des Einkom-

mens. Jedenfalls bietet die Kompetenz zugleich die Chance, das heutige politische 

System Deutschlands auch einmal anhand einer aktuellen politischen Theorie zu 

problematisieren und Reformoptionen kontrovers durchzudenken, die jenseits der 

direkten Demokratie liegen (denn dabei ist die soziale Ungleichheit politischer Be-

teiligung noch größer, sodass sie zumindest dafür nicht als Lösung taugt).  

Bei Betrachtung des gesamten gymnasialen Bildungswegs (Sek. I plus Sek. II, siehe 

Abbildung 9) dominieren also die beiden Kategorien Wirtschaft II und Politisches 

System Deutschlands, die als einzige auf jeweils über 100 Kompetenzen kommen. 
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Danach folgen mit einem gewissen Abstand Wirtschaft I sowie Internationale Be-

ziehungen. Im Mittelfeld liegen Europäische Union und Sozialpolitik mit einer Ab-

deckung, deren durchschnittlicher Anteil an den Curricula der Länder leicht ober-

halb der Schwelle des Äquivalenzindikators (6,25 %) liegt, die sich bei einer gleich 

starken Behandlung aller 16 Kategorien ergäbe. Danach folgen die meistens ver-

nachlässigten Kategorien Recht und Medien, die nur in je einem Land stark abge-

deckt sind. Völlig marginalisiert werden ökologische Nachhaltigkeit (zumal der An-

teil der Teil-Kompetenzen dort über 50 % beträgt) und die mikropolitischen Kate-

gorien Kommunalpolitik und Schul-Demokratie sowie insbesondere Extremismus, 

Multikulturelle Gesellschaft / Migration, Sozialisation und Geschlecht. Das zeigt 

sich in der Zahl der Kompetenzen im Gesamtkorpus (siehe Abbildung 9), aber auch, 

wenn man den jeweiligen prozentualen Anteil der Kompetenzen zu den Einzel-Ka-

tegorien in einem Bundesland an der Gesamtzahl der sozialwissenschaftlichen 

Kompetenzen in diesem Bundesland berechnet (siehe Angaben oben im Text). 

Abbildung 9: Relevanz der Kategorien im Gymnasium (Sek. I, Sek. II; Kompe-

tenzen) 

Eigene Darstellung. Absolute Häufigkeiten der Kategorien gemessen an den einschlägigen Inhaltsfeldern; (N = 858, 
inkl. der nicht sinnvoll zuordenbaren inhaltsspezifischen Kompetenzen) 
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